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Ueberſicht der öffentlichen Prüfung. 


Dienſtag den 4. April Nachmittags: 


2 Uhr. VI. Rechnen Braldus. 
Datein S'kierlo 
* V. Franzöſiſchh. ... Heinicke. 
Latemn „ Szelinski. 
3 IV. Mathematik... . Blümel. 
Griechiſc h... . Stiel. 
I aten n Siber 


Geſchichte . .. Heinicke. 


Mittwoch den 8. April Vormittags: 


9 Uhr. II. Religion . » » „ Wendland. 
Griechiſc » .. .. Krauſe. 

10 = I: Franzöſiſchhh. ... Gervais. 
Geſchichte .... Töppen. 


Nach der Prüfung der einzelnen Klaſſen folgen Deklamationen der Schüler, nach der 
Prüfung der Prima die Abiturienten-Entlaſſung. 

Nach Ertheilung der vierteljährigen Zeugniſſe wird der Unterricht auf 2 Wochen geſchloſſen. 
Zur Prüfung und Aufnahme neuer Schüler wird der Unterzeichnete am 18. und 19. April bereit 
ſein. Der neue Curſus beginnt Donnerſtag den 20. April. 
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Die preußiſchen Landtage 
während der Regentſchaft des Markgrafen 
Georg Friedrich von Ansbach“). 

Nach den Landtagsakten dargeſtellt 


von 


Dr. M. Töppen. 
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Glorg Friedrich von Ansbach, welchem nach dem Ausſterben der männlichen Deſcendenz 
des Herzogs Albrecht die nächſte Anwartſchaft auf das Herzogthum Preußen zuſtand, hatte 
den preußiſchen Ständen ſeinen Wunſch, die Adminiſtration für den ſchwachſinnigen Herzog 
Albrecht Friedrich zu übernehmen, ſchon früh eröffnet. Aber erſt nach mühſamen Unterhand— 
lungen mit der Krone Polen, bei welchen ihn weder die Regierung noch die Stände Preußens 
unterſtützten, kam er im Jahre 1577 zu ſeinem Zweck. König Stephan Bathory hielt 
damals ſein Hoflager in Marienburg, um die Berhältuiffe beider Theile Preußens aus der Nähe 
zu überſehen und zu ordnen. Dort gab er unter Vermittelung der Abgeordneten mehrerer 
deutſcher Fürſten, unter andern derer von Churſachſen, Churbrandenburg, Würtemberg und Heſſen, 
dem Herzogthum ſeinen neuen Fürſten, den Danzigern einen langerſehnten Frieden. Durch 
Urkunde vom 22. September 1577 übertrug er dem Markgrafen Georg Friedrich in Betracht 

V } sgründe bewogen, ſondern 


zwar ſeiner Verwandtſchaft und Mitbelehnung, aber nicht durch Ne 
„rein“ aus Gnade und Wohlwollen die Curation des ſchwachſinnigen Herzogs und die Admi- 
niſtration und Gubernation des Herzogthums mit allen Nutzungen und Rechten, aber unbeſcha— 
det der zwiſchen Preußen und Polen aufgerichteten Pacten. Um feine und des Reiches Hoheit 
zu wahren, verlangte der König nicht nur einen neuen Eid von dem Markgrafen und ſeinen 
neuen Uunterthanen, ſondern er beſtimmte auch, daß der Markgraf nur preußiſche oder polniſche 

) Dieſer neue Beitrag zur Geſchichte der Stände Preußens ſchließt ſich folgend 
1) Zur Geſchichte der ſtändiſchen Verhältniſſe in Preußen (15251566) in v. N rs Hiſtoriſchem Taſchenbuche, 
1817 S. 301-492; 2) Die preußiſchen Landtage zunächſt vor und nach dem Tode des Herzogs Albrecht (1567 
bis 1569) in dem Programm des Gymnaſii zu Hohenſtein, 1855 S. 1-31; 3) Der lange Königsberger Landtag 
(1570—1577) in v. Raumer's Hiſtoriſchem Taſchenbuche, 1849 S. 441. 582, 


früheren des Verfaſſers an: 


— 
Unterthanen zu den Schloßhauptmannſchaften und zur Stellvertretung in feiner Abweſeuheit 
berufen dürfe. Des ſchwachſiunnigen Herzogs und feiner Deſcendenten Rechte wurden durch die 
Beſtimmung gewahrt, daß, wenn jener ſelbſt hergeſtellt werden oder männliche Nachkommenſchaft 
hinterlaſſen ſollte, ihm oder dieſen nach erreichter Volljährigkeit die Regierung wieder übergeben 
und Rechenſchaft für die Zeit der Curation und Adminiſtration abgelegt werden ſolle. Uebrigens 
wurde dem Herzoge der ſeiner Stellung angemeſſene Unterhalt, der Herzogin der ungeſtörte 
Genuß ihres Vermögens und Leibgedinges zugeſichert ). Die Regimentsräthe des Herzogthums 
wußten zwar, daß Georg Friedrich mit dem Koͤnige in Unterhandlungen ſtehe, konnten aber 
nichts Näheres über den Gang derſelben erfahren. Sie begnügten ſich daher durch eine Botſchaft 
an den König denſelben zu bitten, er möge ſich ſo entſchließen, daß Pacten und Privilegien durch 
jeinen Entſchluß unverletzt blieben. Dies verſprach der König, doch blieben die Regimentsräthe 
auch ferner von den Verhandlungen ausgeſchloſſen. Endlich kündigte der König ihnen eine 
Geſandtſchaft an, durch welche ſie von dem Schluſſe der Verhandlungen und den Conditionen 
derſelben gründlichen Bericht erhalten ſollten. Wenn irgend jemanden, fo mußte ihnen die Ein- 
ſetzung eines Gubernators unerwünſcht ſein. Sie beriefen daher auf jene Botſchaft des Königs 
die preußiſchen Stände nach! Königsberg, zum 9. December 1577, und fragten bei ihnen an, 
was man in Rückſicht auf des Landes allgemeines Beſte, auf die Pacten und auf die Eidespflicht, 
vor dem Abgange des Herzogs und ſeiner männlichen Leibeserben keinen andern Herrn zu er— 
kennen, zu thun haben würde. Die Herren und Landräthe (d. h. der erſte Stand) antworteten, 
der Erwartung der Regimentsräthe vielleicht nicht ganz entſprechend, es laſſe ſich hierüber noch 
gar nichts rathen, da man die Bedingungen der Gubernation noch nicht kenne, dieſe aber ſo be⸗ 
ſchaffen ſein könnten, daß ſie zu Troſt und Beſtem des Herzogs und der Unterthanen gereichten. 
Sie machten ſogar Miene ſich nach Hauſe zu begeben, ließen ſich jedoch von den Regimentsräthen, 
die ſogleich ihre Poſten abfertigten, um die Mittheilung des königlichen Diploms über die Gu⸗ 
bernation zu beſchleunigen, zurückhalten und verſprachen noch bis Weihnachten zu bleiben. Die 
Regimentsräthe ſuchten in der Zwiſchenzeit die Beſprechungen über die künftigen Zuſtände dadurch 
einzuleiten, daß fie beſtimmte Fragen vorlegten, z. B.: „Da je dem Markgrafen die Curation 
ſollte nachgegeben werden, wiefern ſolches ohne Verletzung F. G. Hoheit und gemeinen Landfrei⸗ 
heiten und Gerechtigkeiten auch in dieſer ihrer F. G. Blödigkeit zuzulaſſen?“ Ferner: „wie es 
mit allen Briefbefehlen, Abſchieden und dergleichen zur Regierung gehörigen Händeln in der 
Canzlei, Rathſtube und ſonſt ſolle gehalten werden, und unter weſſen Namen daſſelbe alles 
auszugeben?“ Ferner: „Da Gott künftig dem Lande einen Erben gäbe, wie es alsdann zu 
halten, ob die Curation des Markgrafen alsdann vermöge der alten Regimentsnotel und Teſta— 
ments aufhöre, oder bis zu deſſelben Mündigkeit währen ſoll?“ und dergl. mehr. Es ſcheint 
aber nicht, daß die Herren und Räthe ſich auf die Beantwortung diefer Fragen eingelaſſen haben, 
und als das königliche Dekret endlich anlangte, gaben fie eine Erklärung ab, die von den Regi⸗ 
mentsräthen wohl noch weniger erwartet war, als die erſte. Es war ein Fall, in welchem der 
Vorgang der Landräthe eine höhere Bedeutung, als bei den Steuerbewilligungen, gewinnen, und 
in welchem ſie ihrem eigentlichen Berufe der Regierung und den Ständen zu rathen am Beſten 


*) Codex diplom. Polon, T. IV. p. 384 8. 
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nachkommen konnten; allein diefer Fall war zugleich fo ſchwierig, daß ihre eigene Erfahrung in 
Staatsgeſchäften nicht ausreichte, und daß ſie Juriſten von Fach zur Unterſtützung heranzogen. Es 
wurde viel für und wider geredet; zuletzt entſchieden fie ſich dahin, da der König in der Cura⸗ 
tionshandlung mündlich und ſchriftlich verſichert und auch am Ende des Dekrets erklärt habe, daß 
die Hoheit der Herrſchaft und die Privilegien und Freiheiten des Landes dadurch nicht verletzt 
werden ſollen, fo wolle ihnen nicht gebühren, ſich ein Anderes und Widerwärtiges einzubilden; 
der endliche Schluß aber wurde bis zur Ankunft der polniſchen Commiſſarien aufgeſchoben. 

Sie trafen am 24. December 1577 mit einem Gefolge von 100 Pferden in Königsberg 
ein, nahmen „in des Moskowiters Gemach“ Quartier, und weilten daſelbſt bis zum 13. Jauuar 
1578 *): Peter Potulicky Palatin von Plock, Andreas Firley von Dambrowieza 
Caſtellan von Lublin, und Johann Demetrius von Solikowsky Seeretair des Königs. 
Mit ihnen zugleich kamen Abgeordnete des Markgrafen. Sie hatten aber nur den Auftrag, das 
Dekret des Königs offiziell zu übergeben, nicht, ſich in Unterhandlungen darüber einzulaſſen. 
Man faßte daher den Beſchluß, eine eigene Geſandtſchaft nach Polen abzufertigen und ſein Recht 
dort zu verfolgen. Die Dankadreſſe, welche man an den König wegen „ſeiner Sorgfältigkeit“ 
für das Land richtete, und die Beſcheide an ſeine und die markgräflichen Abgeordneten kündigten 
dieſelben an. 

Mit welcher Inſtruction man aber die eigene Geſandtſchaft an den König und den Reichs— 
tag von Polen abzufertigen habe, darüber bildete ſich eine doppelte Meinung. Merkwürdiger 
Weiſe fügte es ſich, daß der zweite Stand, eben der, welcher bis dahin am eifrigſten auf die 
Ratification aller Landtagsverhandlungen durch den König gedrungen hatte, in dieſer Angelegen— 
heit ihm am Entſchiedenſten entgegentrat. Er erklärte, daß „alle und jede Curation und Ver— 
waltung“, die der Verordnung des Teſtaments widerſpreche, nicht beſtehen könne, inſonderheit 
aber dieſe nicht, welche ohne Vorbewußt des Herzogs und der Stände des Herzogthums ver— 
glichen ſei; fie könne dem Herzoge und feinen Unterthanen in vieler Hinſicht nicht unſchädlich 
ſein, und daher nicht eingegangen werden. Es war aber nicht allein der Widerſpruch, welchen 
der Adel zwiſchen der Anordnung der Adminiſtration und dem Teſtamente fand, die ihn zu dieſer 
Erklärung bewog, ſondern auch andere Gründe, welche ſpäter erſt hervortraten. Er bemerkte, 
es ſei nicht glaublich, daß der Markgraf die Koſten, die er dieſes Landes wegen aufgewendet 
habe, aus eigenen Mitteln beſtreiten werde, er werde vielmehr von den Ständen des Landes 
die Erſtattung derſelben verlangen; zu dem halte man es für gewiß, daß er dem Könige zu dem 
bevorſtehenden Kriege zwei Tonnen Goldes zu erlegen zugeſagt habe; woher ſolle man dieſe 
Summen, im Ganzen wohl vier Tonnen Goldes, bei der Schuldenlaſt des Herzogs und der 
Noth des Landes aufbringen, woher die erhöhten Ausgaben der Hofhaltung beſtreiten? müſſe 
man nicht fürchten, daß wenn der Markgraf in ſeiner Abweſenheit einen Statthalter ſetze, daraus 
noch mehr Unordnung entſtehen möchte, als vorhin? wer bürge dafür, daß die Aemter mit 
Eingebornen beſetzt, die Privilegien allzeit in Acht gehalten würden? „Und kann man nicht ſehen“, 
ſchloſſen ſie, „was ſolche Regierung eines abweſenden Haupts von unſeres g. H. Regierung für 


— 


einen Unterſchied habe, geſchweige, was für Troſt im Abweſen ſeiner F. G. dieſe Lande, wenn 


) Gregor Möller's Annalen in den Act. Boruss. T. II. p. 834. 841. 
1 * 
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ſie auf ſ. F. G. ſehen ſollen, zu gewarten, da doch das Regiment ſtets ein regierendes anwe⸗ 
ſendes Haupt im Lande haben will.“ Die Herren und Landräthe wurden von den zugezogenen 
Rechtsgelehrten berichtet, daß nach Ordnung der Rechte dem Markgrafen die Curation nicht wohl 
abgeſchlagen werden könne und trugen dieſe Anſicht zuletzt, da ſich eine beſtümmte Entſchließung 
nicht umgehen ließ, als die Ihrige vor, obwohl ſie in dem Dekret im Einzelnen mannigfachen 
Anſtoß nahmen. Die Städte ſtellten ſich zwiſchen beide Theile etwa in die Mitte, jedoch näher 
an die Herren und Landräthe. 

Wie die Anſichten, waren auch die Vorſchläge zur Stellung der Inſtruction ſehr verſchieden. 
Der erſte Stand rieth: „daß man ſich ihrer Majeſtät guädigem Willen bequemt und unterworfen 
hätte, ſonderlich weil ihre K. M. den dazu verordnet, dem es von Rechts- und Billigkeits wegen 
gebühret, doch ſolches alles mit der Moderation und Bedingung, auf daß unſeres Herrn und 
lieben Landesfürſten, dem wir gehuldigt und geſchworen, feine Hoheit und Regalien, ſowie auch 
dieſes Landes Freiheiten und Gerechtigkeiten auch nicht im wenigſten verletzt und geſchwächt wer— 
den.“ Das Gutachten des zweiten Standes ſchloß folgendermaßen: „nicht unbillig hat eine 
ehrb. Landſchaft wegen fo einer beſorglichen und vermuthlichen ſchädlichen Curation Abſchen und 
Beiſorge zu tragen; derhalben wäre die K. M. und die Stände der löblichen Krone Polen nach 
genugſamer Erinnerung erſtlich des Teſtaments, darnach der Ungelegenheit, ſo aus ſolcher Curation 
entſtehen könnte, ins demüthigſte zu bitten, daß ſie uns bei unſern Ordnungen, Satzungen und 
Teſtamenten laſſen, und uns mit der ſorglichen und beſchwerlichen Curation verſchonen wollten; 
man bäte aber, die K. M. und löblichen Stände der Krone wollten dem allen nach ihre gnädige 
und günſtige Gewogenheit von unſerem gnädigſten Fürſten und Herrn und den Landesſtänden 
nicht abwenden; ſondern es ſowohl bei Verordnung des Teſtaments und dem alten von vorigen 
Königen allwege gehaltenen Brauch und feiner K. M. ſelbſt eigener zu Thorn gegebener Verab— 
ſchiedung bleiben und wenden laſſen, und mit den geordneten Regenten, oder da die K. M. mit 
ihnen nicht allerdings über Verhoffen zufrieden fein ſollte, mit einer ehrb. Landſchaft wegen unfe- 
res g. H. und des Landes Nothdurft, entweder für ſich oder durch ihre geordneten Commiſſarien 
rathſchlagen und ſchließen, ſo Irrung vorhanden, abſchaffen, und alle Dinge allergnädigſt in gute 
Richtigkeit zu bringen, und ihre habende Königliche Obervormundſchaft, die ſeine K. M. über die 
hohe Oberherrſchaft in Kraft geordnetes Teſtaments hätten, ſo geringſchätzig nicht achten, ſo lange 
bis Gott mit unſerem g. H. verliehe, auch indeß ſeine Statt vertreten und den Zügel keinem 
andern nicht ohne Gefahr der Krone und dieſes Herzogthums übergeben, ſondern in ſeinen 
königlichen Händen behalten.“ Auf den erſten Autrag kam es vorzüglich an; wenn man mit 
demſelben nicht durchdrang, ſo mußte man ſich natürlich fügen; auch der Adel wollte nicht, daß 
man ſich in dieſem Falle mit Gewalt widerſetze, ſondern meinte, man müſſe es mit heimlichem 
Seufzen verſchmerzen, über die unverautworlichen Punkte im Diplome aber ſich zum Höchſten be⸗ 
ſchweren und alles daran ſetzen, fie zu entfernen. Die Städte endlich bedachten vorzüglich den 
Fall, daß der König, wenn er ſich auch durch die Bitten der Stände bewegen ließe, dem Mark— 
grafen die Curation nicht zu übertragen, mit der Zeit doch einen Gubernator ſetzte, der undeutſch 
wäre oder die augsburgiſche Confeſſion in Gefahr brächte; ſie mochten daher die Curation des 
Markgrafen nicht eruſtlich anfechten, ſondern nur „ins demüthigſte und aufs glimpflichſte“ vor⸗ 
ſtellen, daß die ohne Mitwiſſen der Stände übertragene Curation dem Teſtament und den Lan⸗ 


desfreiheiten widerſpreche; dann wollten fie ſich derſelben wie der erſte Stand bequemen, aber 
gegen die beeinträchtigenden Punkte in dem königlichen Diplome ordentlich fechten, proteſtiren und 
Emendation derſelben erbitten und erwirken. 

Das waren die Anſichten der einzelnen Stände, und wir dürfen uns daher nicht wundern, 
wenn Georg Friedrich ſich ſpäter beklagte, daß ihm in der Handlung zu Warſchau, wohin 
der König ihn zur Vollziehung des Delrets beſchied, etliche harte Widerſetzlichkeit von den Stän— 
den des Herzogthums begegnet ſei. Es war nicht daran zu denken, daß die einmal beliebte Admi⸗ 
niſtration an den Markgrafen durch ſie hätte rückgängig gemacht werden können. Georg 
Friedrich leiſtete dem Könige am 27. Februar 1578 zu Warſchau den Eid der Treue, und 
erhielt nun das Herzogthum zugleich für den Fall des Abſterbens der regierenden Linie. Auch 
die Rechte des brandenburgiſchen Churfürſten Johann Georg und ſeines Sohnes Joachim 
Friedrich, des Adminiſtrators von Magdeburg, und ihrer Nachkommen, ſofern fie zur Chur— 
würde gelangten, wurden hier wieder erneuert, ganz wie zu Lublin im Jahre 1569. Der König 
ſtellte darüber ein neues Diplom am 3. März des Jahres aus). Die preußiſchen Geſandten, 
als ſie ihre Einwendungen gegen das frühere Dekret vorbringen wollten, wurden an die Com: 
miſſarien verwieſen, welche in Königsberg mit dem Markgrafen erſcheinen und dort alles in 
Ordnung bringen würden. Der Aukündigung des Markgrafen über die Vollziehung der Belehnung, 
welche den in Königsberg ſchuell wieder verſammelten Ständen etwa in der Mitte des März 
durch Georg Wambach zuging, folgte neben allen Ausdrücken der Ergebenheit ein Vorbehalt 
der Einwendungen gegen das Diplom und die Bitte um Erörterung derſelben auf einem allge— 
meinen Landtage. Schon damals jedoch zeigte es ſich, daß die Städte der Herrſchaft des Mark— 
grafen viel geneigter waren als die beiden anderen Stände). 

Ueber die Stellung, welche Georg Friedrich fortan einnehmen würde, hatten die Stände 
noch immer ganz andere Anſichten, als der König und der Markgraf ſelber. Sie mußten hier— 
über aufgeklärt und das gegenſeitige Verhältniß bekräftigt werden. Die noch lange nicht getilgten 
Schulden des Herzogthums und die mancherlei Mißſtände in der Verwaltung des Landes mußten 
die Thätigkeit eines Fürſten herausfordern, deſſen ausgezeichneteſte Neigung Wirthſchaftlichkeit war. 
Er berief alſo den von den Ständen erbetenen und ihm ſelbſt nothwendigen Landtag auf den 
17. April 1578. Bei der Eröffnung deſſelben wehte die Lehnsfahne zu einem Fenfter des Mos— 
kowiter⸗Gemachs ausgeſtreckt“ **). Die polniſchen Commiſſarien Peter Dun in Wolßky Biſchof 
von Plock, Peter Potulicky Woywode von Plock, Johann Dulski Caſtellau von Culm, 
und Laurentius Goßlicki Krakauer Domherr, langten erſt am 23. April mit einem Gefolge 
von etwa 100 Reitern an. Bis dahin waren die Unterhandlungen über das Dekret aufgeſcho— 
ben, jetzt begannen ſie. Die Beſchwerden der Stände beruhten großentheils auf der Voraus— 
ſetzung, daß der ſchwachſinnige Fürſt doch Herzog bleibe, wenn er auch einen Curator erhalte, 
während der König ſich mit dem Markgrafen ſo geeinigt hatte, daß dieſer während der Dauer 
feines. Curatoramtes ſelbſt Herzog fein und ohne neuen Belehnungsact bleiben ſolle, wenn jenes 


3) Codex diplom Polon. P. IV, b. 387. 
**) Gregor Möllers Annalen in Act. Boruss. T. II. p. 844 sg. 
) Gregor Möllers Annalen in Act. Boruss. T. II. p. 847. Das Ausſchreiben dieſes Landtages iſt 
ebenfalls gedruckt Act. Boruss. T. III. p. 118. 


Be. ER 
aufhörte, ohne daß Albrecht Friedrich hergeſtellt oder ein Sohn zur Volljährigkeit gelangt war. 
Hievon gingen die Paciscenten nicht ab, und fo fanden die Stände, obwohl fie ſich wiederho- 
lentlich auf ihren, dem blödſinnigen Fürſten geleiſteten Eid bezogen, in den meiſten ihrer Beſchwer— 
den weder bei den Commiſſarien Gehör, noch bei dem Markgrafen, zu welchem ſie ihre letzte 
Zuflucht nahmen, da ſie bei jenen nichts erlangten. Im Anfange des Dekrets hieß es, der 
König habe den Markgrafen zum Curator geſetzt, nicht durch irgend welche Rechtsnothwendigkeit 
gezwungen, ſondern rein aus Gnade und Wohlwollen. Die Stände fürchteten, es möchte hieraus 
ein Recht abgeleitet werden, nach welchem dem König freiſtände ohne Rückſicht auf die Pacten 
nach ſeiner Willkür in Preußen Curatoren zu ſetzen, der Markgraf aber hatte ſich dem nur ungern 
gefügt, da er doch nach dem jus commune, feudale, Culmense und Pruthenicum ein Recht 
auf das Land zu haben meinte. Die Commiſſarien erklärten darauf, daß die Pacten nicht ver— 
letzt werden ſollten, und daß der Ausdruck Gnade nur gebraucht ſei, weil ja der König die Ad— 
miniſtration ſelbſt hätte in Händen behalten können. Vorzüglich beſchwerten ſich die Stände 
darüber, daß die Adminiſtration dem Markgrafen nicht bloß als Curator, ſondern als Herzog 
übertragen war, und griffen in dieſer Rückſicht die ihm geſtellte Eidesformel, den uneingeſchränk— 
ten Gebrauch des Herzogtitels und die Veſtimmungen über die Rechenſchaft an, die er dem 
Herzoge Albrecht Friedrich im Falle ſeiner Wiederherſtellung oder ſeinen Erben nach erlangter 
Volljährigkeit abzulegen hätte. Jene Eidesformel überſchreite die Grenzen des Curatoramtes 
und ſei dem kranken Herzoge, wie dem Lande gleich gefährlich; den Herzogstitel führe Georg 
Friedrich zwar ſchon, allein in Edikten, Reſeripten, Mandaten ꝛc. müſſe er ſich, um die Autorität 
des blöden Herzogs nicht anzugreifen, zur näheren Bezeichnung ſeiner Stellung Curator oder 
Administrator Ducatus nennen; die in Ausſicht geſtellte Rechenſchaft deſſelben ſei wegen der 
Beſtimmung, daß bei derſelben alle Ausgaben gebilligt werden ſollten, welche in Rückſicht auf 
das Herzogthum gemacht ſeien, faſt bedeutungslos; eine tüchtige Rechenſchaft verlange, daß das 
Inventarium gehörig verzeichnet, und die Regimentsräthe bei allen bedeutenden Ausgaben zu 
Rathe gezogen würden. Hiegegen mußten die Commiſſarien geradezu erklären, die Uebertragung 
der Adminiſtration an den Markgrafen als Herzog nicht blos als Curator ſei des Königs Wille; 
der Eid deſſelben, welcher übrigens ſchon geleiſtet ſei, beziehe ſich zugleich auf den Fall der 
Succeſſion und weiche in nichts weſentlichem von den Eidesformeln der früheren Herzöge und 
noch weniger von den Pacten ab; den Rechten Albrecht Friedrichs aber, wenn er geſund 
werde oder männliche Nachkommen hinterlaſſe, ſei durch denſelben nichts benommen; die Unter— 
ſchrift von Reſeripten ꝛc., wie die Stände ſie wünſchten, ſei ſchon deshalb unpaſſend, weil dann 
der niedere Titel hinter den höheren zu ſtehen komme; in Betracht der Rechenſchaft endlich 
werde die Verzeichnung des Inventariums zweckmäßig ſein, aber die Controlle über die Einnah— 
men und Ausgaben ſtehe den Regimentsräthen nicht zu; der Fürſt dürfe ſie nur zu Rathe ziehn, 
wenn er es für nöthig erachte. Es gab ſogar einen Fall, für den die Stände Georg Friedrich 
nicht einmal als Curator anerkennen wollten: war in den Privilegien der Fall der Schwachſin— 
nigkeit eines Fürſten nicht vorgeſehen, ſo beſagte doch der Buchſtabe des Teſtaments, daß für 
einen minderjährigen Fürſten die Regimentsräthe die Vormundſchaft führen ſollten. Würde alſo 
dem Herzoge ein Sohn geboren, ſo meinten ſie, müſſe die Curation Georg Friedrichs auf— 
hören. Aber die Commiſſarien erklärten, der Fall würde ſich von dem jetzigen, ſo lange der 
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Sohn ſeine Jahre nicht erreicht habe, nicht unterſcheiden, und das Teſtament könne einem recht⸗ 
mäßigen Herrn nicht zum Verfang gereichen. Georg Friedrich, um deſſen eignes Intereſſe 
es ſich handelte, konnte in allen dieſen Rückſichten natürlich keinen beſſeren Beſcheid geben, nur 
über den Zuſatz Dominis meis hinter den Worten juro tibi ... regi... et regno Poloniae 
in dem von ihm geleiſteteu Eide gab er die Aufklärung, daß dadurch nicht etwa jeder einzelne 
Woywode oder Landbote Polens als ſein Herr bezeichnet ſei; der König ſelbſt habe ſich dahin 
ausgeſprochen. Höchſt anſtößig war den Ständen ferner, daß nach dem Dekrete auch ſie dem 
Könige und dem Reiche den Lehnseid ſchwören ſollten; das ſei unerhört; man ſchwöre nach dem 
Lehnrecht nur dem unmittelbaren Herrn; auch beim Regierungs-Antritte des Herzogs Albrecht 
habe man ſich gegen Polen durch keinen Specialeid verpflichtet, ſondern ſich nur für den Fall 
durch einen Eid gebunden, wenn das Land an Polen zurückfalle. Dieſe Beſchwerde ſcheint in 
der That durch Georg Friedrich beſeitigt zu ſein. Die Commiſſarien nämlich verlangten ohne 
nähere Erklärung, man möge dem Beiſpiel des Fürſten folgen, der Eid werde dann hinterher 
nicht erneuert werden dürfen, unter dieſer Bedingung ſollten die Pacten erhalten werden. Der 
Herzog dagegen verſicherte, daß der Eid an Polen nicht anders als eben für den bezeichneten 
Fall und den Pakten gemäß geleiſtet werden ſolle. In zweien andern Beſchwerden wurden die 
Stände von den Commiſſarien ganz an den Markgrafen gewieſen: der letztere hatte nach dem 
Dekret verſprochen, Vice-Adminiſtratoren und Hauptleute nur aus feinen oder des Königs Unter: 
thanen zu ernennen. Die Stände wollten aber von Vice-Adminiſtratoren gar nichts wiſſen, da 
zur Vertretung des Herzogs nach der Regimentsnotel die Regimentsräthe berufen waren, und 
fühlten ſich auch durch die Erwähnung polniſcher Unterthanen an dieſer Stelle verletzt, da nach 
ihren Privilegien nur Einzöglinge zu den höheren Aemtern berufen werden durften. Der Mark— 
graf wies auf die ſchon früher angeregten Zweifel über das Wort Einzögling. Man kam auf 
die Rechte des Herzogs und der Herzogin während der Curation zu ſprechen: nach dem Decret 
ſollte für den Unterhalt des erſteren ſeiner Stellung gemäß geſorgt, der Herzogin Brautſchatz, 
Leibgeding und Morgengabe erhalten werden. Die Stände verlangten in der erſteren Beziehung 
nähere Beſtimmungen und für die Herzogin vollſtändige Erhaltung der ihr in den Pacten zuge— 
ſagten Rechte. Die Commiſſarien erwiderten bei der Specification deſſen, was dem Herzog zu 
bewilligen ſei, könne leicht etwas weſentliches ausgelaſſen werden, die allgemeine Zuſicherung aber 
ſei um ſo ſicherer, da man auf die Pietät und Humanität Georg Friedrichs mit Sicherheit 
rechnen könne, für die Herzogin aber ſolle ſo geſorgt werden, daß ſie zufrieden ſein werde. 
Dieſelben Verſicherungen gab der Markgraf. Endlich war in dem Dekrete die Erhaltung der 
Rechte und Privilegien des Herzogthums im Allgemeinen zugeſichert; die Stände wünſchten 
detaillirte Aufführung derſelben; die Commiſſarien wichen dem Verlangen durch den Vorwand 
aus, daß die Allgemeinheit auch hier ſicherer ſei. 

Markgraf Georg Friedrich verlangte natürlich den Eid der Treue von den Ständen, 
da er ſeine Regierung nicht blos als Curator, ſondern, wie er mit König Stephan überein⸗ 
gekommen war, als Herzog antreten wollte. Die Stände in ihrem Sinne antworteten hierauf 
zunächſt, der Eid ſei ihm wie den anderen Mitbelehnten auf den Fall der Suceeſſion geleiſtet, 
er möge ſie dabei während ſeiner Vormundſchaft und Adminiſtration belaſſen. Aber Georg 
Friedrich war nicht zu bewegen von einem Rechte zu laſſen, das er vom Könige erhalten 
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hatte, und über welches der König, wenn auch nicht allein zu verfügen, doch die wichtigſte Stimme 
abzugeben hatte. Die Stände konnten, wenn ſie in ihrem Gewiſſen geſichert wurden, gegen die 
Ableiſtung des verlangten Eides in der That nichts Erhebliches einwenden. Und Georg 
Friedrich verlangte den Eid keinesweges ohne Rückſicht auf die mögliche Wiederherſtellung des 
ſchwachſinnigen Fürſten. So entſchloſſen ſich zuerſt die Städte (am 10. Mai) ſeinem Wunſche 
zu willfahren. Die beiden andern Stände widerſetzten ſich länger, und ſchützten ſich durch den 
Ausſpruch der Juriſten, nach welchem ſie während der Dauer der Curation den körperlichen Eid 
zu leiſten nicht ſchuldig wären; ſie fügten die Beſorgniß hinzu, „es möchte in künftigen Zeiten 
und Fällen ſolches in exemplum gezogen und einer, ſei er auch wer er wolle hineingeſetzt, und 
die Eidespflicht von ihnen gefordert werden.“ Wir laſſen es unentſchieden, ob die Hoffnung, 
daß der Herzog als bloßer Kurator einen minderen Einfluß üben werde, ſie mit beſtimmte. 
Allein auch ſie fügten ſich endlich; zuerſt verſprachen ſie dem Markgrafen „mit Hand und Mund 
an Eides Statt auch mit dieſen ausdrücklichen Worten: ſo wahr uns Gott helfe“ ihm während 
der Curation und Adminiſtration allen ſchuldigen Gehorſam anſtatt des Herzogs zu leiſten; dann, 
vielleicht nicht ohne Rückſicht auf die Vorſtellungen des Churſächſiſchen Geſandten Abraham Bock, 
einigten fie ſich mit dem Markgrafen über eine Eidesformel, durch welche ihm „als einem befehnten 
Fürſten, Curator und Gubernator dieſes Herzogthums Preußen, auch auf den Fall, da der blöde 
Herzog ohne eheliche männliche Leibes-Lehnserben abgehen ſollte, als dem natürlichen Erbherrn“ 
(mithin nicht ausdrücklich jetzt ſchon als Herzog, weshalb ſie auch die Auslaſſung der Worte „auf 
K. M. Belehnung“ erbaten und erhielten), ferner ſeinen Nachkommen, dann den Mitbelehnten, endlich 
nach deren Ausſterben dem polniſchen Könige die Lehnstreue gelobt wurde, es ſei denn, daß der 
blöde Herzog wieder zu guter Geſundheit (ſo ſtatt der Worte „rechter, beſtändiger Geſundheit“ 
zu ſchreiben, ließ Georg Friedrich ſich bewegen) käme oder eheliche männliche Leibeserben habe, 
die ihr vollkommenes Alter (die Stände wollten hier lieber die beſtimmte Zahl von 18 Jahren, 
erhielten es aber nicht) erlangten. Die Herren und Laudräthe ſammt den Abgeordneten des 
Adels baten zugleich, der Marlgraf möge in der Abnahme des Eides den früheren Brauch bei— 
behalten, mit Königsberg anfangen, dann in die Aemter herumziehen, wobei nach Umſtänden 
zwei oder drei Aemter zuſammenberufen werden könnten, und verſprachen für ihre Perſon die 
Lehnspflicht ſogleich mit Hand und Mund zuzuſagen, und daun fpäter jeder in ſeinem Amte 
auch den Eid zu leiſten. Man erbat natürlich auch diesmal eine neue Confirmation der Privi— 
legien, doch wurden die Verhandlungen darüber ohne beſonderen Nachdruck geführt, wie es ſcheint, 
weil die Stände durch Georg Friedrichs vorläufige Confirmation von 1566 ſich ſchon mög— 
lichſt geſichert glaubten. Herrſchaft und Adel wünſchten, daß auch das corpus doctrinae und 
die Landesordnung unter den Privilegien angeführt würden, was der Markgraf jedoch verweigerte. 
Er ſeinerſeits verſuchte eine Neuerung, die er aber auf den Wunſch der Stände aufgab, durch 
die Hinzufügung des Vorbehalts der Regalien, die er auf das Beſte zu benutzen gedachte und 
verſtand. Dagegen beſtand er darauf, daß er die Worte „richtige“ und „wohlerlangte“ vor den 
Worten „Gerechtigkeiten, Privilegien, Siegel und Briefe“ hinzufügen wollte. Die ganze Sache 
blieb zuletzt liegen, da die Stände eine Erneuerung der Confirmation von 1566 in Anregung 
brachten und davon nicht abgingen. 

Es blieb den Ständen nichts als die von König Stephan und dem Markgrafen abge⸗ 


ſchloſſene Einigung über die Stellung des letztern in Preußen endlich anzuerkennen; durch das 
Verſprechen der Huldigung war dieſes thatſächlich geſchehen. Blieben trotzdem einige Punkte 
in dem königlichen Dekrete, durch welche ſie ſich verletzt oder bedroht glaubten, ſo konnten ſie 
gegen dieſe nun mit etwas mehr Nachdruck ſich ausſprechen, da der Markgraf ihnen zur Seite 
ſtand. Es fiel alſo der Streit über den Herzogstitel, von dem die Stände nun erwarteten, 
daß er ihnen nicht verfänglich fein werde, über die Viceadminiſtratoren und das Recht der Ein— 
zöglinge zu den Hauptämtern, in welcher Rückſicht man nur wegen der rechten Bedeutung des 
Wortes Einzögling proteſtirte, und über die Verſorgung des leidenden Herzogs, ſeiner Gemah— 
lin und Kinder, die man dem Markgrafen anheimſtellen zu können glaubte. Dagegen ließ man 
nicht von dem Widerſpruch gegen die Verleihung der Curation aus Gnade, da es in ſolchem 
Falle keinesweges allein bei dem Könige ſtehe, einen Curator zu ordnen, ſondern dem nächſten 
Blutsverwandten und anuwartenden Nachfolger die Curation von Rechts wegen gebühre. In 
dem herzoglichen Eide urgirte man die Worte Dominis meis als weitausſehende Neuerung und 
bat, daß ſie, da der Eid für diesmal in dieſer Form geleiſtet ſei, künftig der alten Gewohnheit 
nach wieder weggelaſſen würden. In der von den Ständen ſelbſt zu leiſtenden Eidespflicht ge— 
gen Polen erregte die Clauſel noch immer Bedenken, „damit durch dieſelbe des Königs und des 
Reichs Rechte und Hoheiten in dieſem Fürſtenthum vermöge der Pacten wohl erhalten werden“; 
man wollte ſie abgeſehen von dem Devolutionsfall, der nicht zweifelhaft war, nur in ſofern 
anerkennen, daß des Königs Recht wegen der Oberherrſchaft im Herzogthum vollkommen 
ſei, proteſtirte aber gegen jede andere Deutung. Man verwahrte ferner ſeine Rechte rückſichtlich 
der Stellung der Regimentsräthe gegen der Commiſſarien rückſichtsloſe Declaration und wieder— 
holte die Bitte, daß die Beſtätigung der Privilegien nicht im Allgemeinen, ſondern mit Aufzäh— 
lung der einzelnen erfolge. Der König ſeloſt, die früheren Commifſarien, welche das Deeret 
angekündigt hatten, und die Deputation des Reichstags in Warſchau, welcher die preußiſchen 
Angelegenheiten überwieſen waren, hatten im allgemeinen Abhilfe der Beſchwerden zugeſagt; man 
hatte fie deshalb mit Zuverſicht erwartet und war um ſo betroffener über die offene Erklärung 
der Commiſſarien, das Dekret über die Curation und das Privilegium über die Belehnung könne 
und ſolle nunmehr nicht geändert werden. Ihre Erklärungen ließen in den obenbezeichneten 
Punkten noch immer Zweifel und Anſtoß, und deshalb fanden die Stände ſich veranlaßt gegen 
die bedenklichen Stellen des Deerets, ſowie gegen die widrigen Erklärungen mit Bezug auf ihre 
Freiheiten und Privilegien Proteſt einzulegen (24. Mai). Man wollte dieſen Proteſt am 26. Mai 
den Commiſſarien übergeben, aber dieſe weigerten ſich, noch irgend etwas anzunehmen, „da eine 
ehrb. Landſchaft zu der Herrn königlichen Commiſſarien letzter Erklärung eine lange Zeit ſtille 
geſchwiegen, nichts mehr desfalls bei ihnen geſucht, ſondern ſich weiter und endlich mit ihrer 
F. G. der Eidesleiſtung halben allerſeits verglichen, dadurch die Herrn Commiſſarien dieſe Ge— 
danken gehabt, daß nunmehr die Landſchaft über alle Dinge contentirt.“ Wenn ſie jetzt noch 
etwas annähmen, würde es ausſehen, als würde die ganze Handlung und beſonders die Eid— 
leiſtung in Zweifel gezogen. Man müſſe, was jetzt mangelhaft ſei, bei K. M. ſuchen. So 
waren die Stände mit ihren Beſchwerden nun ſchon dreimal, von den früheren Commiſſarien 
an den König, von dieſem an neue Commiſſarien, von dieſen wieder an den König gewieſen. 
Es blieb ihnen nichts, als ſich an den zu wenden, an ihn alſo richteten ſie (31. Mai) ihre 
Proteſtation, die jedoch in Polen ſpurlos verhallte. 2 
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Nicht ohne Opfer gelangte Georg Friedrich zum Herzogthum. Wir gedachten des 
Gerüchtes, welches ſich unter den Ständen verbreitete, daß er dem Könige zwei Tonnen Goldes 
d. h. 400,000 Gulden verſprochen habe. Dies Gerücht war freilich übertrieben, doch mußte 
er ſich zu einer Zahlung von immer noch 200,000 Gulden in der That verpflichten“). Gele— 
gentlich hören wir von dem Antrage des Königs, daß die Burg Memel ihm durch Tauſch oder 
Ceſſion übergeben werde, was der Markgraf aber abſchlug “*). Jetzt auf dem Landtage zu 
Königsberg übergaben ihm die königlichen Commiſſarien fünf Anträge des Königs, über 
welche ohne Zweifel ſchon in Marienburg und in Warſchau verhandelt war, und welche der 
Markgraf den Ständen vorlegte, obwohl er ſie nach eigenem Gutdünken hätte beantworten können. 
Der König verlangte nämlich, daß Georg Friedrich der Herzogin, welcher die neue Beleh— 
nung allerdings am ſchmerzlichſten ſein mußte, außer dem ihr zuſtehenden Leibgedinge, noch die 
Aemter Rieſenburg und Preußiſch Mark übergebe. Hiemit waren die Stände ganz einverſtan— 
den. Einen zweiten Antrag zu Gunſten des ungariſchen Kanzlers Borrenicius, deſſen Ver— 
ſchreibungen in Preußen angefochten wurden, billigten nur die Herren und Landräthe, während 
die andern Stände die Verſchreibungen für ungültig erklärten. Mit allſeitiger Beiſtimmung 
wurde der Antrag auf Abſchaffung der Keutelfiſcherei angenommen; ſchon lange war man im 
Herzogthum von der Verderblichkeit derſelben überzeugt, da aber die Abſchaffung derſelben bei 
den Ständen des Königlichen Preußen und namentlich bei dem Biſchof von Heilsberg, als Mit- 
benutzern des friſchen Haffs nicht zu erlangen geweſen war, hatte man ſie auch im Herzogthum 
geduldet; im Jahre 1567 hatten die damaligen polniſchen Commiſſarien in dem der Landſchaft 
übergebenen Receß verſprochen, ſich für die Abſchaffung der Keutelfiſcherei bei dem Könige zu 
verwenden; jetzt machte er ſelbſt den dahin lautenden Antrag, und die preußiſchen Stände gaben 
ihm darin unbedingten Beifall. Der wichtigſte Antrag des Königs war aber unbedingt folgender: 
es ſei beſtimmt, daß ein Theil der Waaren, welche aus dem polniſchen Reiche ſonſt nach Danzig 
ging, von nun an nach Elbing gehen ſolle; der Herzog habe kein Anrecht von dieſen Zoll zu 
fordern; der König könne denſelben nicht fahren laſſen und werde ihn ſelber erheben; der Herzog 
ſolle ihn im Tief alſo nicht zum zweiten Male fordern. Hiegegen erklärte der Landtag ſich ganz 
entſchieden; er wies auf die ſchon im vorigen Jahre mit den Regimentsräthen hierüber ange— 
knüpften Unterhandlungen und rieth dem Herzoge dringend, ſich den Pfundzoll, eines ſeiner 
weſentlichſten Regale, nicht kürzen zu laſſen. Hieran knüpfte ſich endlich der fünfte Antrag, 
welcher dahin ging, der Herzog möge das Tief durch einen Damm ſichern, „damit die Schiffe 
nicht Schiffbruch leiden und der Hafen berühmter werde“. Auch hierüber war auf den preufii- 
ſchen Landtagen ſchon verhandelt, (man hatte die dazu nöthigen Mittel nicht aufbringen können), 
auf dieſe Verhandlungen wurde auch jetzt verwieſen. 

Dieſes waren die Verrichtungen der polniſchen Commiſſarien. „Den 22. Mai ſind ſie 
auf dem Schloß zum Valet zu Gaſt geweſen, und haben 115 Eſſen gehabt; ſind die 5 Wochen 
wohl traktiret worden. Es ſind zu Schloß die Zeit wöchentlich 30 Ochſen, ohne das andere 
aufgegangen, auch an Herrenbier mehr denn 66 Faß, und mehr denn 14 Ohm Rheinwein, 
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ohne was an anderem Getränke geweſen; auch die Woche 26 Faß Haber verthan worden; und 
wie ſie den 26. May find weggezogen, hat man ſie mit ſtattlichen Ketten verehret“ ). 

Noch während der Anweſenheit der polniſchen Commiſſarien waren auch die inneren An— 
gelegenheiten beſprochen. Hier kam es vor allem auf die Herſtellung der Ordnung in der 
Oeconomie und in der Finanzwirthſchaft an. Die Unordnung der herzoglichen Haushaltung war 
ſeit langer Zeit eine Hauptquelle der Beſchwerden, da ſie die Stände mit immer zu erneuernden 
Geldbewilligungen bedrohte. Es muß aber damals um dieſelbe in der That arg geſtanden haben, 
da nach dem Ausdruck der Stände nun alles derſelben nothwendige „um den äußerſten Heller 
und Pfennig mit großen und überſchwenglichen Unkoſten auf freiem offenem feilem Markte, da 
vorhin die Obrigkeit den Unterthanen ſelbſt genug zu verkaufen gehabt, eingekauft werden mußte.“ 
Die Veruntreuungen bei Hofe hatten die Hinrichtung des herzoglichen Küchenmeiſters am 
31. Oetober 1575 zur Folge **), aber weſſen Schuld er büßte, war ſehr die Frage. Auf dieſem 
Landtage trugen Adel und Städte auf eine Unterſuchung darüber an. Zu dieſen Unordnungen 
kam noch die ſchon lange drückende Schuldenlaſt von etwa 100,000 Mark, welche von den her— 
zoglichen Einkünften zu erſtatten unmöglich ſchien. Schon 1573 waren die Stände aufgefordert 
ſie zu übernehmen, 1575 endlich hatten ſie ſich dazu entſchloſſen, aber erſt am Ende dieſes 
Jahres war eine einmalige Contribution und ein einjähriger Bierpfennig, welche die 400,000 Mark 
noch lange nicht deckten, bewilligt. Die Fortzahlung des Bierpfennigs war auf dem Landtage 
vom Frühjähr 1577 von ſchweren Bedingungen abhängig gemacht, und als im Anfange des 
Dezembers die Regimentsräthe die Sache wieder zur Sprache brachten, erklärte gleich der erſte 
Stand, weder ſei die Contributions- Angelegenheit im Ausſchreiben erwähnt, noch die früher ge— 
ftellten Bedingungen erfüllt. So wurde ſelbſt die Zahlung des Bierpfennigs wieder unterbrochen, 
und Georg Friedrich fand die Finanz-Verhältniſſe des Landes noch in der größten Unord— 
nung. Der Vorwurf übermäßigen Aufwandes, welchen er im Anfange ſeiner Regierung öfter 
hören mußte, mag zum Theil durch die während der Anweſenheit der polniſchen Commiſſarien 
angeſtellten Feſtlichkeiten hervorgerufen ſein, beruhte aber vorzüglich wohl auf der gereizten 
Stimmung, mit welcher Preußen den Markgrafen empfing. Denn gleich anfangs beobachtete 
man ſo mauche Züge, welche für die Geldwirthſchaft des Markgrafen das beſte Zeugniß ablegten. 
Es ſiel auf, daß ſein Geſandter Wambach während des Landtages, der im Dezember 1577 
und im Januar 1578 gehalten wurde, auf eigene Koſten zehrte und nichts aus dem Schloſſe 
annehmen wollte; man bemerkte, daß der Markgraf ſelbſt es mit der Auslöſung feiner Hofe 
junkern aus den Herbergen in Warſchan genau gehalten habe, ſo daß viele von dem Ihrigen 
zuſetzen mußten; man erzählte ſich von ſeiner Gemahlin, die ihm am 8. März in Warſchau 
ſtarb, „ſie habe in ihrem Lande eine Apotheke gehalten, jährlich bei 6000 Gulden angewandt, 
den Armen die Arzneien umſonſt zu geben, auch einen Kram von allerlei Zeug“ ***). 

Georg Friedrich verlangte gleich auf dem erſten Landtage viel mehr als ſeine Vor— 
gänger im Regiment, und dennoch waren ſeine Forderungen nicht ſo drückend, weil er die Aus⸗ 


*) Gregor Möller's Annalen in den Act. Boruss. T. II. p. 851. 
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fiht auf ein feſtes Ziel eröffnete, bis zu welchem man gelangen müſſe, und im ſeinem Weſen 
die Bürgſchaft lag, daß er es nicht ohne Grund überſchreiten werde. In der Propoſition ſprach 
er nur ganz kurz von Fortſetzung der ſchon begonnenen Schuldentilgung. Da dieſe im vorigen 
Jahre an Bedingungen geknüpft, dieſe Bedingungen aber keinesweges erfüllt waren, ſo machten 
die Stände anfangs Schwierigkeiten. Allein jene Bedingungen, deren vorzüglichſte die Abſtellung 
langher aufgeſammelter Beſchwerden war, hatten ſich ſchon mehrmals umgehen laſſen und bei 
dem Regierungsautritte eines neuen Fürſten konnte man auf dieſelben am wenigſten beſtehen. 
In der That ließ der Markgraf ſich durch jenen Widerſpruch ſo wenig abſchrecken, daß er nun 
vielmehr ſeine Forderungen in ihrem ganzen Umfange offen vorlegte. Er eröffnete den Ständen, 
daß außer den 100,000 Mark auf der. Kammer noch allerlei liquidirte Schulden 
ſtänden, die etwa jo viel betrügen, als am Bierpfennig bisher gefallen ſei (wir erfahren hinter⸗ 
her, daß ſie auf 93,518 Mark angeſetzt waren), und forderte ſie auf, dieſen Poſten ebeufalls auf 
ſich zu nehmen, da er nicht zurückgewieſen worden wäre, wenn die Regimentsräthe ihn zur Zeit 
angeführt hätten. Er ließ es nicht an Vorſtellungen fehlen, die ein offenes Verhältniß zwiſchen 
ihm und den Ständen herzuſtellen, den Muth trotz der großen Anforderungen zu beleben, und 
ein endliches Ziel des Steuerns feſtzuſtellen geeignet waren. Wiederholentlich erkannte er die 
Steuerfreiheit und die Gutwilligkeit der Stände in Geldbewilligungen an; er ſprach mit Theil— 
nahme von der Größe der Zumuthungen, die man den Ständen machen müſſe, und zeigte zugleich, 
wie unumgänglich ſie ſeien. Er wiſſe, daß das Land ſchwere Jahre gehabt habe, und ſei nicht 
geſonnen mehr zu fordern, als es ertragen könne, aber er gebe zu bedenken, daß man die 
Schulden, wenn die Contribution ſo langſam als bisher fortgeſetzt würde, ſchwerlich je werde 
abtragen können. Er getröſte ſich, daß die Stände auch die Jutereſſen der Schulden auf ſich 
nehmem würden, und ſchlage, damit man zur Abtragung des Kapitals gelange, eine Vermögens⸗ 
ſteuer oder den doppelten Bierpfennig vor, dann würden hinterher die beſchwerlichen langwierigen 
Landtage nicht nöthig und die Lage des Landes und des Herzogs gebeſſert ſein. Er wolle einen 
Revers ausſtellen über die Erhaltung der Steuerfreiheit, und daß künftig ohne Noth keine Steuern 
gefordert werden ſollten. Endlich forderte er die Unterſtützung der Stände auch noch zum Ban 
des Schloſſes Memel, welches ſehr baufällig war und doch von großer Wichtigkeit für das Land 
ſchien; die Stände ſollten darauf denken, wie es mit ihrem Zuſchub und Zuthun hergeſtellt wer— 
den könne; er würde ſie mit dieſer Zumuthung verſchont haben, wenn er die Kammer und die 
Gefälle in beſſerer Beſchaffenheit gefunden, und der letzte Krieg gegen Danzig nicht ſo viel 
geloſtet hätte. 

Es ſchien im Anfange nicht, als ob irgend eine dieſer neuen Forderungen auch nur von 
einem Stande bewilligt werden würde. In mehrfachem Schriftwechſel wurden ſie allgemein 
abgeſchlagen; wegen der „Flickſchulden“, wie man die neu hinzugefügten Kammerſchulden nannte, 
bemerkte man, daß in denſelben mehrere Poſten, etwa 63,000 Mark, enthalten ſeien, die ſchon 
unter den 400,000 Mark mitgerechnet ſeien. Allein der Streit der Stände über die Art, wie 
die ſchon vor Jahren bewilligten 400,000 Mark abgetragen werden ſollten, führte den Mark— 
grafen ſeinem Ziele näher. Die Städte verlangten alles Ernſtes, daß der Adel der ihnen am 
28. Dezember 1575 ausgeſtellten Aſſecuration gemäß ſeinen Antheil für die damals bewilligte 
Trankſteuer nachzahle, und zwar ſo, daß das nächſte Jahr nur vom Adel, dann aber wieder von 
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allen gezahlt werde, bis die 400,000 Mark erlegt ſeien. Dieſes Bedenken veranlaßte einne 
Bruch zwiſchen den Städten und dem Adel, der nun wieder (worüber auf frühern Landtagen 
nicht ſelten geklagt war) mit dem erſten Stande verhandelte, ohne die Städte von dieſen Be— 
rathungen in Kenntniß zu ſetzen. Hierauf folgte natürlich wieder eine Proteſtation der Städte. 
Die beiden neu vereinigten Stände machten dem Markgrafen inſofern ein Zugeſtändniß, als ſie 
ihm anheimſtellten, die Unterſaſſen der einzelnen Aemter durch die Amtleute berufen und ihnen 
die Nothwendigkeit des Schloßbaues zu Memel vorſtellen zu laſſen, um ſo die Bewilligung zu 
Stande zu bringen, daß der Bierpfennig auch nach Abzahlung der 400,000 Mark noch ein Jahr 
lang gehe. In der That erließ der Markgraf ein Ausſchreiben in die Aemter, ſtellte aber den 
Unterſaſſen die Nothwendigkeit nicht nur zu dem Ban in Memel beizuſteuern, ſondern auch die 
andern Forderungen zu bewilligen, und den doppelten Bierpfennig als den beſten Modus vor 
(29. Mai). Zu einem feſten Beſchluſſe hatten die Landtags-Verhandlungen zwar nicht geführt, 
doch ſcheint es nach allem, was in den letzten Jahren vorangegangen, und nach der Art und 
Weiſe, wie auf dieſem Landtage geſtritten war, nicht zweifelhaft, daß der Markgraf den einfachen 
Bierpfennig nun unbedenklich hätte ausſchreiben können, wenn ihm derſelbe genügt hätte. Auch 
zeigt ſich keine Spur, daß der Adel in dieſem Falle mitzuzahlen Bedenken gehabt hätte. 

Die übrigen Propoſitionen waren im Ganzen der Art, daß die Stände zu denſelben nur 
wenig thun konnten. Die vollſtändige Aufnahme des In ventariums, welche die Regi— 
mentsräthe bei viel größerer Verantwortlichkeit verſäumt hatten, kündigte Georg Friedrich 
zu großer Zufriedenheit der Stände von ſelbſt an. In einer andern Propoſition verſprach er 
für der Herzogin Witthum zu ſorgen, eine Sache in der die Regimentsräthe ebenſo fahrläſſig 
geweſen waren. Eine dritte bezog ſich auf die Abhörung und Abſtellung von Beſchwer— 
den. Es war ungewöhnlich, etwas dieſer Art in der Propoſition anzukündigen; was darin 
Vertrauenerweckendes liegen konnte, wirkte wenigſtens nicht nachhaltig; ſollte es ein Kunſtgriff ſein 
die Beſchwerden von der Contributions-Angelegenheit zu trennen, ſo ſtellten doch die Umſtände 
den natürlichen Zuſammenhang beider ſogleich wieder her. Uebrigens thaten die Stände in dieſer 
Rückſicht, ſo viel an ihnen war; ſie legten das ganze Beſchwerdebuch von 1577 noch mit einigen 
Zuſätzen wieder vor; der Markgraf ließ ſich aber auf eine Erörterung der einzelnen Beſchwerden 
nicht ein. Ebenſo wie dieſe Propoſition konnte auch die letzte höchſtens für den Augenblick be— 
ſtechen. Der Markgraf verlangte in derſelben nämlich „einer ehrb. Landſchaft Bedenken anzuhören, 
wie die geiſtlichen, politiſchen und Kam merſachen dieſes Fürſtenthums, auch alle 
Aemter und Kammergüter zu Hofe und ſonſt zur Richtigkeit und guten Nutz zu bringen, 
zu beſtellen und dabei zu erhalten“ Aber die Theilnahme an der Berathung über Verwaltungs— 
Angelegenheiten lockte die Stände nicht mehr, da ein früherer Verſuch, wirklichen Einfluß auf 
dieſelben zu erhalten, mißratben war. Es waren zwar in Folge dieſes Verſuches einige Male 
ſtändiſche Deputationen zur Unterſtützung der Regierung in allerlei Verwaltungs-Angelegenheiten 
erwählt worden, aber bald genug empfanden ſie, daß der Erfolg ihrer Thätigkeit ihrer Bemühung 
nicht gleich kam. So hatten die im Jahre 1577 zur Inquiſition über verdächtige Rechnungen 
und über die Krankheit des Herzogs und zur Viſitation der Aemter erwählten ſtändiſchen Depu⸗ 
tirten nichts ausgerichtet; der Markgraf erklärte, daran ſeien fie ſelbſt Schuld, da fie über viel- 
fältig ſchriftlich Ermahnen ſich an die Löſung ihrer Aufgabe nicht gemacht hätten. Hiegegen 


— 


erwiederten die Stände, der Mangel habe vielmehr daran gelegen, daß die zur Inquiſition Verord⸗ 
neten, ehe ſie ſich derſelben unterzogen, nicht genugſam von dem Herzoge verſichert ſeien, daß es ihnen 
an ihren Ehren und ihrem guten Namen nicht nachtheilig ſein ſolle; die Viſitation aber ſei von 
ihren Deputirten nicht allein angefangen, ſondern auch ziemlich weit fortgeführt; ſie hätten ſich aber 
überzeugt, daß alle ihre Arbeit und Mühe vergebens aufgewendet werde: denn ſo viel ſie auch 
verordnet und verabſchiedet hätten, ſo wäre doch die Execution nie erfolgt, und ſo oft ſie auch 
bei den Regenten um Abhörung der Relation angehalten, ſo hätten dieſe doch niemals ſich dazu 
bequemen wollen; von der vielfältigen ſchriftlichen Ermahnung wüßten ſie nichts, ſondern nur 
von einer Aufforderung, der ſie jedoch nicht hätten Folge leiſten können, weil ſie in eine Zeit 
fiel, in der die eigene Wirthſchaft ſie zu ſehr in Anſpruch nahm. 

Die Viſitation der Aemter war dringendes Bedürfniß, aber nur der erſte Stand 
trug darauf an, daß die noch unterbliebene Relation der ſtändiſchen Deputirten nun vorgenom⸗ 
men werde. Die beiden andern Stände wollten nun der Mühe der Viſitation überhoben ſein 
und verlangten, daß die fürſtlichen Räthe und Diener mit derſelben beauftragt, und die Vor— 
kehrungen getroffen würden, daß ſie mehr Frucht brächten, als bisher. Auf dem letzteren Punkte 
trafen ihre Wünſche mit denen des Herzogs überein. Er verſprach bei ſeinem Umzuge durch 
die Aemter, den er der Huldigung wegen unternehmen werde, „die Gelegenheit der Haushaltung 
und anderes zu vermerken, die vorige Viſitations-Ordnung, die Inſtructionen und darauf erfolgte 
ſchriftliche Relationen vor ſich zu nehmen und nach Erſehung der alten und neuen Mängel daraus 
ein durchgehendes Werk (doch nach Gelegenheit eines jeden Amtes) zu machen.“ 

Dieſer Antrag war auf dem Wege der Beſchwerde gemacht: was die Stände auf die 
Propoſition ſelbſt wegen Anordnung des politiſchen Regiments und der K ammerſachen 
antworteten war höchſt unbedeutend und beſchränkte ſich faſt auf eine Erinnerung an die Regi— 
mentsnotel, die Receſſe und andere Privilegien und an die von Herzog Albrecht eingeführte 
aber wieder in Vergeſſenheit gerathene Kammerordnung. Beſchloſſen wurde nichts, und wenn 
der Markgraf in dem Ausſchreiben vom 29. Mai ſagt, die Landſchaft habe ihm anheimgeſtellt, 
zur Beſtellung der Regierung bei Hofe und in den Aemtern und zur Abhelfung der Beſchwerden 
die geeigneteften Perſonen aus ihrer Mitte zuzuziehn, und er wolle das aus gutem gnädigem 
Willen thun, jo kann man zweifeln von welchem Theile hier eine Coneeſſion gemacht war. 

In Rückſicht auf die geiſtlichen Angelegenheiten verlangte man allgemein, daß den 
Privilegien gemäß, und zwar bald nach dem Landtage, die Wohl eines neuen Viſchofs in Stelle 
des entſetzten Heßhuſius veranſtaltet, und der kirchliche Streit, welcher dieſe Eutſetzung herbei⸗ 
geführt hatte, endlich etwa durch eine Synode oder durch die Cenſuren unparteliſcher Kirchen bei— 
gelegt werde. Hierauf erklärte der Markgraf ſich ſehr unbeſtimmt, ja die Allgemeinheit ſeiner 
Ausdrücke läßt uns vermuthen, daß er ſchon damals die Abſicht gehabt habe, keinen neuen Biſchof 
mehr zu erwählen — ein Gedanke, der ſich ihm ohne Zweifel nicht wenig durch das öconomiſche 
Intereſſe empfahl. 

Dieſes ökonomiſche Intereſſe tritt endlich auch in den Verhandlungen über die Univerſität 
hervor, an die er neue Forderungen knüpfte. Die Gebrechen derſelben waren von den Ständen 
in dem Beſchwerdebuche zur Sprache gebracht, Georg Friedrich zog fie unter den Geſichts— 
punkt der geiſtlichen Angelegenheiten. Die Stände klagten, die Univerſität ſei ſo heruntergekom⸗ 
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men, daß nicht nur die Zahl der Ausländer, welche fie bezögen, äußerſt gering ſei, ſondern auch 
die Einwohner des Herzogthums Bedenken trügen, ihre Söhne auf derſelben ſtudiren zu laſſen; 
es ſei demnach eine Viſitation zu Abſtellung dieſer Mängel dringend nöthig. Dagegen waren 
auch Rector und Senat der Univerſität bei dem Markgrafen eingekommen, und hatten um Erhö— 
hung ihrer Fonds gebeten, da die geringen nicht mehr zureichenden Gehalte eine Haupturſache 
des Verfalles ſeien. Die Stände erkannten die Nothwendigkeit dieſer Zulagen nicht, da die Pro— 
feſſoren die Vietualien aus dem Amt Fiſchhauſen um ein ſehr geringes Geld erhielten und ihre 
Beſoldungen, dieſen Vortheil eingerechnet, ſich eben ſo hoch als die auf andern Univerſitäten beliefen. 
Der Markgraf verſprach die Viſitation, hielt aber die Erhöhung der Fonds doch für nothwendig. 
Er erbot ſich das Seinige mit den heimfallenden Lehen und in anderer Art dabei zu thun, for— 
derte aber auch die Stände Guletzt in dem Ausſchreiben vom 29. Mai) auf, eine anſehnliche 
Summe beizuſteuern und mit der Zeit auch Legate als zu frommen Zwecken der Akademie zıtzu- 
wenden. In dieſem Falle verſprach er, ſich nicht allein der Partikularſchulen halber in den 
Kreiſen, zu Bartenſtein, Saalfeld und Lyck, ſondern auch wegen der Nachlaſſung des vierten 
Pfennigs von der Profeſſoren Erbſchaften und ſonſt gnädig zu erklären. 


Den Geiſt der Ordnung, welche Georg Friedrich in alle Zweige der Verwaltung 
einführte, zeigte ſchon dieſer Landtag. Der Fürſt hatte die Stände gleich anfangs aufgefordert, 
die Verhandlungen nicht ſo übermäßig in die Länge zu ziehen, wie es ſeit einer Reihe von Jah— 
ren zu geſchehen pflegte, und in der That war man trotz der inneren Schwierigkeiten der vor- 
liegenden Gegenſtände in weniger als anderthalb Monaten fertig geworden. Auch erfolgte zum 
erſten Mal ſeit langer Zeit wieder ein ordentlicher Landtags-Abſchied: denn als ſolchen können 
wir füglich das ſchon mehrfach angezogene Ausſchreiben vom 29. Mai betrachten. Es bereitete 
auf den Huldigungsumzug des Markgrafen vor, gab über den Erfolg der anderweitigen Land- 
tags⸗Verhandlungen einigen Bericht und erneuerte die Anforderungen, die der Markgraf bereits 
an die Verſammelten gemacht hatte. 


Die Huldigung wurde in Königsberg ſchon am 21. Mai vollzogen. In den folgenden 
Monaten bereiſte der Markgraf die Aemter, erſt Fiſchhauſen, wo er von den Samländern über⸗ 
haupt den Eid annahm. Es ſcheint, daß man hier und vielleicht auch anderwärts noch einige 
Schwierigkeiten mit der Huldigung machte, wie auf dem Landtage ſelbſt. Wir hören von Pro⸗ 
teſtationen, aber der Markgraf „hat ihr Proteſtiren nicht annehmen wollen, denn die von Adel 
noch lange mit ſ. f. G. wollten disputiren.“ Wie viel Stoff der Unzufriedenheit aber unter 
der vorigen Regierung ſich geſammelt hatte, zeigen die 4000 Supplicationen, die Georg 
Friedrich von feinem Umzuge nach Königsberg zurückbrachte “). 


Die Erhebung des doppelten Bierpfennigs wurde endlich nach vielfachen Unter— 
handlungen mit den einzelnen Kreiſen auf ein Jahr lang bewilligt: Es geſchah nicht überall zu 
gleicher Zeit: denn wir hören, daß die Erhebung deſſelben nicht überall zu gleicher Zeit begann. 
Königsberg ſcheint ſich nicht am ſpäteſten über dieſelbe erklärt zu haben, doch wurde die doppelte 


) Gregor Möller's Annalen in Act. Boruss. T. II. p. 849854. 


16 
Zeiſe hier erſt gegen Ende des Jahres eingeführt. Die Gemeine fügte ſich auf Antrieb der 
drei Räthe, „aber die Hinterſtädte waren übel damit zufrieden, denn fie mußten folgen“ ). 

Georg Friedrich war kein Freund des häufigen Landtagens, und er ordnete ſeine 
Finanzen fo, daß er die Beihilfe der Stände durch Bewilligung neuer Steuern (von der Abtra- 
gung der alten Landesſchuld abgeſehen) mur ſelten in Anſpruch nahm. Eine vollſtändige Ge— 
ſchichte ſeiner Regierung hätte ſich vorzüglich auch auf die Verwaltung der Domainen**) und 
die Nutzung der Regalien durch ihn zu verbreiten. Allein wir müſſen des ohnehin ſo reich— 
haltigen Stoffes wegen, der uns vorliegt, für diesmal dieſer Unterſuchung ausweichen und uns 
darauf beſchränten, nachzuweiſen, wie dieſes Streben von den Ständen aufgenommen, welche 
Streitigkeiten dadurch veranlaßt, und welcher Widerſtand dagegen von den Ständen erhoben 
wurde. Es wird ſich zeigen, daß die Unzufriedenheit, welche die herzogliche Oeconomie hervor— 
rief, eine Hauptveranlaſſung der Berufung neuer Landtage war, ſo lange der Herzog ſie auch 
zu vermeiden ſuchte. Es traten aber auch einzelne äußere Veranlaſſungen, welche dieſelben 
erheiſchten, hinzu, und unter dieſen waren die Anforderungen Polens an den Herzog nicht 
die unbedeutendſten. Dies zeigten gleich die nächſten Ja hre. 

Schon ſeit mehreren Jahren war Preußen und die benachbarten Länder durch die Fort— 
ſchritte der Waffen des Zaren Iwan Waſiljewitſch in Livland geſchreckt. Noch vor dem 
Ausgange des langen Landtags hatte der Herzog Gotthard Kettler von Kurland den 
Herzog und die Stände Preußens um Nath und Hilfe gegen dieſen nur nicht ganz jo wie 
die Türken gefürchteten Feind und beſonders um die Erlaubniß gebeten, Söldner in Preußen 
zu werben, allein die Stände üherließen die Sache damals ganz der Regierung, und jo kam fie 
auf dem Landtage nicht weiter zur Sprache. Einige Monate darauf (im Sommer 1575) erhielt 
man die Nachricht von der Erorberung Pernau's durch die Ruſſen und die Regimentsräthe be— 
nutzten bei ihren damaligen Verhandlungen mit den Königsbergern auch das, um ſie zu größerer 
Nachgiebigkeit in der Geldbewilligungsſache zu bewegen. Aehnliche Nachrichten gingen auch in 
den nächſten Zeiten ein, und der Herzog erneuerte im Jahre 1577 ſein Geſuch um Beiſtand 
und Unterſtützung. Schon um die Sicherheit ſeiner eigenen Familie in ſeinem Lande beſorgt, 
fügte er die Bitte um „Herberge für feine jungen Erben“ in Memel hinzu. Die Regiments— 
räthe legten die Sache den im Dezember des Jahres verſammelten Ständen vor, jedoch ohne 
ihrer im Ausſchreiben gedacht zu haben, und dies war wohl der Hauptgrund, weshalb wenigſtens 
Adel und Städte ſich auf dieſelbe nicht einließen. Nur die Herren und Landräthe zogen dieſelbe 
in Erwägung und erklärten, ſie ſeien nicht abgeneigt, etwas zur Unterſtützung des Herzogs von 
Kurland zu thun, müßten aber die Entſchließung der anderen Stände erwarten; das Gaſtrecht 
könne man ihnen nicht verweigern; es ſeien nur ſechszehn Perſonen, um deren Beherbergung er 
bitte, und die ſolle man aufnehmen, und würde dazu Labiau geeigneter ſein als Memel. Eben 
damals nahten die Friedens-Unterhandlungen zwiſchen dem Könige Stephan von Polen und 
der Stadt Danzig ſich ihrem Ende, und man hörte, daß der erſtere die Abſicht habe, ſeine 
*) Henneberger Erklärung der preuß. Landtafel, fol. 190. Er jagt die doppelte Zeiſe betrage zwölftehalb 
Mark vom Bier. 

*) Vergl. Töppen Hiftorifch + comparative Geographie von Preußen. S. 313. 
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Truppen ſogleich von Danzig durch das Herzogthum nach Kurland zu führen. In der That 
begann der Krieg zwiſchen Polen und Rußland bald darauf, und nun erging die Aufforderung 
an Preußen von Polen aus. Der König forderte den Herzog Georg Friedrich im Jahre 
1579 ſogar zu perſönlicher Theilnahme auf, und dieſer ſah ſich, da er die Koſten der Unter— 
ſtützung nicht allein tragen wollte, gedrungen, die Stände zu berufen. Er verließ jedoch das 
Land am 30. März), wenige Tage vor der Eröffnung des Landtages, welche am 6. April 
1579 erfolgte. 

Schon auf dem erſten Landtage Georg Friedrichs war das Herkommen, nach wel— 
chem der Adel ſich zuerſt mit den Städten und dann beide mit dem erſten Stande einigten, 
beſonders wegen der Anforderungen der Städte an den Adel hinſichtlich der Contribution auf: 
gegeben. Die Städte hatten proteſtirt und nur auf den ausdrücklichen Wunſch des Herzogs 
und die Verſicherung, daß es ihren Rechten nicht ſchädlich ſein ſolle, ein vereinigtes Bedenken 
der beiden erſten Stände angenommen. Dieſe Spaltung dauerte im Ganzen auf dem gegen 
wärtigen Landtage fort. Der Adel erklärte von vorn herein, daß er ſich an den alten Gebrauch 
und die üblichen Ceremonien keinesweges binden werde, ſondern ſich vorbehalte, „zu welchem 
Stande er wolle, zu treten, und ohne die Städte oder mit ihnen etwas anzunehmen oder von ſich 
zu geben.“ Zwar trat er im Anfange mit den Städten zuſammen, aber die Verbindung mit dem 
erſten Stande erfolgte ſehr bald, theils weil die gegenſeitigen Beſchwerden ausführlich zur Sprache 
kamen, theils weil es ſich wieder um die Feſtſetzung eines modus eontribuendi handelte. 

Denn über die Bewilligung der von dem Herzoge für Polen verlangten Unterſtützung an 
ſich und über die Höhe derſelben ſtimmten die Anfichten der Stände überein. Sie erboten ſich 
1000 Hakenſchützen auf 3 Monate zu beſolden und baten den Herzog einſtimmig, per— 
ſönlich an der Unternehmung keinen Theil zu nehmen und eine Caution von dem Könige zu 
erwirken, daß aus dieſer freiwilligen Hilfe keine Pflicht gemacht werde. Wegen der Art der 
Aufbringung der nöthigen Summe aber gingen die Meinungen ganz auseinander. Die 
beiden erſten Stände wünſchten, daß der drückende doppelte Bierpfennig abgeſchafft, dafür der 
einfache eingeführt und von dem Ertrage deſſelben zuerſt die Rüſtung, dann die Schulden bezahlt 
werden ſollen. Die Städte dagegen erklärten, ſie ſähen nicht, wie der doppelte Bierpfennig, 
der auf ein Jahr lang von allen Ständen bewilligt und nun ſchon eine „ebene Zeit“ erhoben 
ſei, vor Ablauf des Jahres abgeſchafft werden könne; auch ihnen ſei er drückend, doch müſſe, 
was einmal bewilligt ſei, bezahlt werden. Ueberdies könne der Bierpfennig, der ausdrücklich zur 
Abtragung der Landesſchuld beſtimmt ſei, nicht zur Rüſtung augewieſen werden, ſie ſchlugen 
daher zu dieſem Zwecke eine leidliche Contribution vor. Wenn die beiden erſten Stände ferner 
riethen, daß der Herzog, was an Munition, an Kraut und Loth in den Zeughäuſern entbehrlich 
ſei, dem Könige noch obenein gebe, ſo billigten die Städte auch das nicht, weil die Munition 
dem Lande unentbehrlich und die geliehene nie wieder gegeben ſei. Wenn endlich die beiden 
erſten Stände eine Aſſecuration „ihrer adeligen Freiheit halben, vermittelſt welcher ſie hinfort 
der Trankſteuer von ihren Tiſchen gänzlich gefreit ſein wollen“ von dem Herzoge erbaten, ſo 
legten die Städte hiegegen den entſchiedenſten Einſpruch ein. 


) Gregor Möller's Annalen in den Act. Boruss. T. II. pag. 857. 
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Die Oberräthe, welche den abweſenden Herzog vertraten, ſtimmten den Städten inſoweit 
bei, als dieſe ſich gegen die Verwendung des Bierpfennigs zur Rüſtung der Hakenſchützen aus- 
geſprochen; ſie meinten auch wenn die Städte ſich dafür erklärt hätten, würden die Stände 
doch nicht befugt ſein, in den zu beſtimmten Zwecken angewieſenen Bierpfennig zu greifen. 
Aber den Vorſchlag der Städte über die Contribution, die in dem engeren Sinne als Hufen— 
und Grundſteuer das Verhältniß der Belaſtung der einzelnen Stände ſchon angab, wenn auch 
noch kein beſtimmtes Maaß derſelben feſtgeſetzt war, verwarfen ſie aus Rückſicht auf die andern 
Stände, augeblich, da ſie die Armuth zu ſehr drücken würde. Ihrerſeits ſchlugen ſie den beiden 
erſten Ständen, da das Geld zu ritterlichen Thaten gebraucht werde, eine Abgabe von 3 Gulden 
für jeden Ritterdienſt vor, wobei jedoch auch die Freien, Krüger, Schulzen, Müller, Bauern, 
Gärtner, Inſtleute, Böhnhaſen, Schäfer, Fiſcher ꝛc. nach gewiſſen Sätzen angezogen werden, 
und wogegen auch die Städte das Ihrige beitragen ſollten. Sie machten dabei jedoch darauf 
aufmerkſam, daß die Zeit von drei Monaten für die Hilfeleiſtung zu kurz ſei, und daß es 
zweckmäßiger wäre, wenn man lieber weniger als 1000 Schützen aber auf eine längere Zeit 
ausrüſte. Auch traten ſie dem Wunſche der Stände entgegen, die Aufforderung des Königs in 
ihrem Namen beantworten zu dürfen. 

Herrſchaft und Adel waren aber mit dem Vorſchlage der Oberräthe keinesweges zufrieden, 
beklagten ſich vielmehr, daß ihnen als zweien Stimmen vor den Städten nicht der Vorzug ge- 
geben ſei. Um jedoch ihren guten Willen zu beweiſen, machten ſie in dem Sinne ihrer früheren 
Erklärung noch das Anerbieten, die 20,000 Gulden (ſo viel würden die 1000 Hakenſchützen 
auf drei Monate gekoſtet haben) zur Hälfte aufzubringen, ſobald es nöthig ſei, ſofern die Städte 
die andere Hälfte übernehmen würden. Doch ſollten dieſe Darlehne aus dem Landeskaſten ver— 
zinſet und nach Abtragung der Landesſchuld aus eben demſelben zurückgezahlt werden. Hiegegen 
erinnerten die Städter, wo ein Theil gedrückt werde, gelte keine Stimmenmehrheit auf den Land⸗ 
tagen; der neue Vorſchlag des Adels aber würde den Landkaſten noch mehr angreifen als der 
frühere; die Städte könnten nicht zugeben, daß man immer fort und fort auf den Bierpfennig 
weiſe, der ſie am ſchwerſten drücke; er werde kein Ende haben, wenn es ſo fortgehe; ſeit dem 
Jahre 1563 ſeien 1,200,000 Mark von den Ständen zuſammengebracht, aber wenig davon ſei 
zur Abzahlung der Schulden verwendet. Sie wollten daher entweder bei der Contribution 
bleiben, deren Höhe ſie nun auf 10 Groſchen feſtſetzten, oder den Vorſchlag der beiden andern 
Stände dahin abgeändert wiſſen, daß die Anleihe nicht auf den Landeskaſten, ſondern auf den 
Beutel der Stände gemacht, und von denſelben nicht bloß die Hälfte, ſondern zwei Drittel 
übernommen würden. Der Adel weigerte ſchlechterdings die Contribution, die Städte den Bier⸗ 
pfennig — beides ſehr erklärlich, wenn man aus dem einen von den Städten angeführten Bei- 
ſpiel, gegen welches die andern Stände freilich ihre Einwendungen zu machen hatten, daß in 
dem Amte Balga der geſammte Adel nicht volle 15 Mart, die Freien uud Krüger 120 Mark, 
die einzige Stadt Heiligenbeil aber 700 Mark an dem doppelten Bierpfennig bis dahin geſteuert 
habe, auf ein allgemeines Verhältniß ſchließen darf, und daneben in Erwägung zieht, daß die 
Controlle bei Erhebung der Contribution ungleich leichter und ſicherer war. Auf den Gedanken 
einer vorläufigen Anleihe, die ſpäter zu erſtatten ſei, waren zwar alle Stände eingegangen, aber 
hier trat der eben ſo ſchwierige Gegenſatz ein, daß die beiden erſten Stände nur die Hälfte und 
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nur unter der Bedingung, daß die andere von den Städten aufgebracht werde, die Städte aber 
nur ein Drittel übernehmen wollten. Ueber dieſe beiden Punkte einigte man fich nicht, und kein 
Theil war befriedigt, als die Oberräthe in ihrem Abſchiede vom 25. April im Namen des Her⸗ 
zogs erklärten, ſie wollten die Anleihe der Herrn und des Adels von 10,000 Gulden 
und die der Städte von 10,000 Mark vorläufig annehmen, damit dem Könige die Hilfe 
zur Zeit geleiſtet werde. Die Stände zeigten ihre Unzufriedenheit dadurch, daß ſie den Abſchied 
liegen ließen und keine Abſchrift nahmen. Dennoch ſcheint der Abſchied executirt zu ſein: denn 
während man auf dem Landtage zuletzt von 500 Hakenſchützen auf 6 Monate ſprach, iſt in 
der Caution über die Nichtverpflihtung, welche der Herzog am 8. Mai von König Stephan 
Bathory erhielt, nur von 500 Hakenſchützen auf 5 Monate die Rede *). Durch dieſe Minde— 
rung der Unterſtützung wurde ein Sechſtel der Koſten erſpart, gerade ſo viel als die Städte 
nach der Meinung der andern zu wenig auf ſich genommen hatten. 

Auf beiden Landtagen, ſowohl 1578 als auch 1579, wurde dem Herzoge eine ziemliche 
Anzahl von Beſchwerden vorgelegt, auf die wir noch einen Blick werfen müſſen, da ſie für 
die Kenntniß der Zeiten nicht ohne Intereſſe ſind und uns den Weg zum Verſtändniß des 
Folgenden anbahnen, Mehrere derſelben ſtammten aus älterer Zeit; doch waren diejenigen, gegen 
welche die Stände während der Verwaltung der Regimentsräthe ſich am nachdrücklichſten aus: 
geſprochen hatten, durch Georg Friedrichs Regierungsantritt großentheils beſeitigt; aber bald 
rief Georg Friedrichs Strenge und Finanzſyſtem neue, zum Theil den früheren geradezu 
entgegengeſetzte hervor. Man nahte dem neuen Fürſten natürlich in vertrauensvollem ruhigem 
Ton, und einige der Beſchwerden, die man ihm vorlegte, glichen vielmehr wohlgemeinten Vor⸗ 
ſchlägen, aber ſchon auf dem zweiten Landtage ſprach man in heftigerem Ton, und in deu folgen— 
den Jahren erreichte die Spannung zwiſchen dem Fürſten und den Unterthanen einen hohen Grad. 
Die Entzweiung der Stände, die wir in Georg Friedrichs erſten Jahren wahrnahmen, trat 
unter ſolchen Umſtänden bald wieder zurück. Es galt endlich einen gemeinſamen Kampf zur 
Erhaltung der ſtändiſchen Freiheiten gegen den Fürſten. 

Zu den älteſten Vorlagen der Landtage gehörte die Landesordnung und der Kolm— 
Den Druck des letztern wünſchten alle Stände; aber die ſchon oft von neuem angeſtellte Reviſion 
gelangte nie zu Ende; die Städte waren mit den andern Ständen namentlich über den Abſchnitt 
de donationibus uneinig, und nur ſchwer ſetzte man ſich über das Bedenken hinweg, daß die 
Einigung mit Weſtpreußen über denſelben nicht zu erlangen ſei. Man mußte ſich immer von 
Neuem wieder mit dem Verſprechen einer neuen Reviſion beruhigen. Der Druck der Landes— 
ordnung, über welche die Städte in ſtets offener Fehde gegen die beiden andern Stände lagen, 
war trotz ihres Proteſtes dieſen zu Gefallen im Jahre 1577 endlich wirklich veranſtaltet, aber 
dieſer Druck ſtimmte in den weſentlichſten Punkten, an welchen den beiden Ständen am meiſten 
gelegen war, mit den Protokollen und Schlüſſen nicht überein, und während ſie die Emendation 
nach denſelben verlangten, wiederholten die Städte ihre Proteſtation. Der Markgraf eröffnete 
jenen, die Aenderung habe nothwendig geſchehen müſſen, weil in dem Entwurfe einige Punkte 
geweſen ſeien, die wider die gemeinen beſchriebenen Rechte, auch den Kolm geſtritten, und um 
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die Städte zu beruhigen verſprach er (was freilich oft geung vergeblich geſchehen war) neben feinen 
Räthen Deputirte aller Stände über die endliche Ausgleichung reden und handeln zu laſſen. 
Man hatte vor Zeiten auch über eine gemeinſame Landesordnung mit Weſtpreußen ſich zu einigen 
geſucht; die Stände beantragten 1578, dies von neuem zu verſucheu, wiederholten dieſen Antrag 
aber ſchon 1579 nicht. 

Zu den älteren Beſchwerdeartikeln gehörte auch die Bedrückung der Freien. Herzog 
Albrecht hatte dieſelben nach der einſtimmigen Angabe der Stände „der unträglichen Schaar— 
werkslaſten gnädig entledigt“, aber unter den Regimentsräthen war das nicht beachtet. Die 
Stände hatten daher ſchon 1573 bei Georg Friedrichs erſter Anweſenheit in Preußen für 
dieſelben intereedirt und wiederholten dieſe Verwendung 1577 und in den folgenden Jahren. 
Man ſprach aber nicht bloß gegen die Bedrückung der Freien durch Schaarwerk, Kaufhaber, 
Honigabgabe ꝛc., ſondern auch über die Schwächung ihrer Dienſte. 1578 wurde die Meinung 
ausgeſprochen, daß die frühere Zahl der freien Dienſte von etlichen Tauſend durch Auskauf und 
Erlaß auf etwa tauſend redueirt ſei. 

Der Danziger Krieg gab Veraulaſſung zu einem Blick auf die Kriegsverfaſſung. Die 
Städte ſprachen ihre Unzufriedenheit darüber aus, daß, als der König damals den Pacten gemäß 
die 100 Reiter von dem Herzoge verlangte, die „von Haus aus Beſtellten“ der Aufforderung 
des Herzogs zum Könige zu ziehen nicht genügt hätten, ſo daß der erſtere ſtatt der 100 Reiter 
24,000 Mart baares Geld geben mußte; ferner daß die Dienſtpflichtigen von Adel, welche der 
Herzog nach dem Tief und nach Heiligenbeil verſchrieb, auf Monatsgeld oder Liefer ung 
drangen, während ſie doch ohne ſolche ſchwere Beſoldung die Dienſte von ihren Gütern zu lei— 
ſten ſchuldig wären. Die Städte beſchwerten ſich darüber aber deshalb, weil ſolches Verfahren 
zum Contribuiren führe, beim Contribuiren aber die Städte das Meiſte thun müßten. Auch die 
Herren und Räthe waren der Meinung, daß die „Diener von Haus aus“ da ſie Beſoldung und 
Kleidung erhielten in dem angeführten Falle hätten die verlangten Dienſte leiſten ſollen, die De 
putirten von Adel aber urtheilten, daß ſolche Beſtallungen auf dieſen Fall nicht bezogen werden 
könnten, denn für 50 Mark jährlich werde ſich niemand zu Feldzügen gebrauchen laſſen. Die 

Lieferung aber nahmen die beiden erſten Stände einſtimmig für ſich in Anſpruch, da ſie ſchon 

in Ordenszeiten bewilligt, und auch von Herzog Albrecht im polniſchen Kriege und im Marien— 
werderſchen Feldzuge verabreicht, endlich auch im römiſchen Reiche gebräuchlich ſei. Auf dem 
folgenden Landtage (1579) verwandten ſie ſich in dieſer Hinſicht ſogar noch für die Freien, wel— 
chen von Herzog Albrecht im Marienwerderſchen Feldzuge die halbe Lieferung verſprochen ſei, 
wogegen ſich jedoch die Städte ebenſo ſehr ausſprachen. 

Der Danziger Krieg erinnerte auch übrigens an die Vorkehrungen zur Sicherung 
des Landes. Der erſte Stand ſchlug dem Herzoge auf dem Landtage von 1578 vor, damit 
das Tief nicht alſo bloß ſtehe und über den Pfundzoll beſſere Aufſicht gepflogen werden könnte, 
ein Paar gute Galeeren erbauen zu laſſen, die man zugleich zur Abholung des Getreides aus 
den Aemtern Memel, Tapiau ꝛc. benutzen, und die man mit Wildnißbeſchädigern, Landläufern, 
Verbrechern und muthwilligem Geſindel bemannen könnte. Die beiden andern Stände aber hielten 
viel allgemeinere Maaßregeln, die Befeſtigung nicht uur von Pillau, ſondern auch von Lochſtädt, 
Fiſchhauſen, Balga, Brandenburg und einigen Oertern am Pregel für durchaus wünſcheuswerth. 


— 


Es knüpfte ſich daran ein anderes Geſuch wegen der Befeſtigung der kleinen Städte überhaupt: 
die Mauern, Thore und Thürme in vielen derſelben waren ſehr verfallen und man wollte ſie 
hin und wieder eingehen laſſen. Die Stände meinten, die Herſtellung derſelben würde mit 
geringen Koſten zu bewirken ſein, und baten den Herzog, zu verordnen, daß dieſelben nach Mög— 
lichkeit hergeſtellt, und mit Stücken, Pulver und anderer Nothdurft verſehen würden, damit auf 
den Fall der Noth der Landmann dahin ſeine Zuflucht nehmen könnte. Man ſcheint jedoch dieſe 
Anordnungen vergeſſen zu haben, als man den Krieg zu vergeſſen anfing. 

In fernerem Zuſammenhauge mit dem Danziger Kriege ſtand das Geſuch wegen der Zölle. 
Nach den Pacten zwiſchen Polen und Preußen ſollten in den preußiſchen Gebieten ohne beider— 
ſeitige Zuſtimmung keine neuen Zölle errichtet werden. Schon vor dem Kriege war trotzdem 
ein neuer Zoll in Röſſel eingeführt, nach dem Kriege auf dem Landtage von 1578 wollte man 
wiſſen, daß am weißen Berge im Stuhmiſchen, zu Marienburg und Elbing ebenfalls neue Zölle 
erhoben werden ſollten; man bemerkte ferner, daß auch im Herzogthum ſelbſt der Zoll zu Labiau 
erhöht und ein neuer zu Heiligenau eingeführt ſei. Man erſuchte daher den Herzog, die Neue— 
rungen im Herzogthum ſelbſt, die ebenfalls den Paeten zuwiderliefen, abzuſtellen, und über die 
Abſchaffung der neuen königlichen Zölle mit dem Könige in Unterhaudlung zu treten. Man 
fügte die Bitte hinzu, der Herzog wolle dafür ſorgen, daß zumal aus Litthauen und Samaiten 
die gewöhnlichen rechten Straßen nach den geordneten Stellen und Niederlagen eingehalten, und 
keine verbotenen betreten würden. Die Münze war zur Zeit der Regimentsräthe in den Hän— 
den von Privatleuten geweſen; man hatte oft über ihre Verſchlechterung, namentlich über die 
Thaler geklagt. Auf der Verſammlung von 1578 forderte man den Herzog auf, ſich ſeines 
Regale zu erinnern und mit dem erſten dem alten Schrot und Korn gemäß, wenn nicht größere 
Stücke, wenigſtens Groſchen, Polchen, Schillinge und Pfennige zu münzen, dagegen die falſchen 
niederländiſchen Thaler und andere böſe Münze zu verbieten und abzuſchaffen. 

Wir können nicht umhin, hier auch der Verwendung der Stände für einen der be— 
rühmteſten preußiſchen Geſchichtſchreiber zu erwähnen. Die Abgeſandten derer von der 
Herrſchaft und Ritterſchaft aus den Kreiſen Oberland und Natangen brachten, ſo viel wir wiſſen 
zuerſt, nach der Biſchofswahl am 26. April 1575 bei der Regierung Folgendes an: „Weil dieſem 
Lande in künftigen Zeiten aus des Cromeri Chronica, welche nicht allenthalben glaubwürdig, 
viel Unraths erwachſen könnte, wird gebeten, daß zur Beförderung der preußiſchen Chronica 
dem Magiſter Lucas David ein beſonderer Schreiber möge beigegeben werden.“ Unter den 
auf dem Landtage von 1577 von den Ständen eingereichten Beſchwerden findet ſich auch dieſe: 
„Weil denn auch etliche preußiſche Chroniken verwichener Zeit ausgegangen, welche zur Schmä— 
lerung dieſer Lande Gerechtigkeiten gereichen, und von e. ehrb. Landſchaft vor etlichen verwiche— 
nen Landtägen angehalten, daß diesfalls von E. F. G. ein Anſehen gepflogen, aber nichts weiter, 
denn daß M. Lux Davidt dieſelbe zu überſehen befohlen, erhalten können, ſo bitten wir, weil 
derſelbe alt und ſchwach, E. F. G. wollten ihm andere gute verſtändige Leute, die ſolche Dinge 
in Richtigkeit bringen zuordnen und darüber ſetzen.“ Die Regimentsräthe antworteten darauf: 
„Lucas Davidt wollen S. F. G. eine tüchtige Perſon ſobald die zu bekommen, die ſich der 
Mühe und Arbeit der Chronik unterwinden will, gerne zuordnen, damit, dieſelbe richtig gemacht 
und je ehe je beſſer gefertigt werden möge.“ Im Jahre 1578 brachten die Stände die Chronik 
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wieder zur Sprache: „weil man auch weiß, daß in etlichen fremden Chroniken der preußiſchen 
Händel zu Nachtheil dieſer Lande gedacht, derwegen der alte in Gott ruhende Herr milder Ge- 
dächtniß bewogen, den Magiſter Lucas David darüber zu ſetzen und eine andere preußiſche 
Chronica, weil ihm die Antiquitäten bekannt, zu Wohlfahrt und Troſt dieſer Lande zuſammen 
zu tragen befohlen; nun beſchwert er ſich, daß ihm ſein Gemach, darinnen er jetzund iſt, zu klein 
und unbequem, weil er zur Regiſtratur kommen und viel Protokolle, daraus er ſich zu erſehen, 
auflegen müßte, hat um ein ander Gemach angehalten und mehr Schreiber begehrt; demnach 
bitten wir E. F. G. unterthänigſt, weil an ſolchem Werk, daß es förderlich vollzogen, Landen 
und Leuten gelegen, daß ihm ein ander Gemach und mehr Schreiber verordnet werden möchten“ *), 

Auch über die Rechtsverfaſſung machte man 1578 neue Vorſchläge. Wir kennen aus 
dem Beſchwerdebuche von 1573 die Klage, daß die ſtatt der Appellation erlaubten Rechtsmittel 
der Reviſion der Akten und der pares euriae ungebührlich erſchwert wurden. Im Jahre 1577 
klagte man über die Koſten der Reviſion, die auf fünf Procent geſetzt waren, und daß dieſelbe 
von eben den Perſonen vollzogen würde, die das Urtheil geſprochen hätten; man verlangte ferner, 
daß durch die Reviſion der Akten die pares euriae nicht abgeſchnitten, daß die Hofgerichtsord⸗ 
nung beobachtet und die Räumlichkeiten der Rathsſtube verbeſſert würden. Auf dem Landtage 
von 1578 wurde die Sache noch ausführlicher beſprochen. Der Uebelſtand lag darin, daß meh— 
rere Räthe der herzoglichen Rathsſtube zugleich andere Aemter, beſonders beim Conſiſtorium und 
bei der Univerſität verſahen; ſo kam es, daß ſie über Sachen, die ſie ſelbſt abgeurtheilt hatten, 
bei der Reviſion von Neuem Richter wurden. Adel und Städte machten den Antrag, daß dies 
ferner nicht geſchehe, ſondern daß jeder des ihm befohlenen Amtes, mit dem er genug zu thun 
habe, wenn er es ordentlich verrichten wolle, abwarte. Der Herrenſtand begnügte ſich mit dem 
Geſuche, daß denjenigen, die zuerſt bei der Sache geſeſſen, und die Berichts halber nothwendig 
dabei bleiben müßten, doch andere und mehr Leute bei der Reviſion zugeordnet würden, denn 
meinte er „es würde einem regierenden Herren und endlich einem Lande ſchwer fallen, daß man 
jederzeit neue Leute dazu verordnen und alſo eine doppelte Rathsſtube halten ſollte“! dagegen 
machte er den Vorſchlag, der wieder an die Quatemberordnung der Ordenszeit erinnert, daß die 
Reviſion der Akten zu einer beſtimmten Zeit, etwa alle Quartal angeſetzt würde. Wie weit 
war man damals noch von der Errichtung des Tribunals entfernt; doch machte ſich ein Bedürf⸗ 
niß, dem man nur noch nicht zu genügen wußte, ſchon damals bemerklich, und wir werden an 
dieſe Berathungen da, wo von der Gründung des Tribunals weiter zu reden iſt, noch einmal 

3) Vergl. Töppen Geſchichte der Preuß. Hiſtoriographie S. 228. Ich benutze dieſe Gelegenheit auf zwei 
für die Lebensgeſchichte des Lucas David intereſſante Briefe hinzuweiſen, welche in dem biſchöflichen Archive zu 
Frauenburg aufbewahrt werden und mir dort freundlichſt mitgetheilt ſind. In dem einen derſelben, datirt die 
Veneris post Jubilate Anno 1533 werden Lucas David und Johannes Hanenſchilt, alter bonarum 
arcium magister, alter earundem studiosus von dem Rector et Concilium universitatis Lippsick dem 
Biſchofe Mauricius von Ermland zur weiteren Verleihung des stipendium Braunsbergense, quo jam annum 
communiter utuntur, empfohlen; es heißt in demſelben unter andern: Lucas sie satis feliciter jam aliquot 
annis in hoc gymnasio bonis literis ac philosophie studiis dedit operam promotusque, ut per lau- 
datiss. arcium professorum ordinem bonarum areium magister publice declarari meruerıt. In dem 
anderen ebenfalls an den Biſchof Mauricius gerichteten, vom VI. Idus Maji 1533 datirten Schreiben, bittet 
Lucas David ſelbſt um die Weiterverleihung des erwähnten Stipendiums. 
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erinnert werden. Auch die Beſchwerde über den hohen Koſtenſatz von fünf Procent wurde auf dem 
bezeichneten Landtage erneuert, die über Jahre lange Verſchleppung der Rechtshändel hinzugefügt. 

Rückſichtlich der Rechtsgrundſätze iſt das in dieſen Zeiten (1577 ff.) mehrmals wies 
derholte Geſuch der Stände hervorzuheben, daß die Todtſchläger gebührend beſtraft würden. 
Man ſieht nämlich aus der Faſſung deſſelben und den Beſcheiden der Regierung, daß die Idee 
des Wehrgeldes noch immer nicht aufgegeben war, die Nothwendigkeit eines öffentlichen Ent⸗ 
gegentretens gegen Mord und ähnliche Verbrechen ſich jedoch ſchon immer fühlbarer machte. 
Der Beſcheid der Regierung von 1577 über dieſen Gegenſtand beſagte, die Todtſchläger ſeien 
beſtraft, wo man ihrer habe habhaft werden könne, aber oft ſei dieſes nicht möglich geweſen 
oder die Verwandten des Erſchlagenen hätten ſich mit dem Todtſchläger ſühnlich vertragen, und 
ihre rechtliche Forderung aufgegeben; doch werde der Herzog fernerhin ſolchen Vergleich der 
Parten nicht beachten. Dieſes Schwanken in der Beurtheilung des Verbrechens wurde, wie ſich 
leicht abnehmen läßt, von den Reichen und Großen zu ihrem Vortheil ausgebeutet und die ge- 
meinſamen Anträge der Stände in dieſer Beziehung gingen daher auf den Landtagen von 1578 
und 1579 dahin: „der Herzog wolle ſolchen und dergleichen Laſtern mit gebührendem Ernſt unter 
Augen gehen und die Verbrechen nicht nach dem Anſehn der Perſon, ſondern ihrem böſen Ver⸗ 
dienſte nach richten, damit das Recht nicht mit den Armen allein geſtärket werde“). Hieher 
gehört unter den Beſchwerden des Adels von 1579 auch folgende: „daß die von Adel, welche 
etwa aus mißgünſtigem Angeben in des Herzogs Ungnade, oder durch Verbrechen in ſeine Strafe 
gefallen ſeien, nicht mit Gewalt durch die Einſpännigen oder andere Leute aus ihren Höfen ge⸗ 
holet, fondern wie recht und billig, vorher ordentlich eitirt werden, doch hiemit ausgenommen 
und die Fälle gar nicht gemeint, da etwa das tactum notorium und peinlich wäre.“ 

Ueberhanpt fühlte der Adel die Strenge der Regierung Georg Friedrichs 
zuer ſt und daher gingen die Beſchwerden des Landtages von 1579 meiſtentheils von ihm aus; 
in einigen waren die Städte gerade entgegengeſetzter Meinung. Dieſe Beſchwerden wurden aber 
vorzüglich hervorgerufen durch eine Aenderung in der Regimentsverfaſſung und durch 
die Oeconomie des Herzogs. 

Nach der Regimentsnotel waren für die Zeit der Abweſenheit der Fürſten die vier Ober⸗ 
räthe zur Regierung beſtimmt; Georg Friedrich aber hatte ihnen einige ſeiner fränkiſchen 
Räthe beigeſellt und dies galt als ein Einbruch in die ſtändiſchen Rechte, den man nicht dulden 
dürfe. Herrſchaft und Adel — die Städte finden wir nicht unterzeichnet — legten dagegen eine 
beſondere Proteſtation ein (15. April). 

Die Aeußerungen der ſorgfältigeren Oekonomie des Herzogs waren beſonders dreifacher Art; 
unnöthige Ausgaben wurden abgeſtellt, altes Beſitzrecht erneuert, die Regalien 
zweckmäßiger gehandhabt. 

Zwar trugen Herrſchaft und Adel auch jetzt noch — wie früher ſo oft — auf eine ſorg⸗ 
ſältige Visitation bei Hofe an, „ſonderlich wie mit den Kammergefällen bisher durch wenig Per⸗ 
ſonen ihres eigenen Gefallen gebaret und umgegangen] ſei“, allein ein ſolcher Antrag deutete 


**) Vergl. v. Mülverſtadt Beiträge zur Geſchichte des Wehrgeldes in den neuen Preuß. Provinzialblättern 
1853 S. 395 ff. 


jetzt nur an, daß die Einnahmen nicht in ihrem Sinne verwandt wurden, nicht daß die alten 
Unordnungen in der Finanzverwaltung noch fortbeſtanden. Wie die Sachen in dieſer Rückſicht 
ſich geändert hatten, zeigt die Beſchwerde ſelbſt, denn die Spitze derſelben war, „die Ausgaben 
ſollten nach den Einkünften gerichtet, und auch wie in Ehezeiten geſchehen, ein ſtattlicher Vor— 
rath erobert, und die Landſchaft hinfort mit Schoſſen und Geben verſchont werden“. Eine 
ſolche Beſchwerde war ein gutes Zeichen für die noch kurze Verwaltung Georg Friedrichs: 
denn in den letzten Zeiten vor ſeinem Antritte hatte man zu einem ſolchen Gedanken noch gar 
nicht fortſchreiten können. Ohne Zweifel hatte man, da die Privilegien Steuerfreiheit zuſicherten, 
ein Recht zu einer ſolchen Aeußerung, aber wie wenig ſie damals am rechten Orte war, zeigt 
die Bemerkung der Städte, die doch gegen alles Contribuiren am heftigſten zu eifern pflegten, — 
die Viſitation bei Hofe werde der Herzog hoffentlich am beſten zu beſtellen wiſſen. Der Adel 
trat mit ſich ſelbſt in Widerſpruch, wo er feine wahren Motive enthüllte; er bemerkte, die Land— 
ſchaft habe zwar oft um Abſtellung der unnöthigen Ausgaben angehalten, nun aber ſei das 
Einkommen der Amtleute ſo vermindert und ihre ganze Stellung z. B. durch das Ab⸗ 
ſchaffen der Amtspferde jo verſchlechtert, „daß viel vornehme und redliche von Adel die Aemter 
ferner zu bedienen Abſchen tragen“, und bat die Aemter jo zu beſtellen, „damit ein treuer, auf, 
richtiger vom Adel wegen ſeiner Verwaltung gebührliches Auskommen haben und alle Urſache 
zur Untreue abgeſchnitten werde“. Die „Beſtellung von Haus aus“ war abgeſchafft, und 
der Adel beſchwerte ſich hierüber um ſo mehr, da andere Beſoldungen, die ihm ebenfalls nicht 
zu Gute kamen (wie es ſcheint, die der fränkiſchen Räthe) einzeln oder wenigſtens ihrer zwei 
ſo viel koſteten, als auf alle von Haus aus beſtallten gegangen war. Die Städte dagegen 
waren mit beiden Anordnungen, der über die Amtsverwaltung und der über die Dienſte von 
Haus aus ſehr zufrieden. 

Die Theilnahme an der Viſitation der Aemter hatten die Stände auf dem vorigen 
Landtage ausgeſchlagen und dem Herzoge nur auheim geſtellt, zu derſelben ſich ſelber tüchtige 
Theilnehmer aus ihrer Mitte auszuwählen. Er hatte dieſelbe in einigen Aemtern vollzogen, 
und da er fie in den Übrigen] und zwar durch drei Commiſſionen in den drei Kreiſen zugleich 
fortzuſetzen gedachte, ſo forderte er die Stände abermals auf, dazu einige tüchtige Hauswirthe 
vorzuſchlagen. Obwohl dieſes nun ebenſo wenig geſchah, als früher, obwohl es alſo dem Her⸗ 
zoge wieder überlaſſen blieb, dazu zu ziehen, wen er wollte, ſo verlangte doch der Adel unter 
den gegenwärtigen Verhältuiſſen, „daß die von Städten weder zu Hofe im Nathſchlage noch 
ſonſt zur Viſitation gezogen, ſondern ſolch vornehmes Werk durch den Ritterſtand beſtellt und 
fortgeſetzt werde“. Die Städte durften dagegen nur erinnern, daß der Herzog im vorigen Yand- 
tagsſchluß ganz allgemein Deputirte der Stände zu den Viſitationen zuzuziehn verſprochen, 
und daß er ſie ohne Zuthun ihrerſeits dazu erfordert, ja daß der Adel auf dem Landtage von 
1575 zuerſt den Vorſchlag gemacht habe, daß die Städte an dieſem Geſchäfte Theil nehmen 
möchten. Die Viſitation ſelbſt, ſo langſam ſie auch fortſchritt, hatte doch bald gezeigt, daß die 
Hufenzahl vieler adeliger Güter über die in den Verſchreibungen angegebene hinausging; das 
Uebermaaß ſollte eingezogen werden, und ſchon auf dem Landtage von 1578 wurden darüber 
Beſchwerden erhoben. Größere Wichtigkeit noch mußte dieſe Frage erhalten, als Georg Frie— 
drich, ſo lange er in Preußen anweſend war, die Viſitation eifriger fortſetzte. Es verlautete, 
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daß er das Uebermaaß der Hufenzahl, auch wenn die Grenzen richtig und der alte Beſitz zu 
beweiſen wäre, einzuziehen, dagegen den Mangel, der ſich etwa finden möchte, nicht zu erſetzen 
gedeuke. Man bat ihn aber, wenn er das eine wolle, auch das andere auf ſich zu nehmen; die 
Städte meinten, man dürfe auf ſeine Gerechtigkeit bauen. Auch auf die bäuerlichen Verhält— 
niſſe ſcheint Herzog Georg Friedrich bei der Viſitation ſein Augenmerk gewandt, und dadurch 
die Bauern zu häufigeren Klagen gegen ihre Herrn ermuthigt zu haben. Der Adel machte 
den Antrag: „daß die unbilligen, muthwilligen und unnöthigen Klagen der Bauern hinfort zu 
Hofe ferner nicht angenommen, ſondern dieſelben, da ſie damit beſchlagen, in ernſte Strafen 
genommen werden mögen.“ 

Endlich fühlte der Adel ſich in Rückſicht auf die Jagd und die Holzlieferungen be— 
einträchtigt. Hetzen und jagen war die Tagesbeſchäftigung des Adels; und wenn auch Wald 
und Wild nicht mehr Gemeingut waren, wie in jenen Zeiten, als der freie Deutſche ſelbſt den 
Wald bewohnte, ſo war doch eine ſo ſorgfältige Sonderung der Jagdreviere, wie wir ſie uns 
zu denken gewöhut ſind, noch unerhört, zumal nach einer jo nachfichtigen Regierung, wie die des 
Herzogs Albrecht, und nach den willkührlichen Eingriffen unter der um die Erhaltung der 
Regalien jo wenig bekümmerten Regierung der Oberräthe. Georg Friedrich fing an ſorg— 
fältiger einhegen zu laſſen, und die beiden erſten Stände fanden ſich dadurch in ihrer adeligen 
Freiheit ſchwer verletzt und wollten mit ſolchen Gehegen verſchont ſein. Die Städte erinnerten 
bei dieſer Gelegenheit an die oft wiederholte Klage, daß durch das Hetzen auf anderer Leute 
Grund und Boden großer Schade durch Zertreten des Getreides ꝛc. geſchehe; die Verſuche, in 
dieſer Rückſicht Ordnung herzuſtellen, waren noch vergeblich geblieben; von Georg Friedrich 
ließen ſich durchgreifendere Maaßregeln erwarten, und die Städte ſcheinen mit ſeiner bisherigen 
Forſtwirthſchaft ganz einverſtanden geweſen zu ſein. Die Verſchreibungen über freie Lieferung 
an Bau- und Brennholz flößten Georg Friedrich ſchon damals Beſorguiſſe wegen des Be 
ſtandes der Forſten ein: er hatte auch in dieſer Rückſicht beſſere Ordnung und Aufſicht einge⸗ 
führt: der Adel fand es zwar billig, wenn der Herzog verordnete, daß diejenigen, welche Holz 
begehrten, darüber die fürſtlichen Vögte, Haupt- und Amtlente begrüßen ſollten, beſchwerte ſich 
aber zugleich darüber, daß mit der Anweiſung nach dieſer Begrüßung oft über Gebühr geſäumt 
werde, fie verlangten, daß dieſelbe unmittelbar nach der Begrüßung erfolge. Die Städte mein⸗ 
ten, der Adel dürfe in dieſer Rückſicht auf die Gerechtigkeit des Herzogs bauen. 

Es waren im Ganzen neunzehn Artikel, über welche die beiden erſten Stände auf diefem 
Landtage klagend einkamen und in den meiſten derſelben erklärten ſich die Städte faſt entgegen- 
geſetzt. Es hätte zu nichts geführt, wenn die Stände unter einander dieſen Streit fortgeſetzt 
hätten; die beiden erſten brachen ihn daher mit einer Proteſtation ab, in welcher ſie ſich vorbe⸗ 
hielten, die Eingriffe der Städte in ihre Freiheiten in Beantwortung der neunzehn Artikel zu 
feiner Zeit zu widerlegen. Die Städte aber proteſtirten, daß fie mit Wahrheit geſprochen hätten, 
und keinesweges in die Freiheiten des Adels einbrechen wollten. 

Unter den gemeinſamen Beſchwerden, welche die Stände auf dem Landtage von 1579 vor⸗ 
brachten, waren die wichtigſten die über das geiſtliche Regiment, und die über den Landes— 
kaſten. Die Abſchaffung der Biſchöfe empfahl ſich dem Herzoge, wie gefagt, ſchon aus 
ökonomiſchen Gründen; es kam dazu, daß die Biſchöfe in den proteſtantiſchen Ländern Deuntſch— 
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lands großentheils ſchon abgeſchafft waren, und daß die letzten preußischen Biſchöfe durch ihr 
Gezänk und durch ihre Aumaßungen ſich der Regierung ſehr verhaßt gemacht hatten. Auch die 
Stände hatten z. B. im Jahre 1577 über den Mißbrauch der biſchöflichen Jurisdietion geklagt 
und von den Räthen die Verſicherung erhalten, die Biſchöfe ſollten beſprochen werden, wenn ſie 
ſich dergleichen zu Schulden kommen ließen. Eine ſolche Beſchwerde beſagte aber nicht, daß die 
Stände der Biſchöfe entledigt ſein wollten; ſie hatten vielmehr auf dem Landtage von 1578 
um Wiederbeſetzung des ſamländiſchen Visthums angehalten; der Herzog gab ihnen damals eine 
zweideutige Antwort, und noch war nichts geſchehen, was die Abſicht andeutete ihren Wunſch zu 
erfüllen. Der gehäſſige Kirchenſtreit wurde zwar auch ohne Biſchöfe von dem Herzoge beigelegt, 
und er erwarb ſich dadurch ein Verdienſt, für welches die Stände ihm auf dem Landtage von 
1579 allgemein ihren Dank ausſprachen: aber die endliche Anordnung der Biſchofswahl forder⸗ 
ten ſie auf demſelben um ſo nachdrücklicher. 

Die andere allgemeine Beſchwerde war die über die Eingriffe des Herzogs in den 
Landeskaſten. Er hatte den Kaſtenherren den „ſtracken“ Befehl gegeben, Georgenburg und 
Liebſtadt einzulöſen. Aber die Pfandſumme für Georgenburg befand ſich nicht unter den 
400,000 Mark, deren Abzahlung die Stände bewilligt hatten; und Liebſtadt war ſchon ein⸗ 
mal eingelöſt, aber der Pfandinhaber Wilmansdorf hatte das ihm von den Kaſtenherren 
übergebene Geld ſogleich wieder dem Herzoge zur Beſtellung des Tiefs geliehen und das Amt 
auch ferner in ſeiner Hand behalten. In beiden Fällen alſo hatte der Herzog den Kaſten— 
herrn mehr abgefordert, als ſie aus dem Landeskaſten darſtrecken konnten. Zwar hatten die 
Kaſtenherrn ihre Inſtruction von den Ständen, aber gegen den Befehl des Herzogs konnten ſie 
ſich durch dieſelbe nicht ſchützeu. Daher richteten die Stände ihre Beſchwerden auch nicht gegen 
ſie, ſondern gegen den Herzog. Man ſcheint früher als natürlich vorausgeſetzt zu haben, daß 
es ganz von den Ständen abhänge, welche Inſtruction ſie ihren Kaſtenherrn geben wollten. 
So viel wir uns erinnern, geſchah es auf dieſem Landtage zum erſten Mal, daß die Stände 
die Regierung um Beſtätigung der den Kaſtenherrn zuzuſtellenden Juſtruction 
erſuchten. Nun enthielt aber die diesjährige Inſtruction wenigſtens einen Artilel, der wohl 
ohne Beſtätigung des Herzogs ſchwerlich Beſtand gewinnen konnte. Alle Stände einigten ſich 
über dieſelbe, obwohl ſie über den Modus der Steuer zur Ausrüſtung der Hakenſchützen noch 
uneinig waren und auch blieben. Dieſelbe ſchrieb vor: Nach Ausgang des Jahres (nämlich 
ſeit dem Anfange des doppelten Bierpfennigs) ſollen die Kaſtenherrn aus allen drei Kreiſen 
zuſammen kommen und einen Ueberſchlag machen, wie viel gefallen ſei, und wie weit man nach 
Abzug der Koſten für die Hakenſchützen in Abzahlung der 400,000 Mark komme; langt es zu, 
fo haben fie es dem Fürſten oder im feiner Abweſenheit den Räthen anzuzeigen, damit dieſe 
die Trankſteuer abſchreiben und einſtellen; wenn nicht, jo ſoll die letztere, aber einfach, noch 
weiter erhoben werden, bis die 400,000 Mark gefallen ſind; in dieſer Zeit ſollen die Kaſten⸗ 
herrn gute Aufacht haben, und halb-, ſelbſt vierteljährig Bericht erſtatten; wenn nun die bezeich⸗ 
nete Summe erreicht iſt, und der Herzog oder die Räthe die Trankſteuer nicht abſchreiben, ſo 
ſollen die Kaſtenherrn dazu Macht haben. Von der Beſtätigung dieſer Inſtruction durch den 
Herzog erfahren wir nichts; dagegen hören wir von einem Einſpruche der Kaſtenherrn ſelbſt 
gegen dieſelbe; denn da die Stände ſich noch nicht über die Art und Weiſe geeinigt hatten, wie 


das Geld zur Rüſtung der Hakenſchützen aufzubringen ſei, ſo konnten fie durch Anweiſung 
deſſelben aus dem Landeskaſten in große Verlegenheit gerathen; ſie baten die Juſtruction bis 
zur Einigung über dieſen Streitpunkt noch zurück zu halten und erklärten, daß ſie vor derſelben 
kein Geld zur Rüſtung der Tauſend geben würden. Als der Landtag am 25. April geſchloſſen 
wurde, war darüber keine Feſtſetzung getroffen, und ſo gaben die Stände ſelbſt durch ihre Un— 
einigkeit dem Herzoge Veranlaſſung zu Maßregeln, welche ihnen als Eingriffe in ihre Angele⸗ 
genheiten erſchienen. 

Die Bewilligung des doppelten Bierpfennigs, welche der Herzog im Laufe des Jahres 
1578 erwirkt hatte, ging am Ende des folgenden zu Ende. Nun glaubten die Regimentsräthe 
— der Herzog war damals noch abweſend — daß nach den früheren Bewilligungen ihnen ums 
zweifelhaft das Recht zuſtehe, unmittelbar nach dem Ausgange deſſelben den einfachen Bier— 
pfennig zu erheben. Sie trugen daher am 4. Januar 1580 den Räthen der drei Städte 
Königsberg auf, die Biere und Keller zu beſichtigen und wie gebräuchlich zu beſchreiben, und 
(da von den noch vorräthigen Bieren die doppelte Zinſe bereits gegeben war, dieſe nun aber 
aufhören ſollte) ſo viel als ſich gebühre wiederzugeben und allein das bleiben zu laſſen, was 
auf den einfachen Bierpfennig gehöre und überhaupt daran zu ſein, daß der einfache Bierpfen⸗ 
nig fortan bis zur Abzahlung der 400,000 Mark erlegt werde. Ja, um durchaus keine Unter— 
brechung eintreten zu laſſen, forderten ſie den einfachen Bierpfennig ſogleich von allen, welche 
in dieſen Tagen Malz zur Mühle brachten, und behielten das letztere daſelbſt ein, weil die 
Eigenthümer ſich weigerten, die Steuer zu erlegen. Hierüber beſchwerten ſich die Städte am 
8. Januar bitter; der Aufforderung der Regimentsräthe aber erwiederten ſie, ſie wüßten von 
feiner lategoriſchen Bewilligung des Bierpfennigs. Ehe derſelbe wieder ausgeſchrieben würde, 
jei vor allen Dingen erforderlich geweſen, daß die Kaſtenherren den Ständen Rechnung legten, 
was gefallen, wohin es gewendet, was eingelöſt und was noch einzulöſen übrig ſei. Ueberdies 
ſei die Zuſage des Bierpfennigs an mancherlei Bedingungen, als Abſtellung der gemeinen und 
beſondern Beſchwerden, Beitreibung der Reſte des Adels, Ausſtellung einer Aſſecuration über 
lünftige Steuerfreiheit, geknüpft, dieſe Bedingungen ſeien aber nicht erfüllt, vielmehr die Be— 
ſchwerden von Tage zu Tage noch gehäuft. Man beſchwerte ſich über einen Befehl, der die 
Zuführung des Brennholzes von Juſterburg, Georgenburg ꝛc. nach Königsberg erſchwerte, über 
einen andern, nach welchem die Krüger und Bauern kein Bier in Königsberg kaufen, 
ſondern ſolches allein von den Aemtern und Höfen, darunter ſie geſeſſen, holen ſollten, über 
Beeinträchtigung der Fleiſcher beim Einkauf von Vieh und Verletzung der Rechte der Fiſcher 
und Fiſchführer. Aus dieſen Urſachen eutſtand ein harter Streit zwiſchen den Räthen 
des Herzogs und der Städte in Schrift und Wort. Der Bürgermeiſter der Altſtadt 
Chriſtoph Rabe äußerte unter anderem: „es wollten die Herren Oberräthe in ihren Sinn 
nicht nehmen, daß durch das Mittel, daß man den Leuten die Malze in den Mühlen hemmen 
thäte, den Bierpfeunig ohne Mitwiſſen und Couſens der andern Landſtände und der Hinterſtädte 
angehen zu laſſen, würde erzwungen werden“, und die Oberräthe verſtanden bei der gegenſeiti⸗ 
gen Aufregung, wenn Rabe nicht wirklich anders geſprochen hat, „daß nun und zu ewigen Zeiten 
der Bierpfennig jemals mehr gehen ſollte, würde erzwungen werden.“ Die Städte blieben 
feſt; fie ſtellten lieber auf mehrere Wochen das Brauen ganz ein, um zu ihrem Zweck zu gelan— 
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gen *), und die Regierung gab nach (26. Januar 1580). Sie gab das angehaltene Malz 
unter Vorwürfen gegen Rath, Gerichte und Gemeine von Königsberg, welche durch ihre unnöthige 
Weitläufigkeit die Armuth in ſolche Noth und Beſchwerden gebracht hätten, frei und behielt ſich 
nach gehaltener Abrechnung über die letzte Contribution, und über den doppelten Bierpfennig, 
ſofern fie zur Abzahlung der 400,000 Mark nicht hinreichten, vor, den einfachen Bierpfennig 
wieder auszuſchreiben. Auf die Bedingungen derſelben, namentlich auf die Veſchwerdeartikel 
glaubte ſie weiter keine Rückſicht nehmen zu dürfen; ſie äußerte darüber unter andern: „es wollen 
aber der Beſchwerungen ſo viel angezogen werden, daß ſie auch wohl zur Welt Ende bleiben 
würden, und ſoll der, ſo allen augezogenen Beſchwerden abhelfen möchte, wie von den drei Städten 
faſt zugemuthet wird, noch geboren werden; wie denn auch die Räthe unter ihnen ſelbſt ohne 
allen Zweifel erfahren, daß es ſchwer fällt, allen Beſchwerungen, die auch wider ſie, als die 
Stadtväter und Vorſteher, oftmals angezogen werden, abzuhelfen, ſintemal ſolche Beſchwerungen 
je bisweilen vorfallen, die mehr um unſerer Sünde willen durch Gottes ſonderliche Verhängniß 
erfolgen und bleiben, als etwa durch menſchliche Hilfe erledigt werden können.“ Es war nicht 
das erſte Mal, daß die Regierung gegen den Vorſtand der Städte der Menge das Wort redete, 
und durch den Anhang und die Zuneigung der Menge ihre Abſichten gegen den Rath zu unter— 
ſtützen ſuchte. Um durch die gegenwärtige Maaßregel möglichſt an Popularität zu gewinnen, 
befahl ſie den Räthen der Stadt dafür zu ſorgen, daß die Mälzenbräuer und Bierſchenker jetzt, 
da der doppelte Bierpfennig aufgehört habe und der einfache einſtweilen ausgeſetzt ſei, die Armuth 
mit dem Preiſe des Bieres nicht überſetze. Auf dem Lande wird ſich ähnlicher Widerſtand gefun— 
den haben, wie in Königsberg; doch fehlen uns darüber die näheren Nachrichten; nur ſo viel 
ſehen wir, daß der Bierpfennig vorläufig überall aufhörte. 

Die preußiſche Regierung wandte ſich natürlich ſogleich nach Ansbach, und Georg Friedri ch 
beabſichtigte ſelbſt wieder nach Preußen zu kommen und daſelbſt einen neuen Landtag zu halten. 
Später jedoch entſchloß er ſich, zu ſeiner Vertretung nur den Grafen v. Mansfeld als Be— 
vollmächtigten zu ſenden. Das Ausſchreiben zu dem Landtage wurde in Ansbach gedruckt. 
Es bezeichnete außer der Viſitation, dem Kolm und der Landesordnung, der Beilegung der Miß— 
verſtändniſſe zwiſchen den Ständen, den Beſchwerden über Hetzen und Jagen, beſonders die 
Wiedereinführung des einfachen Bierpfennigs und eine neue Unterſtützung für 
König Stephan von Polen zum Kriege gegen den Moskoviter als Objecte der Beſprechung 
und Berathung. König Stephan hatte durch ſeinen vorjährigen Feldzug die ganze Herrſchaft 
Polock erorbert und bereitete ſich zur Erneuerung des Kampfes vor. Die preußiſchen Haken— 
ſchützen hatten bei der Belagerung der Feſten Polock und Sokolu wacker mitgewirkt, und der 
Herzog ſtellte den Ständen vor, wie der trotz der Niederlage mächtige Feind nicht ruhen, und 
auf Rache an den preußiſchen Landen ſinnen werde, an welche er überdies noch eine alte Schuld— 
forderung zu haben meine. Er ſetzte den Landtag auf den 12. Juni 1580 au; aber aus irgend 
welcher Veranlaſſung wurde der Termin ſpäter auf den 26. Juli verlegt. Dieſer Zeitpunkt 
war aber für Ständeverſammlungen höchſt ungelegen, und zwar um ſo mehr, da bei der herr— 
ſchenden Theuerung jedermann um die Erndte doppelt beſorgt war. Die natangiſche Kreisver⸗ 
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ſammlung zu Bartenſtein bat daher dringend um Anſetzung eines bequemeren Termins: 
„ſo verwarnen und verhüten es, ſtellte fie vor, die allgemeinen natürlichen, ſowohl auch die bes 
ſchriebeuen Rechte, welche wollen die heilige Auſtzeit verſchont haben von aller menſchlichen Hin— 
derung.“ Dieſes Geſuch wurde nicht beachtet; aber es fanden ſich an dem feſtgeſetzten Tage 
ſo wenige Deputirte ein, daß die Oberräthe die Sitzungen erſt am 30. Juli eröffneten, die 
verſammelten Deputirten aber auch dann ihrer geringen Anzahl wegen ſich auf keine Berathun— 
gen einließen und die Propoſition nur mit der Proteſtation annahmen, daß ſie ſich dadurch zu 
keiner Beantwortung verbindlich machten. Sie baten um Aufſchub bis drei Wochen nach Mi— 
chaelis und die Oberräthe konnten die Vertagung nicht verweigern. Die letztern erklärten: 
fie würden diejenigen, welche fich gehorſam eingeſtellt hätten, verzeichnen und vor dem Herzoge rüh— 
men, womit die Verſammelten jedoch verſchont fein wollten (1. Auguſt). 

Wenige Tage nach dieſer erfolgloſen Verſammlung kündigten die Regimentsräthe den 
Aemtern und Städten die Wiedereinführung des Bierpfennigs auf Michaelis an. Aber überall 
zeigte ſich entſchiedener Widerſpruch, überall verlangte man, daß die Angelegenheit zuvor auf 
einem allgemeinen Landtage beſprochen werde. Man glaubte dazu um ſo mehr Recht zu haben, 
da der Herzog ſelber ſie fo eben den Ständen vorgelegt hatte, die nur durch die Umſtände ver— 
hindert waren darauf einzugehen. Für Königsberg und die Städte überhaupt hatte dieſer Wider— 
ſtand die Folge, daß ihr früheres Verhältniß zum Herzoge mehr und mehr vergeſſen, und die 
gegenſeitige Abneigung ſo weit vermehrt wurde, daß die Städte dem Adel, dem ſie bis dahin 
feindlich gegenüber geſtanden hatten, ſich wieder näherten und ſich mit ihm vereinigten. 

Während dieſer Verhandlungen, die erfolglos bis in das Jahr 1581 hinein geführt wurden, 
wurde nun zur Erledigung einer einzigen dringenden Angelegenheit, in der die Stände mit dem 
Herzog ziemlich übereinſtimmten, ein kurzer Landtag gehalten. Er war auf den 22. No⸗ 
vember 1580 und zwar der „ſterblichen Läufte“ wegen nach Bartenſtein ausgeſchrieben, wurde 
aber erſt den 6. December eröffnet. Es handelte ſich um die ſchon neulich verlangte Unter— 
ſtützung für den König von Polen gegen die Ruſſen. Wenn ſowohl der Herzog als die Stände 
geneigt waren, dem Könige dieſelbe zukommen zu laſſen, ſo mag dies zum Theil auf Rechnung 
wirklicher Befürchtung und Gefahr kommen; allein faſt mehr noch ſcheint beide Theile die Ab— 
ſicht, ſich die Gunſt des Königs zu erwerben, beſtimmt zu haben. Wie die Dinge ſtanden, war 
ein hartes Zuſammentreffen der Stände und der Regierung in nächſter Zukunft zu befürchten; 
leicht konnte dann die Einwirkung des Königs von dieſer oder jener Seite nachgeſucht werden, 
und diejenige hatte dann einen großen Vortheil, für welche ſich der König eutſchied. Georg 
Friedrich unterhielt ſein freundſchaftliches Verhältniß gegen den König ſehr eifrig und ſparte 
deshalb feine ziemlich anſehnlichen Geldmittel nicht. Sehr bereitwillig trug er auch des Königs 
Verlangen an ſeine Stände, und zwar diesmal mit der Weiſung, daß ſie ſich auf nichts anderes 
einlaſſen ſollten. Die Stände erboten ſich mit gleicher Bereitwilligkeit zu einer noch größeren 
Unterſtützung, als ſie vor kurzem geleiſtet hatten; ſie verſprachen 30,000 Gulden, die jedoch 
nirgends hin als gegen den moskowitiſchen Erbfeind gewendet werden ſollten. Sie ver— 
langten dabei wie früher, daß das Land über die Nichtverpflichtung verſichert werde, jedoch ſo, 
daß die Aſſecuration zweimal gleiches Lautes ausgeſtellt werde, einmal für den Herzog, und ein⸗ 
mal für die Stände. Auch über den modus contribuendi wurden fie in der Haupt⸗ 
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ſache einig. Es ſollte eine Contribution von Hufen, Gründen und Vermögen ſein, und zwar 
zu der Höhe von 10 Groſchen, verbunden mit gewiſſen Abgaben von Mühlen, Hämmern, Oefen, 
Hütten, Wehren, Zapfen und angemeſſenen Sätzen für Fiſcher, Handwerker, Tagelöhner, Inſt⸗ 
leute, Hauſierer ie. Nur in Nebenfragen, nämlich wie die weniger nutzbaren Hufen, die adeli⸗ 
gen Sitze und ausgeliehenes Geld beſteuert werden ſollte, blieb eine Differenz, nicht wie man 
ſonſt gewohnt war, zwiſchen Adel und Städten, ſondern zwiſchen dem erſten Stande auf der 
einen und den beiden andern Ständen auf der andern Seite. Die Verſchiedenheit des adeligen 
und ſtädtiſchen Intereſſes in Feſtſtellung der Contribution erſehen wir leicht, wenn wir etwa 
die einzelnen Artikel der von dem erſten Stande 1575 und der von den Städten 1579 vorge⸗ 
ſchlagenen Contribution vergleichen; beide waren wie die gegenwärtige auf 10 Groſchen geſetzt. 
Während aber der erſte Stand beliebte: 10 Gr. von den beſetzten, 5 Gr. von der unbeſetzten, 
aber nutzbaren Hufe, von den übrigen Hufen nichts, in den Städten 10 Gr. von 100 Mark. 
Vermögens; ſo ſetzten die Städte an: die Landbewohner zahlen 10 Gr. von einer beſetzten oder 
einer aus Gnaden gegebenen wüſten Hufe, 5 Gr. von einer ſchlechten wüſten Hufe, wer keine 
Hufe hat 10 Gr. von 100 Mark Vermögen, in Städten die Grundbeſitzer 10 Gr. von 
100 Mark der liegenden Gründe, die Miether 10 Gr. von 100 Mark Vermögen. Was Herren 
und Räthe in dieſer Rückſicht vorſchlugen, dafür ſtand natürlich ſonſt auch der Adel, gegenwärtig 
aber erklärten Adel und Städte in Bezug auf die Unterſcheidung der Hufen, während der erſte 
Stand die obigen Sätze wieder hervorbrachte, für recht und billig, daß alle wüſte Hufen ohne 
Ausnahme 5 Gr. ablegen ſollten, in Erwägung, daß keine wüſte Hufe ungebraucht bleibe, fon; 
dern durch Bauten, Jagden, Holzungen, Viehtriften ꝛc. immer einigen Nutzen bringe. Für die 
Landbewohner alſo wurden gewiſſermaßen die Vorſchläge der Städte von 1579 adoptirt; dieſe 
ſcheinen nun aber auch ihrerſeits mehr als ſonſt bewilligt zu haben; wir leſen hier wirklich, daß 
in den Städten von liegenden Gründen und anderem ihrem Vermögen der bekannte Satz erho— 
ben werden ſolle; es iſt dabei nur zweifelhaft, ob das ganze Vermögen der Städter gemeint ſei: 
denn in einem beſonderen Zuſatze erachten Adel und Städte für billig, daß jener Satz von 
allem ausgeliehenen Gelde erlegt werden ſolle, wogegen der erſte Stand, ſofern es den 
Adel betraf, ſich ebenfalls erklärte. Nehmen wir aber anch an, daß nicht das gauze Vermögen, 
ſondern nur die ausſtehenden Gelder mit Contributionen belegt werden ſollten, und beachten wir, 
daß dieſe Beſtimmung nicht die Städte allein, ſondern auch das Land wieder mit betraf, ſo 
dürfen wir ſie doch unbedenklich für ein Zugeſtändniß der Städte anſehen, da das Vermögen 
der Städte größtentheils in Baarſchaften, nicht in liegenden Gründen beſtand. Auch eine andere 
wichtige Frage, welche ſonſt ſo großen Streit unter den Ständen zu erregen pflegte, wurde 
glücklich erledigt, die über die Steuerfreiheit des Adels, welche nur der erſte Stand zu bewahren 
ſuchte. Er verlangte, daß von den Gütern des Adels je eines von der Contribution verſchont 
bleibe, der zweite Stand aber mit den Städten ſtimmten für die Belegung aller. Es war viel: 
leicht das erſte Mal, daß die Herren und Landräthe gegen den Adel ſelbſt, fo weit er dem 
zweiten Stande angehörte, die adelige Freiheit verfochten. Sonſt war der erſte Stand hin und 
wieder bereit geweſen, dringender Noth wegen oder des guten Beiſpiels wegen oder aus anderen 
Gründen dieſelbe vorübergehend aufzugeben, und der zweite hatte ſich ihm darin widerſetzt; jetzt 
umgekehrt. Wir können dies vielleicht daraus erklären, daß auf dem gegenwärtigen Landtage 


die Stände überhaupt nur ſchwach, der erſte aber nur durch fünf Perſonen vertreten war, welche 
eine ſolche Neuerung, denn dafür erklärten ſie dieſe Contribution, nicht ohne Vorwiſſen und 
Beliebung der andern vom Herreuſtande und der ganzen Ritterſchaft eingehen wollten. Vielleicht 
kam auch das hinzu, daß dem erſten Stande das Streben des zweiten, ſich dem Könige durch 
die Uebernahme perſönlicher Leiſtungen zu inſinuiren, welches aus ihrer Rechtfertigung gegen die 
Einwendungen jenes nicht undeutlich hervorgeht, ferner lag. Es ließ ſich faſt bezweifeln, ob 
dieſes Uebermaaß der Bereitwilligkeit des zweiten Standes dem Herzog ſelbſt genehm ſein werde, 
weshalb denn die Herren und Landräthe ihm die Entſcheidung der ſtrittigen Punkte nicht ohne 
Hoffnung Recht zu erhalten anheimſtellten, Adel und Städte aber von dieſer Entſcheidung nichts 
wiſſen wollten. 

Die Contribution ſollte um Mitfaſten 1581 in den Aemtern eingenommen und die Woche 
nach den Oſterfeiertagen gewiß und ohne längeren Verzug eingebracht werden. Man beſchloß 
ferner, ſogleich gewiſſe Perſonen von Adel und Städten zu ernennen, welche dann ohne allen 
eigenen Vortheil und ohne Unkoſten, die nothwendige Zehrung ausgenommen, das Geld auf dem 
Altſtädtiſchen Rathhauſe in Empfang nehmen und verzeichnen, und davon zuerſt die 30,000 Gulden 
für den König ablegen, wenn aber der Ertrag, wie man hoffte, ſich höher beliefe, den Reſt 
dem Landeskaſten überweiſen ſollten. Man hatte der Herzogin aus dem letzteren 10,300 Gulden 
übergeben laſſen, (wahrſcheinlich als Patheupfennig: denn Maria Eleonora hatte ihrem blöden 
Gemahl am 1. Juni des Jahres einen Sohn geboren, und die ganze ehrb. Landſchaft war 
zu Gevatter gebeten); man glaubte auch dieſe Summe durch die Contribution hinlänglich erſetzen 
zu können. An den König auch in ihrem Namen zu ſchreiben, ließen ſich die Stände diesmal 
nicht nehmen. 

Die geringe Zahl der Deputirten (der Herzog hatte nur wenige verſchreiben laſſen, 
und ſelbſt dieſe hatten ſich nicht vollzählig eingefunden) wäre faſt Veranlaſſung geworden, dieſe 
Verſammlung ebenſo erfolglos aufzuſchieben, wie die im Sommer berufene. Allein bei dem 
mehrfach berührten eigenen Intereſſe der Landſchaft war dieſes Bedenken überwunden, und man 
begnügte ſich am Schluſſe der Verhandlungen eine Proteſtation einzulegen, daß ihre Bereitwil⸗ 
ligkeit ſich bei jo geringer Anzahl in der Abweſenheit jo vieler Deputirten auf die Berathſchla⸗ 
gung einzulaſſen, nicht in Sequel gezogen oder ihnen eine Verpflichtung daraus gemacht werde. 

Die Bevollmächtigten des Herzogs acceptirten die Bewilligung und verſprachen die 
ſtrittigen Punkte demſelben vorzutragen. Die zum Empfange des Geldes auf dem altſtädtiſchen 
Rathhauſe beſtimmten Perſonen wollten ſie genannt wiſſen, damit der Herzog ſie beſtätigen könne. 
Gegen die Proteſtation, die ihrer Meinung nach in die fürſtliche Präeminenz und Libertät zu weit 
eingriff, glaubten ſie die Rechte und Regalien des Herzogs und ſeiner Nachkommen durch eine 
Reproteſtation reſerviren zu müſſen, und mit dieſer ertheilten ſie den Ständen am 20. Dezember 
den Abſchied. 

Die Entſcheidung des Herzogs ſelbſt über die ſtreitigen Punkte erfolgte am 14. Ja⸗ 
nuar 1581. Er ſtimmte in Bezug auf die Beſteuerung der Rittergüter den Herrn und Land⸗ 
räthen bei, daß nämlich die Güter oder Vorwerke, auf welchen die Edelleute ſelbſt ihren Sitz 
hätten, frei bleiben und nur diejenigen Vorwerke, welche ſie noch außerdem beſäßen, belegt würden. 
Dagegen nahm er die Beſteuerung der wüſten Hufen und des ausgeliehenen Geldes nach dem 


Vorſchlage der beiden andern Stände an. Die Contributionspflichtigkeit der Städte bezeichnete 
er deutlicher, als fie in der Bewilligung enthalten war: fie ſollten „von allem ihrem Vermögen 
es ſei an liegenden Gründen, Häuſern, Speichern, Hufen, Gärten und was gemiethet iſt, aus⸗ 
geliehenen und in der Hantirung habenden Gelde und Waaren“, die 10 Gr. auf 100 Mark zahlen. 
Eine beſondere Aſſeeuration des Königs für die Stände hielt der Herzog für überflüſſig. 

Adel und Städte hatten auf dem Landtage nicht umhin können, des von dem Herzoge wie— 
derhokentlich und dringend geforderten Bierpfennigs zu gedenken. Sie erinnerten an den faſt in 
allen Aemtern gegen die Wiedereinführung deſſelben erhobenen Wiederſpruch und das allgemeine 
Verlangen, daß die Sache auf einem Landtage ins Reine gebracht werde. Der doppelte Bier- 
pfennig und vorher einige Steuern waren auf Kreistagen, und durch andere „Handlung ad 
partem“ erwirkt. Die Stände hatten darüber oft, zuletzt noch auf den Landtagen von 1579 
und 1580 ſich beſchwert. Trotzdem machte der Herzog mehrere Verſuche, den Bierpfen nig 
ohne vorgängige Ständeverſammlung einzuführen. Es war ihm hoch bedenklich, den— 
ſelben durch Verſchiebung auf einen Landtag „disputirlich“ zu machen. Aber ſeine Ausſchreiben 
vom II. Februar und 29. März 1581, in welchen er den Anfang des Bierpfennigs am J. März 
und dann am 2. Juli verlangte, waren eigentlich nichts als ernſtliche Anfragen, ob die Stände 
anderer Meinung geworden wären. Im Ganzen war dieſes nicht der Fall, obwohl in einzelnen 
Aemtern günſtigere Erklärungen abgegeben, ja nach dieſen Ausſchreiben zu urtheilen, der Bier— 
pfennig bereits eingeführt wurde. Neue Argumente von Bedeutung wurden weder auf dieſer 
noch auf jener Seite weiter angeführt. Der Herzog glaubte ſeine Abſicht, die Beſchwerden ab— 
zuſtellen durch die angefangene Viſitation hinlänglich bekundet zu haben, und ſchob die Schuld, 
daß dieſe nicht beendigt ſei, den Ständen ſelbſt zu. Die Rechnung der Kaſtenherrn, meinte er, 
könne die Landſchaft auf dem nächſten Laudtage nachträglich abhören. Er beſchwerte ſich, daß 
man feine Kammer mit den Zinſen der Wucherſchulden noch immer beläſtige, da dieſe Laſt nun 
nicht mehr fein, ſondern der Landſchaſt ſei, welche die Schulden auf ſich genommen hätte. End- 
lich verlangte er, daß die Koſten der dem Könige Stephan zum Zuge gegen Plock 1579 be⸗ 
willigten Unterſtützung, über deren Aufbringung die Stände ſich damals nicht geeinigt hatten, 
aus dem Landeskaſten bezahlt würden, wie die beiden erſten Stände damals vorgeſchlagen hatten, 
und benutzte auch dies als Motiv zu ſchleuniger Einführung des Bierpfennigs. Die Städte 
erhoben gegen dieſe letztere Beſtimmung unter den damaligen Umſtänden keinen Einſpruch mehr: 
der Adel hatte ſich zu Bartenſtein ſo willfährig gezeigt, daß es unbillig geweſen wäre, wenn ſie 
nun nicht auch ihrerſeits ein Zugeſtändniß machten. Daß der Herzog in einer ſolchen Sache die 
Entſcheidung traf, war nicht ohne Bedeutung: die Stände würden es unter andern Umſtänden 
nicht zugegeben haben. 

Ueberſehen wir die bisherigen Landtagsverhandlungen unter der Regierung Georg Frie— 
drichs noch einmal, jo fällt es auf, daß ſowohl der Fürſt als die Stände jo lange ſich eifriger 
für die Unterſtützung Polens als für die Berichtigung ihrer eigenen Angelegenheiten und die 
Abtragung der Landesſchulden bemüht hatten. So viel mächtiger war nun der polniſche 
Einfluß im Herzogthum als zur Zeit des Herzogs Albrecht; fo wetteiferten der 
Herzog und die Stände um des Königs Gunſt. Erſt als Stephan Bathory am 15. Ja— 
nuar 1582 einen zehnjährigen Waffenſtillſtand mit den Ruſſen geſchloſſen hatte, und nun die 
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Unterſtützung für denſelben aufhörte, ergriff Georg Friedrich eruſtere Maaßregeln, um endlich 
die Abtragung der ſchon bewilligten 400,000 Mark und die Bewilligung noch anderer Summen 
zu bewirken, gleichſam um das, was er ſonſt etwa am Hofe des polniſchen Königs hatte auf— 
gehen laſſen, wieder einzubringen. Die Stände hatten wiederholentlich um einen Landtag ange— 
halten, und er ſelbſt bedurfte deſſelben, da alle die Propoſitionen, die er den wenigen im Juli 
1580 verſammelten Deputirten vorgelegt hatte, noch unerörtert waren. Er kam ſelbſt nach 
Preußen und hielt den neuen Landtag am 11. März 1582. 

Der Herzog muß auf eine ſtarke Oppoſition gefaßt geweſen ſein. Er nahm in der Be— 
rufung des erſten Standes Veränderungen vor, welche darauf hinwieſen, daß er ſich ſelbſt 
dis ſes Standes nicht verſichert hielt. Wir entnehmen dies einer von den Ständen auf eben 
dieſem Landtage erhobenen Beſchwerde und der darauf ertheilten Antwort des Herzogs. Es iſt 
aber ſchwierig, das Sachverhältniß vollſtändig zu entwickeln. Die Stände klagen über die Ab— 
ſchaffung aller beſtellten Landräthe, und daß auf dieſen Landtag wider frühere Ge— 
wohnheit gemeine Landſaſſen in Stelle derſelben berufen ſeien. Dies iſt aber inſofern wenig— 
ſtens nicht buchſtäblich zu nehmen, als die vier Regimentsräthe der Landämter ſchon als ſolche 
zum Landrath gehörten, und aus eben dieſem Grunde auch an der gegenwärtigen Verſammlung 
Theil nahmen; und nur auf die übrigen paßt die Bemerkung des Herzogs, er habe ſie ebenſo 
wie die von Haus aus beſtallten nicht allein nach eigenem Gutdünken, ſondern mit auf Anre— 
gung der Stände und der Oberräthe abgeſchafft. Es läßt ſich denken, daß ihn, wie dieſe Be— 
merkung andeutet, auch ökonomiſche Gründe zu dieſem Schritte bewogen haben, doch waren dieſe 
wohl nicht die einzigen, wohl nicht einmal die vorwiegenden. Uebrigens glaubte er ſeine Be— 
fuguiß nicht überſchritten zu haben. Er habe, ſagte er, den alten Gebrauch, doch neben feiner 
Hoheit, in Acht gehabt, ſich nach den vorigen Verzeichniſſen regulirt und denſelben gemäß nicht 
allein einige vom Herrenſtande, ſondern auch die vier Hauptämter neben dem Landrichter (über, 
die Theilnahme eines Landrichters am Landrath iſt uns ſonſt nichts bekannt geworden) dazu 
beſchreiben laſſen; daß er aber an einiger verſtorbenen Stelle und ſonſt andere feinem Gut— 
dünken nach, die er dazu tüchtig erachtet, hinzugezogen habe, das habe jederzeit, und noch, in 
ſeinem Willen geſtanden, hoffe auch, die Landſchaft, wenn ſie ſich recht erinnern wolle, werde 
finden, daß ſich die vorige Herrſchaft gleicher Geſtalt gehalten und ſich des Rechtes bedient habe, 
in Beſchreibung des Landrathes jemand davon oder dazu zu thun. Die Geſchichte des Land— 
rathes iſt noch zu wenig aufgehellt, als daß wir hier mit Sicherheit eutſcheiden könnten. Es 
ſteht aber mit dieſer Aenderung offenbar in Zuſammenhang, wenn auf dieſem Landtage der 
zweite Stand ſich regelmäßig mit dem Namen der „Abgefandten von Herrſchaft und 
Nitterſchaft“ bezeichnet, während der erſte Stand ſeinen früheren Namen „Herrſchaft und 
Landräthe“ unverändert beibehielt. Wenn endlich die Landſchaft beim Beginne der Sitzungen 
den Herzog bat, den Hofräthen, welche zu Albrechts Zeiten bald zum erſten bald zum zweiten 
Stande getreten waren, dieſes auch jetzt zu geſtatten, ſo finden wir auch hierin ein Zeichen der 
gauz veränderten Zuſtände: denn dieſe Bitte würde nicht erfolgt fein, wenn nicht auch bei den 
Hofräthen Abneigung gegen die Maaßregeln eines Fürſten vorausgeſetzt wäre, der ſie durch ſeine 
fränkiſchen Räthe ganz in den Hintergrund geſtellt hatte. Auch auf die andern Stände war, 
wie es ſcheint, im voraus für das Intereſſe des Herzogs eingewirkt, aber im Allgemeinen nicht 
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mit bedeutendem Erfolge. Nur der Kneiphof zeigte eine auffallende Gleichgültigkeit in dem 
Kampfe, den die Stände für ihre Privilegien unternahmen. Vielleicht wurde der Magiſtrat 
dieſer Stadt durch den großen Haufen beſtimmt, deſſen Einverſtändniß mit dem Herzoge wir 
ſchon berührten; vielleicht aber dürfen wir auch an ähnliche Motive denken, wie diejenigen, welche 
den kneiphöfiſchen Rath zur Zeit Beſenrode's dem Jutereſſe der übrigen Stände untreu machten. 
Von der Stellung des Kneiphofs abgeſehen, waren Adel und Städte in der Hauptſache einig, 
obwohl bei der Natur der Propoſitionen im Einzelnen nicht unbedeutende Differenzen doch be— 
merklich wurden. 


Die wichtigſte Angelegenheit für den Herzog war natürlich die Finanzangelegenheit, 
nächſtdem die General viſitation. Er vermied es feinen früheren Erklärungen gemäß, bei 
den Ständen noch erſt anzufragen, ob ſie mit der Ausſchreihung des Bierpfennigs einverſtanden 
wären oder nicht; er erklärte vielmehr ganz einfach: da die Summe von 400,000 Mark noch 
lange nicht bezahlt ſei, habe gemeiner Verwilligung nach der einfache Bierpfennig continuirt 
werden müſſen, und müſſe noch eine Zeit lang gehen, wie er „denſelben beſchehener Bewilligung 
nach ferner gehen zu laſſen von Neuem wiederum ausgeſchrieben und nach viel gehabter Mühe 
in Schwang gebracht“ habe. Wir dürfen aus dieſen Worten jedoch nicht folgen, daß die Trank— 
ſteuer nun im ganzen Lande erhoben wäre; ähnlicher Ausdrücke bedient der Herzog ſich auch an— 
derwärts, wo höchſtens von der Erhebung derſelben in einigen Aemtern die Rede ſein kann. 
Sein Antrag lag vielmehr in folgenden Worten: er hoffe man werde den Bierpfennig jo lange 
gehen laſſen, bis die 400,000 Mark völlig und dann neben denſelben die bisher von ihm 
aus der Rentkammer gezahlten Intereſſen bezahlt und erſtattet ſeien: denn der Bierpfennig 
ſei ohne fein Verurſachen ſtutzig gemacht, und nur dadurch dieſe Beläſtigung der Kammer her 
beigeführt. Vielleicht finde man andere Mittel dazu als den Bierpfennig; zugleich ſolle man 
auf Wege denken die ſogenannten Flickſchulden, welches vielmehr große Summen ſeien, abzu- 
tragen. Zur Vermeidung alles Mißtrauens verſprach der Herzog die Kaſtenrechnung vorlegen 
zu laſſen. So wichtig dieſe Propoſition dem Herzoge war, ſo wurde ſie von den Ständen auf 
dieſem Landtage doch nicht erörtert. Sie begnügten ſich die Schuld der Verzögerung des Bier— 
pfennigs von ſich abzuweiſen, und verſchoben die weitere Erklärung über dieſe Propoſition bis 
zu dem Zeitpunkt, wenn ihren Beſchwerden abgeholfen und die Rechnung klarirt ſein werde. 
In dem Bedenken des erſten Standes fanden ſich die Worte: wenn beides geſchehen ſei, werde 
man ſich ſo erklären, daß der Herzog hoffentlich zufrieden ſein ſolle; den beiden andern Ständen 
war auch das ſchon zu viel, da es nicht bloß die 400,000 Mark, ſondern auch die Kriegskoſten 
der Plockiſchen Unterſtützung, die Intereſſen und die Flickſchulden galt. 


Die Genera lviſitation hatte nicht den beſten Fortgang gehabt, und der Herzog gab 
als Grund dafür an, daß die vom Lande Verordneten ausgeblieben oder bald davon gezogen, 
und diejenigen, welche ſich unterthänig und gutwillig hätten brauchen laſſen, verfolgt und an 
Ehren und gutem Namen gekränkt ſeien. Dennoch habe er dieſelbe wiederaufgenommen, ſo oft 
es thunlich geweſen ſei. Auch die von den Ständen verlangte Viſitation der Hofhaltung hatte 
er vorgenommen und gedachte, die Relation darüber den Ständen zu Mittheilung ihres Rathes 
vorzulegen. Die Fortſetzung der Generalviſitation kündigte er mit Nächſtem an; da er es aber 
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für unmöglich hielt, daß ſie von den Räthen allein vollzogen werde, die ſtändiſchen Theilnehmer 
aber bisher ſo wenig dabei gethan hatten, ſo verſprach er künftig ſich mit denſelben dahin zu 
einigen, daß ſie der Viſitation beharrlich beiwohnen möchten. Hiemit war der erſte Stand im 
Ganzen einverſtanden; er wollte dem Herzoge nicht die Schuld des geringen Erfolges der Viſi— 
tation beimeſſen, die er vor drei Jahren nur leider nicht zu Ende habe führen können; erſt nach 
ſeiner Abreiſe ſei ſie liegen geblieben; aber auch den Verordneten von den Ständen könne man 
es nicht verargen, wenn ſie ſo großer Mühe ohne Ausſicht auf Ergötzlichkeit ſich nicht gerne 
unterzogen hätten. Ihm ſchien es zweckmäßig, daß die Viſitation in allen dreien Kreiſen auf 
einmal vorgenommen und die Vergütigung der Verordneten von den Ständen, da das Werk 
dem ganzen Lande zum Beſten gemeint ſei, aus der gemeinen Contribution gegeben werde. 
Seine Anſicht von dem Geſchäftskreiſe der Viſitatoren ſtimmte mit der des Herzogs nicht gauz 
überein; denn während der Herzog durch die Generalviſitation allen Beſchwerden abhelfen zu 
können meinte, jo hielt der erſte Stand für billig, daß die General- und Land esbeſchwer— 
den auf jetzigem Landtage abgeſtellt würden, da es anderwärts nicht geſchehen könne; auch 
wollte derſelbe die Grenzhändel, die ſo ſchleunig nicht abgemacht werden könnten, den Viſitatoren 
abgenommen und den Gerichten übergeben wiſſen; er ließ alſo den Viſitatoren namentlich nur 
die Haushaltung übrig, mit der ſie dann auch ſchneller fertig werden könnten. Ganz anders 
erklärte ſich der zweite Stand. Obwohl die erſte Anregung des Planes einer Generalvifitation 
mit Zuziehung der Stände urſprünglich von ihm ausgegangen war, ſo nahm er doch an der 
Art, wie derſelbe zur Ausführung gekommen war, erheblichen Anſtoß. Es ſei beſchwerlich und 
ſchädlich, daß Privatperſonen der Viſitation beiwohnen; ſie gebühre dem Fürſten, ſeinen Räthen, 
den Amtleuten, der Herrſchaft und der Ritterſchaft (man denke hiezu: nicht den Städten); die 
Viſitation und Richtigmachung der fürſtlichen Hauswirthſchaft ſolle dem Fürſten heimgeſtellt und 
dergeſtalt in's Werk gerichtet werden, „wie ſolches der alte hochlöbliche in Gott ruhende 
Herr durch ſeine vornehmen Räthe, Hauptleute und Diener vormals verrichtet, wenn ſeine 
hochſelige f. G. ſelbſt eigener Perſon derſelben nicht abwarten können; wie man wohl noch weiß, 
daß etwan Herr Wolf von Heydeck, Friedrich von der Oelſchnitz Obermarſchall, 
Peter Coberſche Hauptmann zu Neidenburg und der alte Rentmeiſter Haus Weinreich 
hiezu vormals gebraucht worden, deren Inſtructionen noch vorhanden. Dieſem Beiſpiel wäre 
rathſam nachzufolgen, und könnte f. D. von den Regimentsräthen zu Hofe einen und von den 
Regimentsämtern auf dem Lande einen und dann einen Rentmeiſter, und wen ſonſt f. D. von 
den Hauptleuten ihnen zuordnen wollte, in jeden Kreis zugleich abfertigen, damit die Viſitation 
deſto ſchleuniger fortginge. Es wäre dabei aber nicht ſo hoch auf die übermäßige Erhöhung 
und Verbeſſerung der Amtseinkünfte, als der armen Leute Wohlfahrt zu ſehen. Die Viſitato— 
ren müßten darnach trachten, nicht, wie denen von der Herrſchaft, Ritterſchaft und Freien ge- 
fährliche Einträge in ihren Gütern und habenden Gerechtigkeiten und Freiheiten zugefügt würden, 
ſondern daß zugleich der Herrſchaft und der Unterthanen Nutz und Beſtes zur Billigkeit und 
mit gutem Gewiſſen geſuchet.“ Sie fügten den weitern Vorſchlag hinzu, daß dieſe Ordnung 
auch zur jährlichen Abnahme der Rechunngen gebraucht werde, daß die Amtleute nicht nach 
Königsberg herkämen, ſondern die Viſitatoren alles mit eigenen Augen ſähen, Gebrechen ab- 
hälfen und Beſſerung ſtifteten; die Viſitatoren würden nicht mehr Koſten machen, als die Reiſen 
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der Amtleute. Von den Privatbeſchwerden ſollten gemeine Haderſachen auf dieſem angegebenen 
Wege abgemacht werden; in Grenzhändeln müßte der Herzog den Amtmann oder einige nahe 
geſeſſene Amtleute neben einem Hofrathe und Canzleiſchreiber auf der Parte Anhalten nach altem 
Gebrauch unſäumlich ordnen, die entweder die Sühne herbeizubringen oder rechtliche Weiſung 
zu thun hätten, vorbehaltlich der Appellation, aber ohne den Bericht nach Hofe zu nehmen, wo— 
durch die Händel verſchleppt würden. Bei Zuſprüchen an den Herzog ſoll niemand aufgehal— 
ten werden, bei Grenzhändeln zwiſchen ihm und den Unterthauen ſoll er Commiſſarien ſtellen, 
und dieſe ihres Eides entlaſſen. Die Landesbeſchwerden ſeien allerdings ſogleich auf dem gegen— 
wärtigen Landtage abzuſtellen. Die fürſtliche Hofhaltung in Ordnung zu bringen ſei die Sache 
des Herzogs und der Regierung allein. Der erſte Stand hatte die Vorlegung des Berichts 
über die Hof- und Kammerviſitation erbeten, der zweite ſcheint fie in den angegebenen Worten 
auszuſchlagen. Der dritte Stand wurde durch die Viſitation der Aemter unmittelbar nicht be— 
rührt, aber da den früheren Verhandlungen gemäß auch ſie zu dem Geſchäfte zugezogen werden 
ſollten und bisher ſchon dazu gezogen waren, ſo wollten ſie jetzt, worauf der Vorſchlag des 
Adels hinzielte, von demſelben nicht ausgeſchloſſen ſein. 

Gegen den erſten Stand wandten die Städte ein, daß die Koſten der Viſitation nicht aus 
dem gemeinen Kaſten, ſondern aus dem Amtskaſten bezahlt würden, wie ſich der Herzog deſſen 
nie geweigert habe. Die Mängel und Gebrechen der fürſtlichen Kammer und Hofhaltung, 
meinten ſie, könne man ja anhören. Der zweite Stand hielt für nöthig, ſich wegen ſeines 
Vorſchlages gegen die beiden andern weiter zu rechtfertigen: es ſei ihm leid, daß weder der 
erſte noch der dritte Stand mit ſeinem Bedenken wegen der Viſitation übereinſtimme. Die 
Viſitation, wie ſie bis jetzt vorgenommen ſei, finde unüberſteigliche Hinderniſſe und habe ſeit 
1575 nicht vielmehr als vier oder fünf Aemter erreicht. Damals unter der Regierung des 
blöden Fürſten ſei ſolche Viſitation mit Zuziehung aller Stände an ihrem Orte geweſen, jetzt 
da das Land ein regierendes Haupt habe, bedürfe es einer ſo weitläufigen Verordnung nicht. 
Nicht die Städte, ſondern überhaupt die Stände habe man für jetzt von der Viſitation aus: 
ſchließen wollen. Uebrigens ſei beſchloſſen, daß uneigennützige unverdächtige Perſouen zur Bis 
ſitation gezogen würden, aber die Deputirten der Städte hätten bisher mehr darauf geſehen, 
was zu der Herrſchaft zeitlichem Geldnutzen und zu Steigerung ihrer Eintünfte, als was den 
armen Unterthauen zuträglich geweſen ſei, und müßten ſchon deshalb durch andere erſetzt werden. 
„Ob auch die neuen Veränderungen der Hauswirthſchaft, die faſt allein aus ihrem Angeben 
hergefloſſen, viel Nutzes geſchafft, mag Gott wiſſen,“ aber geklagt ſei über dieſelben bitterlich. 
Die Yandräthe hatten darauf hingewieſen, daß die Viſitation auch in den Städten aus 
geſtellt werden ſolle; der zweite Stand meinte: ſehr mit Recht; denn es gebe in deuſelben 
viele Unordnungen, die das Land und Stadtvolk, ſonderlich den armen Mann, drückten, wobei 
man nur an die Weinſchenken, Apotheken und die Unterſchlagung geiſtlicher Stifter erinnern 
wolle. Hiegegen erklärten aber die Städte, ſie wüßten nicht, was man bei ihnen viſitiren wolle, 
da ſie zu keiner Rechnung oder Beſcheidgebung von dem Ihrigen gegen die hohe Obrigkeit ver— 
bunden ſeien, ſondern von ihrer Fundation an vermöge ihrer Freiheiten ihre Güter und ihre 
Haushaltung ohne Eintrag der Herrſchaft und ohne Forderung des geringſten Beſcheides verwal— 
tet hätten. Eine Viſitation der Kirchen durch einen Biſchof, oder wer ſonſt dazu verordnet zu 


werden pflege, könnten fie wohl leiden. So kehrten ſich die Parteien in einer der wichtigſten 
Angelegenheiten des Landes zum Theil gegen einander. 

Dies war in gewiſſem Grade auch in der dritten Propoſition der Fall, der über die 
bäuerlichen und Geſinde-Verhältniſſe. Die Bauern weigerten ſich mit Beziehung auf 
ihre Verſchreibungen oder das Herkommen ſehr natürlich, mehr als früher zu zahlen und zu 
leiſten. Dies verlangte aber der Adel, daher ihre Klagen. Der erſte Stand ließ ſich über die 
ſelben etwa in folgender Weiſe aus: es ſei anerkannt, daß jetzt dem Fürſten die Landesverthei— 
digung, der Hofſtaat, die Beſtallungen, die Einkäufe für Kleidung, Küche, Keller ꝛc. und jedem 
von Herrſchaft und Adel die Ritterdienſte, der eigene Unterhalt, das Geſindelohn ꝛc. vier, fünf 
auch ſechs mal jo viel koſten als früher. Der Bauer erhalte jetzt für ſein Getreide das vier-, 
fünf- und ſechsfache, und würde, wenn er nicht jo viel auf Köſtung, Kindelbier, Kleidung und 
Trinken verſchwendete, beſſer leben können als mancher von höherem Stande. Es wäre alſo 
gut, wenn ſowohl der Herzog, als auch die von Herrſchaft und Ritterſchaft auf feine Erlaub— 
niß mit jedem ihrer Unterthanen wegen des Zinſes und Scharwerkes nach Gelegenheit des 
Ackers und anderer Umſtände unterhandelten und ſich mit denſelben verglichen, wie ſie es am 
Beſten könnten und gegen Gott und den Fürſten verantworten möchten. Es ſei nicht zu prä— 
ſumiren, daß einer ſo unbedächtigen und tyranniſchen Gemüths ſein werde, daß er ſeinen Unter— 
thanen mehr, als ſie tragen könnten, auferlegen ſollte, zumal da er dann befürchten müßte, daß 
ſie ihm entlaufen. Geſchehe ihnen aber zu viel, ſo ſollten ſie klagen dürfen. Nichts zeugt von 
der rechtlichen Stellung der Bauern ſo deutlich und unmittelbar als ein ſolcher Vorſchlag. Es 
handelte ſich um nichts weniger, als ein Jahrhunderte altes Herkommen einſeitig zu Gunſten 
derer umzuſtoßen, welche die Macht in Händen hatten: denn freiwillig hätte ſich ſchwerlich auch 
nur einer von hunderten dazu verſtanden, höhere Laſten zu übernehmen, als diejenigen, welche 
er bisher getragen hatte. Nur die Beiſtimmung des Herzogs ſchien erforderlich, damit jeder 
Edelmann feine Unterthauen nach Belieben in rechtloſere Verhältniſſe zurückdrängen dürfte. Auch 
der zweite Stand fand eine leidliche Erhöhung des Bauernzinſes nicht unbillig, da er früher bei 
den billigen Getreidepreiſen gering angeſchlagen, und die Münze nicht wenig geändert ſei (noch 
bei Menſchengedenken ſeien an jedem Thaler fünf Groſchen verloren), doch ſolle man auch der 
Bauern Wohlfahrt bedenken und in den neuen Abmachungen von den Hauptleuten die Mäßi⸗ 
gung getroffen werden, daß ſie beiden Theilen leidlich ſeien. Der zweite Stand ſcheint nicht ſo 
geradezu die von dem erſten vorgeſchlagene Neuerung erwartet, nicht einmal gewünſcht zu haben, 
und drang daher vorzugsweiſe darauf, daß wie früher die Bauern, wenn ſie zu klagen hätten, 
ſich nicht unmittelbar an den Herzog, ſondern zuerſt an den Hauptmaun des Amtes wenden, 
und wenn ſie zur Ungebühr klagten, in ernjte Strafe genommen werden ſollten. Am wenig- 
ſten intereſſirt und daher am menſchlichſten beurtheilten die Städte dieſe Frage, doch erklärten 
ſie ſich ſo allgemein, daß in dieſem Punkte ihre Uebereinſtimmung mit den andern Ständen 
vorausgeſetzt wurde. Ueber das Entlaufen des Geſindes pflegten ſonſt heftigere Streitig— 
keiten zwiſchen den Städten und der Landſchaft zu eutſtehen, man vermied ſie aber diesmal, 
obwohl die Meinungsverſchiedenheit doch hervortrat. Die Klage über das Entlaufen des Ge— 
ſindes war allgemein, aber auf dem Lande häufiger, als in den Städten. Die herkömmliche 
Strafe für wiederholtes Entlaufen war das Staupenſchlagen durch Henkershand, da man ſich 


aber nur ungern dazu verſtand, Geſinde, welches dieſe Strafe erlitten hatte, in Dienſt zu nehmen, 
fo erinnerte die Landſchaft wieder an den Bau einer Galeere, auf welcher die muthwilligſten 
ihre Strafe abbüßen ſollten. Wegen Ablieferung des entlaufenen Geſindes ſollten die Vor— 
ſchriften der Landesordnung beobachtet werden, doch verlangte der zweite Stand außerdem, daß 
kein Dienſtbote, Bauer, Gärtner ꝛc. ohne Paßbort auf dem Lande oder in den Städten 
angenommen werde, wobei man ſich zu befleißigen hätte, daß deshalb eine Vereinigung mit den 
Städten, beſonders Königsberg und mit dem Bisthum Ermland und andern Benachbarten des 
königlichen Preußens mit Zuthun des Herzogs und Vorwiſſen des Königs getroffen werde. 
Allein die Städte erklärten dieſen Vorſchlag für unausführbar, zumal in Königsberg: „denn 
das iſt eine Seeſtadt, darin ein ſolch Geſinde von weit und breit, zu Waſſer und zu Lande, 
von fernen und nahen Orten kommt und ſich zum Dienſte anbietet und angiebt“; doch ver— 
ſprachen fie der Landſchaft von beiden Ständen den früheren Gebrauch zu halten, wenn ein 
entlaufener Dienſtbote in einer Stadt angetroffen, und der Bürgermeiſter deshalb erſucht werde, 
jenen ſeiner Herrſchaft zurückzuſtellen. Der erſte Stand war durch dieſe Erklärung zufrieden 
geſtellt. Der zweite, obwohl er noch einige Vorſchläge machte, wie die Einrichtung mit den 
Päſſen in Schwang gebracht werden könne, ließ ſeinen Antrag zuletzt doch fallen, mit der Be— 
merkung, man werde nun alſo die Plage mit ſolchem ungewiſſen Geſinde bis zu Erhaltung 
beſſerer Ordnung ausſtehen müſſen. Hieher gehörte endlich noch die Beſchwerde des Adels, 
daß das junge Bauervolk häufig in die Städte laufe und ohne Erlaubniß ihrer Herrſchaft, ja 
oft auch ohne Wiſſen ihrer Eltern ſich auf ein Handwerk oder andere Hantirung begebe. Er 
verlangte alſo, daß kein Handwerksmann jemanden in die Lehre nehme, er habe denn dazu 
von feiner Herrſchaft Erlaubniß und guten ſchriftlichen Beweis. Hierauf erklärten die Städte 
vermöge der Handwerksrollen werde niemand zu einem Handwerk aufgenommen, er habe denn 
feine Freibriefe von feiner Herrſchaft, oder daß er ſouſt ein freier kölmiſcher Mann iſt. Hiemit 
wurde eine Frage berührt, deren Eutſcheidung allen früheren Verhandlungen über die Aufnahme 
von Geſinde und Lehrlingen hätte vorausgehen müſſen, und über welche die Stäude in der 
That zu keiner Einigung gelangten. Der Adel geſtand durchaus nicht, „daß die kölmiſchen 
Leute ihres Gefalleus ohne Zulaß ihrer Herrſchaͤft in fremde Dienſte oder zu Handwerken 
ſich begeben ſollten.“ Der Gegenſtand iſt ſo wichtig, daß wir nicht den Vorwurf zu großer 
Ausführlichkeit fürchten, wenn wir ihn von beiden Parteien, wie es auf dem Landtage geſchah, 
auch hier noch näher beleuchten laſſen. Wir müſſen aber zuvor eine Stelle aus Herzog Al— 
brechts Teſtament anführen, auf welche die Stände damals zurück kamen und die überhaupt 
mehr Beachtung verdient, als ihr zu Theil geworden iſt. Die Stelle iſt etwa folgendes Inhalts: da 
das Land Preußen an etlichen Orten von undeutſchen Preußen beſetzt und bewohnt, und bei un- 
ſern Zeiten ſchier keine Seelſorger zu bekommen geweſen, die in preußiſcher Sprache dienen 
können, der Mangel aber unſeres Ermeſſens daher kommt, daß die Preußen ihre Kinder bis 
daher zur Schule nicht halten können, wegen ihres leiblichen Eigenthums (ihrer Leibeigenſchaft), 
ſo wollen wir aus fürſtlicher Macht alle Preußen, die in unſerem Herzogthum und unter uns, 
denen (ſoll wohl heißen: unter uns und unter denen) von der Herrſchaft, Adel oder Städten 
wohnen, des leiblichen knechtiſchen Eigenthums gefreiet und benommen haben, doch alles unter: 
ſchiedlich, daß diejenigen, ſo ſich zum Studiren begeben, und dem Folge thun, dadurch ſie her— 
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nach bei den Kirchen, Schulen und andern weltlichen Regimenten zu gebrauchen, beides an ihren 
Perſonen und Gütern, die andern aber, ſo ſich des Studirens nützlich nicht befleißigen, allein 
für ihre Perſon und nicht mit den Gütern hinfort ſollen frei ſein und bleiben: begaben, be— 
gnaden und befreien ſie demnach, daß ſie hinfort freier Geburt ſein, ſich ſolcher nicht weniger 
als andere Kölmer, wie oben unterſchiedlich gemeldet, getröſten und gebrauchen ſollen ꝛc. “) 
Dieſe Verordnung des Herzogs Albrecht ſcheint lange nicht den Erfolg gehabt zu haben, den 
er beabſichtigte. Wurde doch ſchon auf dieſem Landtage die Bedeutung derſelben weſentlich ein— 
geſchränkt. Denn wir zweifeln nicht, daß die Städte hierin klarer ſahen, als der Adel. Sie 
erwiederten auf die angeführte Bemerkung des zweiten Standes: „Solches iſt den Städten 
fremd zu hören gewefen, denn jo lange fie gedenken und von ihren Alten reden und jagen 
hören, iſt das Wort kölmiſch allezeit für ein frei Wort gehalten; alſo, wenn man 
geſaget: es iſt ein kölmiſch Mann, iſt dahin verſtanden, daß es ein ganz freier Mann, der 
ſeines Gefallens ohne geſuchten Urlaub ſeiner Herrſchaft und ohne Ab- oder Loskaufung ziehen, 
und ſich ſeines Gefallens, wohin er gewollt, begeben mögen, wie denn auch die von Städten 
wohl wiſſen, daß mit den Leuten, ſo zu kölmiſchen Rechten ſitzen, es alſo je und allewege ge— 
halten worden, daß wenn das Erbe eines von den Kindern behält, die andern ſich begeben 
mögen, wohin es ihnen gefallen, ja, was mehr iſt, daß ein kölmiſcher Mann Macht gehabt 
habe, ſein Gut zu verkaufen und ſelbſt mit Kindern mit allem zu ziehen, wohin es ihm ge— 
fällig. Alſo würde jene Behemmung der kölmiſchen Leute wahrlich ganz directe wider das fürjt- 
liche Teſtament gerichtet werden, welches doch ausdrücklich die Preußen frei giebt, wie denn unſer 
gnädigſter Herr in Introducirung des Hauptmanns zu Brandenburg und Bartenſtein die Preußen 
frei zu achten und der kölmiſchen Freiheit, wie man ſagt, zu genießen befreit haben ſollen.“ 
Hiegegen erwiederte der erſte Stand, dem der zweite vollkommen darin beiſtimmte; „daß die 
von Städten die kölmiſchen Leute ganz und gar frei haben wollen, und derwegen das fürſt— 
liche Teſtament wegen der Preußen und die Jutroducirung des jetzigen Hauptmanns zu Bran⸗ 
denburg, daß F. D. ihre Preußen des Orts los und der kölmiſchen Freiheit zu genießen frei 
gegeben haben ſoll, anziehen, ſolches können die von der Herrſchaft und Landräthe denen von 
Städten nicht nachgeben, noch geſtatten, da es mit denſelben weiter nicht gemeint, als daß ſie 
ihre Güter andern verkaufen und eins das andere erben, ſie aber ſich ſammt ihren Kindern von 
ihrer Herrſchaft ohne derſelben Willen unter andere nicht begeben mögen. So iſt es ſowohl 
in dieſem Fürſtenthum als auch in dem Königlichen Theile Preußens vor undenklichen Jahren 
bisher viel anders gehalten, und noch.“ Der Herzog in ſeiner Antwort auf das vereinigte 
Bedenken der Stände überging den Punkt ganz. 

Die Geſinde-Verhältniſſe bahnen uns den Weg zur Landesordnung, in der ſie als ein 
weſentliches Stück berückſichtigt waren. Denn auch auf dieſem Landtage ſollte über Landes- 
ordnung und Kolm gerathſchlagt werden. Man hatte in den letzten Jahren wieder mit 
Weſtprenßen, über eine Vereinigung in beider Rückſicht verhandelt und ſchon im Anfange des 
Jahres 1580 tündigte der Herzog ſeinen Unterthanen an, daß die weſtpreußiſchen Stände auf 
der Verſammlung zu Neumarkt ſich zur Reviſion des Kolms bereit gefunden hätten. In der 


*) Privilegia der Stände des Herzogth. Preußen fol. 81. 


Propofition des gegenwärtigen Landtags eröffnete er noch nähere Ausſichten zur Vereinigung, 
ſowohl in Rückſicht des Kolms als auch der Landesordnung, und verlangte, daß man ſofort die 
letzte Hand anlege, und damit der Landtag nicht aufgehalten werde, einen Ausſchuß von Depu— 
tirten aus allen Kreiſen ernenne, die im Verein mit Verordueten des Herzogs ſich ſofort dem 
Geſchäfte unterzögen. Allein unter den Ständen herrſchte jetzt allgemein die Anſicht, daß die 
Verhandlungen mit Weſtpreußen nur unnöthigen Verzug herbeiführten; man hielt die Einigung 
mit den weſtpreußiſchen Ständen wegen der Verſchiedenheit und Mannigfaltigkeit der dort Herr: 
ſchenden Rechte mindeſtens für höchſt unwahrſcheinlich, ja der zweite Stand erklärte die dahin 
gehenden Unterhandlungen ſogar für „verkleinerlich“, denn es gewinne faft den Schein, „daß 
ſie ohne den königlichen Theil, welcher doch eine andere Regierung hat, nicht für ſich ſollten ein 
Landrecht zu machen Macht haben“. Während nun der erſte Stand auf ſchleunige Reviſion und 
Herausgabe beider Schriften drang (ſchon Herzog Albrecht hatte auf dem Landtage von 1563 
den Druck des Kolms verſprochen, auch wenn das königliche Preußen denſelben nicht annehmen 
ſollte), und während die Städte die herkömmlichen Einwendungen und Verwahrungen einlegten, 
machte der zweite Stand einen Vorſchlag, der zwar erſt nach Verlauf faſt eines halben Jahr— 
hunderts zur Ausführung kam, aber eben deshalb, weil er in ſo ferne und noch fernere Zukunft 
wirkte, für die preußiſche Rechtsgeſchichte und ſomit für die Geſchichte Preußens überhaupt von 
der höchſten Bedeutung geweſen iſt. Sie ſchlugen vor, daß man aus dem Kolm, der Landes— 
ordnung und andern löblichen Rechten, dieſer Lande Polizei, Gelegenheit und Gebräuchen gemäß, 
ein beſtändiges Landrecht auf alle Fälle, ſo viel möglich in ein corpus verfaſſe, wozu das 
römiſche Recht gute Anleitung geben könne, welches zwar nach Art, Sitten, Gelegenheit und 
Polizei des römiſchen Staates vorgeſtellt ſei, aber doch als Richtſchnur gebraucht werden könne; 
man würde dabei manches aus dem ſächſiſchen Rechte und aus den Rechten anderer benachbar— 
ten Länder zu Hilfe nehmen und darauf zu ſehen haben, daß wo es ſein könnte, für Land und 
Städte gemeinſame Beſtimmungen, wo ſich's aber nicht ſchickte, für jeden Stand beſondere dien— 
liche Satzungen verfaßte; „eines jeden Standes unter ſich ſelbſt geſetzten Willküren und 
Ordnungen auch den Werkrollen unſchädlich“; ein ſolches Werk aber würde leichter und 
mit mehr Nutzen zu entwerfen und in Schwang zu bringen ſein, unter einer ungeſchiedenen 
Regierung im Herzogthum, als für beide Theile des preußiſchen Landes. Die Herren und 
Landräthe nannten dieſen Vorſchlag nachtheilig und gefährlich: ein Landrecht wie das beabſich— 
tigte würde mancherlei Colliſionen mit den Bewohnern des Königlichen Preußens und Polens 
hervorrufen, welche kölmiſche Güter im Herzogthum beſäßen; auch übrigens habe man davon 
vielfache Confuſion zu erwarten; faſt vierzig Jahre habe man nun den Kolm unter Händen 
gehabt, nie ſei man ſo weit geweſen als jetzt, und nun ſollte man auf einmal ein neues Recht 
zu machen anfangen? von den jetzt lebenden würde niemand ſeine Vollendung erleben, und die 
Ungewißheit des Rechts dieſe ganze Zeit hindurch nicht beſeitigt werden. 

Hiegegen glaubte der zweite Stand ſich unſchwer rechtfertigen zu können; er erinnerte, 
daß die Fremden dem im Herzogthum geltenden Rechte ſich ebenſowohl würden fügen müſſen, 
wie die Bewohner des Herzogthums den im königlichen Theil und anderswo gebräuchlichen 
Rechten unterworfen ſeien. Es ſei durchaus nicht ihre Abſicht das beſtehende Recht umzuſtoßen; 
ſondern wie Juſtinian das römiſche Recht zuſammengezogen und in Ordnung gebracht habe, 
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ohne die früheren Geſetze und Gebräuche dadurch abzuſchaffen, jo ſei auch ihre Meinung dahin 
gerichtet, daß man die kölmiſchen Rechte und Gebräuche, die Landesordnung, die magdeburgiſche 
Begnadigung, das Preußiſche und das Lehnrecht, die Hofgerichtsordnung, die gemeinen Land— 
tagsſchlüſſe, die Kirchenordnung in beſter Acht habe, in Ordnung bringe, was darin mangele, 
aus den ſächſiſchen, wo auch die aufhörten, aus den Kaiſer- und andern vernünftigen Rechten, 
ſo viel ſich nach dieſes Landes Gewohnheiten, Gebräuchen, Polizei und Gelegenheit dazu ſchickte, 
ergänze und alles in ein corpus verfaſſe. Die Statuta Polonica, die Reformation 
der Stadt Worms und andere dergleichen Geſetzbücher ſeien auf ähnliche Weiſe entftanden- 
Wo ſolches geſchähe, würde man ein gewiſſes Recht haben, darnach ſich männiglich, Richter, 
Prokuratoren und Parten zu richten hätten, und würden die Juriſten nicht alle Tage, wie faſt 
geſchieht, Neuerungen in den Rechten einführen können.“ Das Beifpiel des jüdiſchen Volkes 
zeige, „daß man ſich mit wenigen aber ordentlichen Geſetzen wohl behelfen könne, wenn nur 
die Confuſion der Rechte vermieden, und man nicht, wie allhier geſchieht, wenn man alle in 
dieſem Lande üblichen Rechte durchgeſehen, hernach allererſt in das weite Meer der römiſchen 
Juriſterei (da man keinen Grnnd fühlet, auch keiner iſt, der die Juriſtenbücher alle überleſen) 
gewieſen wird.“ Im Königreich Däne mark brauche man in Adminiſtration der Juſtitien 
keiner Juriſten, ſondern richte ſich allein nach einem uralten, von einem Könige vor etlichen 
hundert Jahren zuſammengetragenen Geſetzbuche, komme bald zurecht und vermeide alle Weit— 
läufigkeiten. Schließlich gab der zweite Stand zwar ſeine Beiſtimmung zu ſchleuniger Reviſion 
und Veröffentlichung des Kolms und der Landesordnung, empfahl aber die Ausarbeitung des 
allgemeinen Landrechts dringend als eine der wichtigſten Aufgaben der nächſten Zukunft. 

Die Abſchiede des Herzogs auf die Anträge der Stände intereſſiren uns viel weniger 
als die Verhandlungen der Stände ſelbſt. Die Viſitationsangelegenheit, ſagte er, habe er nur 
angeregt, um die Stände mit den Hinderniſſen derſelben bekannt zu machen, da ſie ihm aber 
bereits in die Hände gegeben ſei, werde er fie dem Landtagsſchluſſe vor 1578 und der damals 
von allen Ständen verfaßten Inſtruction und Verordnung gemäß ausführen und dazu Perſonen 
aus allen Ständen zuziehen; dieſe müßten aber dem Geſchäfte beharrlich beiwohnen und „die 
Landſchaft werde darauf gedenken“, wie die Vergütigung ihnen aus dem Landeskaſteu gereicht 
werde. Hatte man bei dieſer Gelegenheit bemerkt, daß die Landesbeſchwerden nicht durch die 
Viſitation abgethan werden könnten, ſondern auf dem Landtage vorzunehmen ſeien, ſo erwiederte 
er hierauf, er habe ihnen bisher ſo weit als möglich abgeholfen, und werde es auch ferner thun. 
Die Erinnerung wegen der Viſitation in den Städten verſprach er in Acht zu nehmen, und 
dabei alles, fo zu guter Ordnung, Polizei und Wohlfahrt des gemeinen Nutzes ſowohl in 
geiſtlichen als weltlichen Sachen gereichen mag, fortzuſtellen. Die Bauern ferner ſollten ihre 
Klagen allerdings zuerſt beim Hauptmann des Ortes anbringen und bis zur Fällung des Ur— 
theils ihrer Herrſchaft den Gehorſam nicht verſagen; aber die Appellation vom Ausſpruch des 
Hauptmanns an den Herzog ſolle ihnen nicht benommen ſein. Ueber das Entlaufen des Ge— 
ſindes ſeien die Stände einig geworden und er habe nichts dawider. Kolm und Landesordnung 
ſollten noch während des Landtages revidirt werden, die Einſprüche der Städte gegen die letztern 
achte er für unerheblich, da ſie zu des Landes und der Städte gemeiner Wohlfahrt entworfen 
ſei. Am unzufriedenſten war er natürlich mit der Erklärung über die Contribution, welche die 
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Stände von der Abſtellung ihrer Beſchwerden abhängig gemacht hatten, und verlangte, daß man 
alsbald über eine beſſere ſich einige. 

Wir kommen zu den Beſchwerden der Stände ſelbſt. Der Herzog wußte natürlich, 
als er den Landtag berief, daß es ohne dieſelben nicht abgehen werde. Er ſchloß daher ſein 
Ausſchreiben mit folgenden Bemerkungen: man werde aus allen ſeinen Propoſitionen ſeine In⸗ 
tention, des Landes Beſtes zu fördern erkennen; er hoffe man werde ſich dagegen treu, gehor— 
ſam und unverweislich verhalten. „Da aber einer ehrb. Landſchaft wider dieſe ſeine väterliche 
gnädige Wohlmeinung etwas beſchwerliches vorgekommen oder eingebildet wäre, ſei es ihm nicht 
zugegen, und er möge wohl leiden, daß ſolches in währendem Landtage beſcheidentlich vor und 
angebracht werde“. Er wollte an ſich nichts mangeln laſſen, „damit zwiſchen Herrn und Unter⸗ 
thanen ein friedliches Vernehmen und gutes Vertranen, daran denn des ganzen Vaterlandes 
Wohlfahrt gelegen, angerichtet, erbauet und beſtändig erhalten werden möge“. Sofern dieſe 
Worte eine Aufforderung an die Stände enthielten, ihre Gravamina vorzulegen, machte der 
zweite und dritte Stand davon den ausgedehnteſten Gebrauch. Aber man kann in denſelben 
vielmehr eine Aufforderung ſich nicht zu beſchweren finden, und ſo ſcheinen die Herrn und Lands 
räthe die Mahnung gefaßt zu haben. Denn ihrer Prärogative gemäß von den andern Ständen 
aufgefordert die Landesbeſchwerden zuſammenzuſtellen, weigerten ſie ſich deſſen, ſo daß es der 
zweite Stand übernehmen mußte. Nur die Kirchenangelegenheiten, welche nicht die ungerechteſte 
Veranlaſſung zur Unzufriedenheit gaben, brachten die Herrn und Landräthe in Auregung, aber 
nicht in Form einer Beſchwerde, ſondern als Petition, die nach der Bedeutung des Gegenſtan⸗ 
des, den ſie betraf, ſogar die erſte Stelle in den Antworten auf die herzogliche Propoſition 
erhielt. Bei allem Danke, welchen ſie dem Herzoge für die Beilegung des kirchlichen Streites 
ſchuldig zu ſein glaubten, baten ſie ihn doch dringend um endliche Beſetzung des vakanten 
Bisthums und der vakanten Profeſſuren an der Univerſität. Die andern Stände 
folgten ihnen hierin, doch fügte der zweite den Wunſch hinzu, daß die Profeſſoren nicht auf ab⸗ 
gemeſſene Zeit, noch ſolche Perſonen dazu erſehen würden, die ſchon andere Aemter verſehen. 
Auch baten ſie den Herzog, dafür zu ſorgen, daß früheren Verſprechungen gemäß die Schulen 
zu Lyck, Tilſe und Saalfeld (die beiden erſteren beſonders der polniſchen und der litthaui— 
ſchen Sprache wegen) gegründet, die zu Bartenſtein erhalten und womöglich in Beſſerung 
gebracht werde. Der Herzog antwortete hierauf in ähnlicher Weiſe ausweichend, wie im Jahre 
1578, er habe ſeinem damaligen Erbieten gemäß ſich angelegen ſein laſſen, für die Beſtellung 
der ſamländiſchen Kirche zu ſorgen, wie er ſich denn auch ſonſt im ganzen Lande der allgemei⸗ 
nen Kirche Heil und Wohlfahrt zu fördern ſchuldig erachte; er habe, da es in Preußen an den 
geeigneten Perſonen mangele, mit anſehnlichen Theologen im deutſchen Reich Verhandlungen 
angeknüpft, auch in Hoffnung geſtanden, dergleichen Perſonen, mit welchen nicht der Kirche 
allein, ſondern auch der hohen Schule gedient wäre, zu erhalten, aber dieſe ſeine Hoffnung ſei 
bis dahin noch nicht in Erfüllung gegangen. Sein Verſprechen war ebenſo ausweichend; es 
entſprach der Bitte der Stände in keinem Falle; ſie baten um die Wahl eines Biſchofs, er 
verſprach — die Errichtung eines Conſiſtoriums. Er wolle mit Beſtellung der ſamländiſchen und 
aller Kirchen ins Gemein eine ſolche chriſtliche Verſehung zu thun wiſſen, dadurch nicht allein 
den chriſtlichen Kirchen und Schulen, ſondern auch Landen und Leuten nützlich gedient ſein, alſo 
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daß fie fich auch deſſen zu bedanken haben ſollen; inmittelſt aber wolle er auf die Wege be⸗ 
dacht ſein, daß ein chriſtlich Conſiſtorium von gelehrten wohlerfahrenen und gottesfürchtigen 
ſowohl geiſtlichen als politiſchen Räthen angerichtet und verordnet werde, da nicht allein 
in Zeit des vacirenden ſamländiſchen Stifts alle geiſtliche und Eheſachen gehandelt und 
verrichtet und in allen denen Händeln, ſo zur Geiſtlichkeit gehören, ſo chriſtlich, nutzbar und 
unverweislich verfahren werden ſolle, daß verhoffentlich ſich niemand deſſen mit Fugen zu be⸗ 
Hagen haben möge.“ So antwortete er auch auf das Geſuch wegen der Beſetzung der vakanten 
Stellen an der Univerſität mit ſo allgemeinen Erklärungen und Verſprechungen, daß wir 
daraus kaum etwas entnehmen können. Endlich wegen der Partikulare erklärte er, daß er 
ſie gerne ſchon längſt aufgerichtet hätte, wenn die Stände nicht ſo lange mit der Contribution 
geſäumt hätten; damit es ſo bald als möglich geſchehen könne, ſollten ſie die Abzahlung des 
Reſtes der 400,000 Mark beſchleunigen. Bei dieſen Erklärungen blieb der Herzog, obwohl die 
Stände nochmals und deutlicher als zuvor auf eine ordentliche Biſchofswahl, an welcher den 
Privilegien gemäß auch fie Antheil haben müßten, drangen, ihre Abneigung gegen die Weber: 
weiſung der geiſtlichen Händel an ein Conſiſtorium offen aus ſprachen und auf den Abſchied von 
1578 verwieſen, in welchem die Errichtung der drei Partikulare nicht von der Abzahlung der 
400,000 Mark abhängig gemacht ſei; der Herzog habe ſich vielmehr erboten, dieſes Werk als⸗ 
bald fortzuſtellen, weil die Landſchaft die Entrichtung einer ſo großen Summe auf ſich ge⸗ 
nommen habe *). 

Ebenſo wenig als durch dieſe Geſuche erreichten die Stände durch die Beſchwerden, welche 
der Adel aufgeſetzt hatte. Dieſe Beſchwerden betrafen vorzüglich die Organe der Verwal- 
tung, die Gerechtigkeitspflege und die Handhabung der Regalien. Gleich aus 
den erſten wird man erkennen, daß, fo viel auch von Vertrauen geſprochen wurde, das Ber: 
trauen doch dahin war. Nicht ohne Mitleiden ſah man auf das Schickſal des ſchwachſinnigen 
Albrecht Friedrich und feiner Gemahlin. Der Herzog von Jlülich empfahl gelegentlich 
beide der Fürſorge der preußiſchen Stände, vielleicht weil er von denſelben mehr Theilnahme 
für die Unglücklichen erwartete, als Georg Friedrich für ſie zeigte. Ein Ausſchuß der Land⸗ 
ſchaft hatte ſie beſucht und von der Herzogin mancherlei Klagen gehört, welche die Stände nun 
zu den ihrigen machten. Dem blöden Herzoge ſei keine Perſon zugeordnet, welche auf ihn und 
ſeine Diener ſehen könnte, auch die Herzogin ſei ganz verlaſſen, da man ihr ihre treuen Diener 
Kuhnheim und Kirſtendorf genommen habe; überdies erfahre ſie manche Ungebühr: als 
ſie im vergangenen Sommer des Vergnügens und des Luftwechſels halber nach Fiſchhauſen 
reiſen wollte, ſei es ihr anfangs durchaus nicht, dann nur mit großem Unwillen geſtattet. Der 
Herzog antwortete hierauf, die Fürſorge für die beiden ſei ihm übertragen, nicht der Landſchaft, 
die er deshalb ermahnte, ſich „zwiſchen fürſtliche Perſonen nicht einzumengen“. Die Beſchwerde 
wäre hinterblieben, wenn fie nicht von einigen friedhäſſigen Perſonen angeſtiftet wäre. Wenn 
die Stände ſich ferner beſchwerten, daß ihm von unruhigen Leuten über ſeine getreuen Unter⸗ 
thanen allerlei eingebildet ſei, um ihre unterthänige Treue in Verdacht und Zweifel zu ziehen, 
jo erwiederte der Herzog, fie ſeien übel berichtet, es gebe ſolche Leute nicht, und er wiſſe fal- 

*) Vergl. Hartknoch Preuß. Kirchenhiſtorie S. 493, 494. 
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ſchen und wahren Bericht zu unterſcheiden; allerdings habe er aber allerlei Widerſetzlichkeit und 
andere Beſchwerungen erfahren, ſo daß er die ſchuldige Dankbarkeit bei vielen nicht verſpüren 
könne; auch zu dieſer Anzüglichkeit habe man ſich nur durch friedhäſſige Perſonen verleiten 
laſſen; das aber ſei nicht der Weg auf dem Vertrauen zwiſchen Herrn und Untertha— 
nen geſtiftet werde. Diejenige Beſchwerde, auf welche die Stände den meiſten Nachdruck legten, 
war die Bevorzugung der Ausländer: die ausländiſche Regierung ſei die Quelle aller 
Uebel, und doch gegen die Privilegien; es ſei eine „fränkiſche Rathsſtube und Kanzlei“ errichtet, 
in der nicht nur (was man dulden könnte) die auswärtigen Angelegenheiten tractirt würden, 
ſondern auch die preußiſchen Händel ihren endlichen Schluß erlangen müßten. Die vier Regi— 
mentsräthe bei Hofe ſeien zwar Einzöglinge, aber weder würden ſie in allen preußiſchen Ange— 
legenheiten befragt, noch weniger mit ihrem Rath und Vorwiſſen allein darin geſchloſſen. Die 
Fremden aber ſeien mit des Landes Gewohnheiten und Privilegien zum Theil unbekannt und 
ſtrebten des eigenen Nutzes wegen der Herrſchaft zu gefallen. Der Herzog möge ſeine Con— 
firmation der Privilegien in Acht halten und ſich den alten Herrn zum Muſter nehmen. Dieſe 
Beſchwerde nahm Georg Friedrich um ſo übler auf, da ſie nicht bloß ſeine Behörden, ſon— 
dern ihn perſönlich, wenn nicht berührte, doch zu berühren ſchien. Die Stände hatten ſich der 
Uebertragung der Gubernation an ihn keinesweges geneigt bewieſen, er hatte ſogar über Wider- 
ſtand von ihrer Seite bei ſeinen Unterhandlungen mit Polen geklagt. Hieran knüpfte er auch 
jetzt ſeine Entgegnung. Man habe ſich der ausländiſchen Regierung gleich anfangs, zu großem 
Schaden des ganzen brandenburgiſchen Hauſes widerſetzt, dennoch habe es Gott ſo gefügt, daß 
er dieſelbe erhalten und bis jetzt bewahrt habe. Es komme ihm fremd vor, daß man ſich aber- 
mals über ihn als ausländiſche Regierung beſchwere, doch erkenne er hierin nur das Treiben 
einiger Unruheſtifter. Es ſei von den Ständen ſelbſt, unter andern im Eingange der Be— 
ſchwerdeartikel anerkannt, daß er ſeine Intention auf gemeine Wohlfahrt dieſes Landes und 
ſeiner Einwohner gerichtet habe; wie ſolle er damit die Behauptung vereinigen, daß die aus⸗ 
ländiſche Regierung alle Unrichtigkeiten und Beſchwerden des Landes veranlaßt habe? Man 
möge den Schaden und Nachtheil, der daraus gefloſſen, ſpeeifieiren, er werde darauf zu ant— 
worten wiſſen. Hierauf legte er den Ständen eine Parallele der jetzigen und der frü— 
heren Lage der Dinge vor: er könne die früheren Klagen und Beſchwerden der Stände 
ſelbſt zum Zeugniß anführen, wie die vorige Regierung beſonders bei des blöden Herrn Zeiten 
geführt worden; wie baufällig alle Sachen, geiſtliche und weltliche, vornehmlich zu der Zeit ge— 
ſtanden, da ihm die Regierung übertragen ſei; wie endlich die Haushaltung vertreten, und ſon— 
derlich wie mit der Herrſchaft Gütern allerſeits gebaret ſei. Die Hauptnutzungen der Herr⸗ 
ſchaft feien jo in Abgang gekommen, „daß davon wenig oder wohl gar nichts der Herrſchaft 
eingebracht, ſondern faſt mehrentheils durch die Hauptleute verzehrt und verthan worden; daß 
auf vielen Aemtern, ſo vornehme Leute innegehabt, kaum ſo viel erbaut und erübrigt, daß man 
die Hauptleute mit ihrem übermäßigen unnöthigen Geſinde kaum erhalten mögen, daß auch, da 
in etlichen Jahren 12,000 Mark gefallen, kaum 700 Mark davon in die fürſtliche Kammer ge⸗ 
liefert worden, ſondern man hat noch etlichen derſelben aus der Kammer Nachgeld dazu heraus— 
geben müſſen. Und wollen doch nichts deſtominder gerühmet ſein und das Anſehn haben, daß 
ſie gute Haushalter geweſen, da ihnen doch alle heilſame und nützliche Ordnungen, die f. D. 


45 


doch hin und wieder auf den Aemtern angeſtellt, zuwider und derwegen auf jetzigem Landtage 
ſich waidlich gegen dieſelbe gebrauchen laſſen. Zu geſchweigen, daß vorerwähnte Hauptleute ge⸗ 
ſtattet und zugeſehn, daß der Herrſchaft in den Aemtern an deren Rechten und Gerechtigkeiten 
allerlei unfügliche Einträge begegnet, und ſonſt in viele Wege Güter und anderes unterſchlagen 
worden. Desgleichen iſt es zu Hof ſo baufällig geſtanden, in dem daß keiner ſeinem Amt ge⸗ 
bührlich nachgekommen, ſondern ein jeder in ſolcher des blöden Herrn Regierung ſeines Gefallens 
gelebt und gethan, was er gewollt. Was ſich auch über das, daß keiner Hof-, Kammer-, oder 
Canzleiordnung nachgegangen, für unfleißige Aufſicht in Küchen und Kellern, Brauhaus, Mühlen, 
Schlachthof, Speicher u. a. für hochſchädliche Mängel gefunden, und daß über die Ausgaben 
keine gebührliche Belege gehalten und aufgewieſen, das weiſen die Relationen der darüber ge— 
haltenen Viſitation aus. Desgleichen ſind auch bei den Hauptleuten gar keine Mängel, ſo ſich 
in den Rechnungen befunden, mit Ernſt abgeſchafft worden. So ſind auch in Verkaufung und 
Erkaufung der Waaren allerlei verbotene Vortheile verſtattet. Die Gefreunde und Verwandte 
haben niemand zu Aemtern gefördert, ungeachtet ob dieſelben dazu qualificirt oder nicht, dadurch 
nicht allein der Herrſchaft zu großem Nachtheil gehandelt, ſondern auch mancher guter ehrlicher 
Mann, der einem andern mit Verſtand und Geſchlcklichkeit billig vorzuziehn und der Herrſchaft 
auch mit gutem Nutz dienen können, zurückgeſetzt worden. Aus welchen allen und andern mehr 
hochſchädlichen Mängeln und Gebrechen erfolgt, daß die jährlichen Einkünfte bei weitem nicht 
geklecket, wie denn die Ausgaben in etlichen viel Jahren nach einander die Einnahme um viel 
Tauſend Mark übertroffen, daher denn endlich entſproſſen, daß die Landſchaft und arme Unter⸗ 
thanen mit ſehr vielen Exactionibus und Neuerungen belegt werden müſſen, mit welchen aber 
gleichwohl auch wenig Nutzes geſchafft. Alſo iſt es auch mit Adminiſtrirung der Juſtizien zus 
gegangen: Da mancher arme Mann an ſeinem Rechte und guten Sache gekürzet, auch ihrer 
viele ihres erlangten Rechtes halber zu keiner wirklichen und gebührlichen Exekution nicht kommen 
können, der großen Parteilichkeit, ſo dabei vorgefallen, zu geſchweigen. Was nun ein ſolch 
Regiment letztlich für einen Ausgang genommen haben würde, da der geiſtliche Stand und zu— 
förderſt die Kirche Gottes alſo perturbiret, da die Einkünfte des Landes, davon die Herrſchaft 
zu unterhalten, auch Land und Leute geſchützt werden ſollen, eigennütziger übermäßiger Weiſe 
verzehrt und durchgebracht und in der Herrſchaft Nutz nicht gewendet, und über das Land und 
Leute mit vielen Exactionibus, Landſteuern und Anlagen beſchweret, keine Juſtitia adminiſtriret, 
keine Ordnung gehalten, ſondern jeder ſeines Gefallens gelebt, das wollten ihre f. D. einer 
ehrb. Landſchaft und einem jeden ehrliebenden, der es mit dem Vaterlande und gemeiner Wohl⸗ 
fahrt getreulich meint, zu erkennen heimſtellen“. So ſchilderte Georg Friedrich die frühere 
Verwaltung, und er durfte ſich nicht ſcheuen nun die ſeinige dagegen zu halten. Nicht ohne 
Selbſtbewußtſein führt er aus, wie er den Kirchenſtreit beigelegt, um die Akademie ſich bemüht, 
gute Polizei und Ordnung eingeführt habe; die Kammer und die Haushaltung ſeien fo einge⸗ 
richtet, daß er ohne Schulden zu machen nicht nur die jetzt doppelte Hofhaltung verſehen, ſondern 
auch Vorräthe an Victualien und Waaren ſchaffen könne; die Räthe ſeien an Eid und Pflicht 
gemahnt, wichtige Landesſachen würden immer mit den Oberräthen berathſchlagt; das Hofgericht 
ſei von neuem und hoffentlich genügend beſtellt; jeder erhalte Recht ohne Anſehn der Perſon ꝛc. 
Nach dieſer Parallele kam er endlich auf den Gegenſtand der Beſchwerde näher zu ſprechen 
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Daß er zu dieſer feiner Regierung auch feine vertrauten fränkiſchen Räthe gebraucht habe, 
dazu ſei er durch hohe und wichtige Urſachen bewogen: Denn da der oberſte Schluß bei dem, 
Fürſten ſtehe, ſo ſei er durch keines Rathes Bedenken gebunden und könne zu Rathe ziehen, 
wen er wolle. Er ſehe nicht, wie man darthun könne, daß ſolches gegen die Privilegien ge- 
ſchehen ſei. Denn obſchon verordnet ſei, daß der Hofmeiſter, der Burggraf und der Obermar⸗ 
ſchall Einzöglinge fein und neben dem Kanzler ſtets gehalten werden ſollten (der Kanzler durfte 
ein Ausländer ſein, wenn ſich kein Einzögling von hinreichender Gelehrſamkeit und Erfahrung 
fand), fo werde doch in keinem Pripflegium zu finden fein, daß die Herrſchaft uicht neben den- 
ſelben mehr andere Nöthe annehmen und halten dürfe; dieſe Freiheit, Räthe ſowohl Ausländer 
als Inländer nach ſeiner Gelegenheit zu beſtellen, könne keinem Fürſten durch Privilegien abge⸗ 
ſtrickt oder benommen werden; er ſolle ſich verbunden halten, mit vier Perſonen, ſie wären zu 
Regierungshändeln qualificirt oder nicht, alle vorfallende Händel zu tractiren, außer ihrem Be⸗ 
denken nichts zu ſchließen und vorzunehmen, und neben ihnen niemand zu Rathe zu ziehen? 
was bliebe ihm gar, wenn er mit der Landſchaft zu tractiven hätte, und die Räthe derſelben 
wider ihren Herrn beiwohnen ſollten? Heiße das nicht dem Fürſten gänzlich die Hand ſchließen 
und ihm allen Rath entziehen? ein ſolches Verlangen ſei nicht nur gegen aller Völker Recht 
und wider die Vernunft, ſondern auch in der ganzen Chriſtenheit unerhört. Die Zuordnung 
der fränkiſchen Räthe könne übrigens ſchon deshalb nicht als Neuerung angegriffen werden, da 
auch Herzog Albrecht außer den vier Regimentsräthen verſchiedentlich ſich anderer bedient 
habe und zwar nicht bloß der hingerichteten, die mit ehrlichen Leuten nicht verglichen werden 
ſollten. Die Landſchaft ſelbſt habe ſich auf dem Landtage von 1565 dahin ausgeſprochen, ſie 
wolle dem Herzoge nicht entgegen fein, neben den Regimentsräthen andere gottesfürchtige ge⸗ 
ſchickte Männer zu Dienſten zu gebrauchen, was nicht allein auf die Inländer, ſondern auch auf 
die Ausländer gemeint ſei. Im Jahre 1579 habe man ſich zwar über die Zuordnung der 
fränkiſchen Räthe beſchweren wollen, nichts deſto weniger zuletzt doch ſchriftlich erklärt, daß man 
weder mit der Zuordnung an ſich, noch mit den zugeordneten Räthen unzufrieden ſei, und daß 
man ſich nur für zukünftige Fälle verwahre. Wenn man gegen die fränkiſchen Räthe etwas 
vorzubringen habe, fo möge man es im Einzelnen ausführen. Georg Friedrich ging aber 
noch weiter und griff den engherzigen Grundſatz der Ausſchließung der Ausländer von 
den Aemtern überhaupt an; ſchon Moſes gebiete feinem Volke die Ausländer zu achten, 
da auch ſeine Väter Ausländer geweſen ſeien; ihre eigenen Vorfahren wären ebenſo aus der 
Fremde eingezogen, aber nimmer würden ſie zu der gegenwärtigen Stellung gelangt ſein, wenn 
ſchon damals der von ihnen jetzt vertheidigte Grundſatz gegolten hätte; er könne nicht wiſſen, 
woher und von welcher Zeit fie den Anfang der Einzöglingſchaft datirten; jene Mißgunſt gegen 
die Ausländer müſſe dem ganzen Lande üblen Ruf bringen, ja es ſei zu befürchten, daß ihre 
Kinder bei anderen Nationen namentlich im deutſchen Reich gleiche Behinderung fänden und von 
jedem Dienſte ausgeſchloſſen würden. Es war mit jenen Privilegien über den Vorzug der Ein⸗ 
zöglinge und beſonders über das Regiment allerdings eine eigene Sache; man wird nicht gera⸗ 
dezu behaupten können, daß die Stände dieſelben willkürlich deuteten; das, was ſie wollten, lag 
wohl in der Abſicht deſſen, der die Privilegien ertheilte; aber eben fo wenig wird man Georg 
Friedrich einen Vorwurf daraus machen, daß er fie zu umgehen ſuchte; in dem Geſetze felbft 
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lag der Fehler, der es vernichten mußte. Wie wir aber hier das vernünftige Recht auf Seiten 
Georg Friedrichs ſehen, ſo vertrat er überhaupt oft das allgemeine und vernunftgemäße 
gegen die beſondern und zufälligen Richtungen der Stände; dies zeigen einige der folgenden 
Beſchwerden noch deutlicher. Faſt an das Lächerliche ſtreift es, wenn die Stände ſich über⸗ 
Georg Friedrichs Haushaltung beſchwerten und von übermäßigen und unnöthigen Aus: 
gaben ſprachen, (während ſie im Grunde nur ſagen wollten, daß dieſelben denjenigen nicht mehr 
zu Gute kommen, die daran gewöhnt waren). Sie bemerkten ferner: Der blöde Herzog, ſeine 
Gemahlin und die preußiſchen Räthe würden ſehr genau gehalten, die letzteren ſeien außer dem 
Burggrafen und Hofrichter vom Schloſſe entfernt, aber viele fremde und ausländiſche Diener 
an ihre Stelle geſetzt, auf welche vielmehr als früher aufgewendet werde; in der neuen Hofſtube 
werde eine große Menge Volles geſpeiſt, außer denjenigen, die noch ihre beſondere Tafel und 
Ausſpeiſung hätten. Georg Friedrich begnügte ſich hierauf zu bemerken, niemand werde 
dadurch in ſeinem Rechte verkürzt; er wiſſe, daß kein Wohlgeſinnter über ſeine Haushaltung 
Beſchwerde führen werde, und könne in dieſer Beſchuldigung nur die Stimme derer, welche die 
fremden Räthe beneideten, hören. Noch ſchroffer ſtellten ſich die Stände (namentlich der Adel) 
in der Klage über die Verwaltung der Landämter dem Herzog entgegen. Die Aemter 
ſeien mit Hauptleuten von Herrſchaft, Ritterſchaft und Adel zu beſetzen; aber an die zwölf Aemter 
ſeien nur mit Amtſchreibern beſetzt, die oft ſo viel als nichts von der Haushaltung wüßten; 
denen als nicht ebenbürtigen, Herrſchaft und Adel, ja denen ſelbſt andere nicht gehorchten, und 
bei denen Herrſchaft und Adel ihre Juſtiz nicht ſuchen könnten. Sie würden ſchnell reich, und 
könnten doch nicht „allen Dingen ſo genau auf die Schanze ſehen“. Schlechte Amtleute hätten 
durch beſſere erſetzt werden können, doch müßte ihnen ein Gehalt geboten werden, der ihren Ver⸗ 
hältniſſen entſpreche und ſie nicht zuzubüſſen zwinge. Hierin waren die Städte ganz anderer 
Meinung und beriefen ſich auf Beſchlüſſe von 1575 und 1578, durch welche dem Herzoge die 
Beſetzung der Aemter mit Perſonen aus allen Ständen heimgeſtellt ſei, von denen aber die bei- 
den anderen Stände nichts wußten. Die Antwort des Herzogs iſt zu errathen. Er antwortete: 
Der Adel habe ſich von den Aemtern zurückgezogen, ſobald dafür geſorgt ſei, daß die Ordnung 
hergeſtellt und der eigne Wille aufgegeben werde. Weiter beſchwerten ſich die Stände, daß in 
Abweſenheit des Herzogs die Statthalterſchaft, welche nicht bloß nach den älteren Privile— 
gien, ſondern auch nach dem diploma curatorium den Regimentsräthen gebühre, nicht dieſen 
fondern Fremden oder wenigſtens zugleich Fremden übertragen würde, worauf der Herzog aller- 
dings eine ausweichende Autwort gab. Dagegen nahm er es, während die Stände ſich auf 
Privilegien bezogen, welche ſie verſicherten, daß Ausſchreiben und Befehle in feiner Abwefenheit 
im Namen der Regenten erlaſſen, und mit einem eigens dazu beſtimmten Siegel bezeichnet ſein 
müßten, als ſein Recht in Anſpruch, dieſelben in ſeinem Namen ausfertigen zu laſſen, da die 
Regierung auf ihn fundirt ſei. Beſtimmte die Regimentsnotel und das Teſtament endlich, daß 
bei Geſandtſchaften an den König wenigſtens einer der Regimentsräthe, einer der vier Haupt⸗ 
leute und einer von der Landſchaft zugezogen werde, beſchwerten ſich die Stände darüber, daß 
es nicht geſchehen ſei, und verlangten fie namentlich zu wiſſen, was der König auf die Proteſta⸗ 
tion wegen des diploma euratorium verfügt habe, jo verſprach er zwar jene Privilegien in 
Acht zu haben, ſofern die Geſandtſchaften Landes angelegenheiten beträfen, aber mit der weitern 
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Einſchränkung, wenn er unter den Räthen dazu geeignete Perfonen finde: über die angezogene 
Proteſtation habe der König ſich noch nicht erklärt. Auf die Regierungsweiſe Georg Friedrichs 
bezog ſich endlich die ſchon berührte Beſchwerde über die Veränderungen im Kollegium 
der Landräthe, und das ſchon oft wiederholte Verlangen, daß wo der einhellige Schluß aller 
Stände erforderlich ſei, nicht Kreistage, ſondern Landtage berufen würden, da jene nur die 
Zwietracht beförderten. 

Auch über die Gerechtigkeitspflege wurde geklagt. Viele beſchwerten ſich, daß ſie ohne 
vorhergegangene Citation beſtrickt, oder daß gegen ſie auf Angeben böſer Leute ohne vorherge— 
gangene Beſprechung hinterrücks inquirirt werde. Königsberg ins Beſondere klagte über Ein- 
brüche in ſeine Gerichtsbarkeit; ſonſt wenn die Oberherrſchaft gegen einen Bürger in den Städten 
etwas zu ſuchen oder zu klagen gehabt, habe ſie ſolches durch ihren Fiskal vor dem Rathe oder 
Gerichte, darunter der Bürger geſeſſen, gethan, neulich aber ſei auf unerhörte Weiſe verfahren. 
Dittrich Montfort war nach der Darſtellung der Städte neulich auf das Schloß berufen, 
feſtgenommen, der ſtädtiſchen Gerichtsbarkeit entnommen und von der Herrſchaft in Verhaft ge— 
halten. Die Städte hatten ſupplieirt und nur mit Mühe erlangt, daß Montfort nach langer 
Verhaftung vor das löbenichtſche Gericht geſtellt wurde. Dieſes Gericht hatte nicht nach dem 
Willen des Herzogs geſprochen; daher wurde das Urtheil von dem Fiscal verworfen mit der 
Drohung (wie ſich auch der Herzog öffentlich vernehmen ließ), das Gericht propter denega- 
tam justitiam zu beſprechen. Der Herzog ertheilte über dieſe Beſchwerden folgenden Beſcheid: 
er habe nicht erwartet, daß die Landſchaft ihm dergleichen Vorwürfe machen ſollte, da ſie ſelbſt 
um ernſtliche Beſtrafung des Todſchlages und anderer Verbrechen gebeten hahe, und ihm ohne— 
hin nach göttlichem Gebote ſolch Einſehen zu haben zuſtehe. Jedermann kenne den Unterfchied 
zwiſchen bürgerlichen und peinlichen Prozeſſen; in den erſteren ſei er noch niemanden von Herr— 
ſchaft und Adel oder anderen zu nahe getreten, aber wenn entweder das factum notorium fei, 
und die Thäter trotzig auf ihren Gütern ſich aufhielten, oder wo „des Austretens halber“ ein 
Verdacht entſtehe, müſſe vermöge aller beſchriebenen ordentlichen Rechte realis eitatio und der 
Zugriff gebraucht werden: denn wo man fie peinlich anklagen, ſchriftlich oder ſonſt citiren wollte, 
würden gewiß wenig Miſſethäter erſcheinen und zu verwirkter Strafe gebracht werden können. 
Der alte Herzog habe nicht allein dergleichen, ſondern auch wohl einen mehreren Ernſt gebraucht, 
Er werde ſich mit dem Inquiriren und Citiren ſchon zu halten wiſſen. Montforts Sache aber 
verhalte ſich folgendermaaßen. Wie er zu Land und Leute gelangte, habe er eine große Alie— 
nation der Gemüther bei etlichen Unterthanen gefunden, und allerlei Calumnien und Auflagen 
erfahren müſſen. Er habe anfangs darauf nicht achten wollen, aber die Spöttereien haben kein 
Ende genommen, es habe ſich Widerſetzlichkeit mit denſelben gepaart; niemand ſei ihm bei ſeiner 
Rückkehr nach Königsberg zum Empfange entgegen gekommen, nicht einmal von ſeinen Dienern; 
er habe nichts unternehmen können, was nicht cavillirt oder beſchwerlich angezogen wäre, fo daß 
ſelbſt die Prediger zur Ordnung gemahnt, und der Magiſtrat aufgefordert werden mußte, ſein 
Amt zu gebrauchen. Da dieſe Verwarnung und Erinnerung nichts fruchtete, habe er beſchloſſen, 
an einem Aufhetzer ein Exempel zu ſtatuiren. Montfort, der ſich ſchon durch feinen Unge— 
horſam gegen das nach dem Theologenſtreite ergangene kirchliche Mandat, durch ſeine Wider— 
ſetzlichkeit gegen die Erhebung des Bierpfennigs und durch Vorſchläge, welche dahin zielten, die 
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Subſidien für Polen dem Herzog nicht in die Hände zu geben, ausgezeichnet hatte, ſei ihm neben 
andern als einer der Rädelsführer genannt. Nun ſei es ſchon unter dem alten Herzoge nicht unge⸗ 
bräuchlich geweſen, diejenigen, welche ſich gegen die Herrſchaft vergangen hätten, bis auf weiteren 
Beſcheid zu Hofe zu verſtricken; weiter habe auch er nichts gethan. Die Königsberger könnten 
lein Privilegium aufweiſen, in eriminibus praesertim exceptis et contra dominum zu richten, 
noch viel weniger ſei das letztere herkömmlich. Die Ingquiſition gegen Montfort (bei welcher 
der Herzog ſich der Hilfe des Rathes und Gerichtes im Kneiphof bediente) habe dahin geführt, 
daß dieſer nach langem Leugnen und Widerſtreben endlich doch ungezwungen mehrere hochſtraf— 
bare Handlungen bekannte, (doch nahm Montfort ſeine Ausſagen ſpäter als abgedrungen in 
Gegenwart des Nachrichters zurück) und in ſeiner darauf eingereichten Supplication ſelber den 
Tod mehr als wohlverdient zu haben erklärte. Nun habe der Herzog durch den Fiskal bei 
dem Halsgericht im Löbenicht peinlich gegen ihn agiren laſſen wollen, daſſelbe habe ſich aber 
ſo parteilich gezeigt, daß die Richter für die Patrone des Angeklagten hätten gelten können. 
Der Herzog habe daher den Handel bei dieſem Gerichte nicht verfolgen können, de denegata 
justitia proteſtiren laſſen. Er ſei nunmehr entſchloſſen, gegen Montfort ex officio zu pro⸗ 
cediren uud ſolche rechtliche Mittel und Wege an die Hand zu nehmen, wie es ſeine Nothdurft 
erfordere, und wie er es gegen Gott und ſonſt, wo es von Nöthen, verantworten könne. Wir 
können den einzelnen vorliegenden Fall nicht mit Sicherheit beurtheilen, aber die Hauptſache 
iſt auch vielmehr das Princip, von welchem der Herzog ausging. Er habe nichts gethan, als 
was zur Erhaltung ſeiner Autorität nöthig war, darin aber weder der Städte noch des Landes 
Privilegien verletzt, „welche in dieſem Falle wenig disponiven werden, auch ihrer f. D. als des 
regierenden Fürſten oberſte Jurisdiction nicht derogiren können“. Wenn man anführe, daß es 
bisher im Lande nicht gebräuchlich geweſen ſei, könne ſolches ihrer f. D. Libertät nicht präju— 
diciren, denn ex actibus negativis nullum inducitur jus. 

Wie der Herzog in der Handhabung der Regierung und in der Gerechtigkeitspflege jede 
äußere Beſchränkung möglichſt aus dem Wege räumte, ſo litt er auch keinen Eintrag in die 
unmittelbar nutzbaren Regalien. Es handelte ſich hier vorzüglich um Holz- und Jagd-Ge⸗ 
rechtigkeit, Wir ſprechen über die letztere des inneren Zuſammenhanges wegen an dieſer Stelle, 
obgleich ſie vom Herzoge ſelber unter den Propoſitionen vorgelegt war, und von den Ständen 
daher in den Bedenken über dieſe nicht unter den Beſchwerden behandelt wurde. Die Holz— 
gerechtigkeit beregten fie allerdings zuerſt, unter den letztern. Nach dem ſamländiſchen Pri⸗ 
vilegium von 1413 war den Bewohnern dieſes Landestheils, ſofern ſie nicht eigene Holzung 
hatten, freigegeben, zu Feuersnothdurft in den Büſchern und Sträuchern, die nicht zum Hegen 
taugten, frei Holz zu nehmen; auch war ihnen in demſelben die Verabreichung von Bauholz 
verheißen, um welches ſie ſich jedoch an den Marſchall oder den Voigt in Samland zu wenden 
hätten. Nun beſchwerten ſich Adel und Freie von Samland, daß gegen ihre Privilegien ihnen 
das freie Brenn- und Bauholz, ſelbſt wenn ausdrückliche Berechtigung dazu nachgewieſen wäre, 
vorenthalten ſei; aber auch die andern Kreiſe klagten, daß der Herzog und die amttragenden 
Perſonen denjenigen, welche ſolche freie Hölzung hätten, Schwierigkeiten machten; manchem ſei 
die verſchriebene Hölzung gänzlich benommen, indem die herrſchaftlichen Waldungen „mit Leuten 
beſetzt“, oder vermiethet wären. Auch die Städte und beſonders Königsberg klagten über den 
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Mangel an Holz, welches über die Maaßen theuer werde, da die Hölzung allenthalben genau 
eingezogen, und die Zufuhr an Holz nicht wie vorhin geſtattet werde; ſchon fühlten die Brauer 
und Bäcker in ihren Gewerben ſich dadurch beeinträchtigt. Der Herzog bejahte, daß er den 
freien Gebrauch der Hölzung allerdings einigermaßen reſtringirt habe, um zu hindern, daß nicht 
die durch unzeitiges und unziemliches Verhauen unglaublich verwüſteten Wälder gänzlich vernich⸗ 
tet würden. Komme man dieſen Unordnungen nicht bei Zeiten entgegen, ſo werde auch hier, 
obwohl das Land an Wildniſſen und Heiden allerdings reich ſei, mit der Zeit Mangel an Holz 
wie anderwärts eintreten. Allerdings ſeien viele mit freier Hölzung privilegirt, aber deshalb 
dürfe nicht jeder in den herrſchaftlichen Wäldern, wie viel ihn gelüſte, und wo es ihm am be— 
quemſten ſcheine, Holz ſchlagen, oder was ihm zur Nothdurft bewilligt ſei, verkaufen und fort: 
geben; ſolche Mißbräuche müſſe er abſtellen. Er wolle keinen beeinträchtigen, müſſe aber über 
die Ausdehnung jener Rechte genaue Erkundigung einziehen, und verlange daher, daß jeder ſeine 
Anſprüche beweiſe. Das ſamländiſche Privilegium verlaute nicht auf den Adel, ſondern nur 
auf die Freien und Bauern, ſofern ſie keine eigene Hölzung hätten. Eigenthümlich war die 
Einrichtung des Herzogs, daß er durch den fränkiſchen Hausvoigt Zettel austheilen ließ, ohne 
welche niemandem Holz zu kaufen geſtattet war. Königsberg hatte ſich darüber beſchwert; der 
Herzog erklärte, er habe fie nur getroffen, um das Auflaufen und Vertheuern des Holzes dadurch 
zu verhindern. 

Mit dem Hetzen und Jagen hätten Herrſchaft und Adel, wie es in der Propoſition 
hieß, nicht nur dem Fürſten, ſondern auch einander großen Schaden gethan; er wolle ihnen ihre 
Freiheit keinesweges rauben, aber Ordnung ſchaffen und zwar, obwohl er es für ſich ſelbſt thun 
könnte, mit Rath aller Stände, damit man um fo weniger Grund habe, ſich darüber zu be— 
ſchweren. Wir können auch hier nicht angeben, welche Maaßregeln der Herzog bereits ergriffen 
hatte, um der Unordnung zu ſteuern, doch war die Unzufriedenheit über dieſelben, wie ſeine eigene 
Propoſition zeigt, ſehr groß. Der Unzufriedenheit aber kam der Trotz gleich: ein Edelmann hatte 
geſagt, „er wollte dennoch jagen, ja auch wenn ſ. f. D. Bart ein Buſch wäre und ein Haſe 
darinnen ſäße, wollte er ihn heraushetzen.“ Selbſt der erſte Stand erklärte auf dem Landtage, 
daß über das Jagdweſen beſchwerliche Ausſchreiben und Befehle erlaſſen ſeien. Er erinnerte an 
die Verhandlungen des Herzogs Albrecht mit den Ständen auf den Landtagen von 1562 
und 1563 und an ſeinen Abſchied vom 22. März 1563, und bat Georg Friedrich es bei 
den damaligen Beſtimmungen bleiben zu laſſen, wenn er nicht noch höhere Begnadigungen er— 
theilen wolle. Der zweite Stand wollte ſich in dieſer Beziehung der alten und neuen Landre- 
ceſſe, der Landesordnung, der wohlhergebrachten Gerechtigkeit, Freiheit und Gewohnheit halten 
und davon im Wenigſten nicht abtreten. Ueberdies rügten ſie die Worte der Propoſition, „daß 
der Herzog vor ſich ſelbſt diesfalls gute Ordnung anzurichten gut Fug und Macht haben ſollte“, 
und zwar in der Abſicht, „damit nicht bedenkliche Eingänge im Lande zu merklichem Nachtheil 
deſſelben entſtehen mögen“; denn bisher habe „die regierende Herrſchaft keine neuen Ordnungen, 
Conſtitutionen oder Satzungen, ſowohl in geiſtlichen als weltlichen Sachen vor ſich ſelbſt und 
ohne gemeine einhellige Verwilligung einer allgemeinen ehrb. Landſchaft von allen Ständen zu 
machen oder anzurichten, oder zu ändern ſich unterſtanden“. Die Städte waren in dieſem 
Punkte mit dem Herzog einig, denn ſie erinnerten, wenngleich zunächſt wohl aus eigenem In⸗ 
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tereſſe, daran, daß nach den alten Verordnungen niemand dem andern auf dem ſeinigen zu 
nahe treten dürfe. Der Herzog rechtfertigte ſein Verfahren noch weiter; die Jagd ſei eines der 
vornehmſten Regalien, und er müſſe es um ſo mehr in Acht halten, da er dem blöden Vetter 
und deſſen Nachkommen verantwortlich ſei. Auch der alte Fürſt habe das Jagdrecht ſtreng ge— 
handhabt und z. B. die hohe Wildbahn niemand verſtattet, der nicht durch ſeine Handfeſte 
dazu berechtigt war; auch unter der nächſtfolgenden Regierung ſeien nur Unordnungen eingeriſſen, 
keine Zugeſtändniſſe gemacht; wenn die Amtleute eine Zeit lang durch die Finger ſahen, ſo 
könne das unmöglich ein Recht begründen. Um aber der heilloſen Unordnung zu ſteuern, habe 
er durch die Amtleute zuerſt verwarnen laſſen, dann durch ſtrenge Mandate geboten, ſich des 
unziemlichen Jagens und Pirſchens an Orten, da ſ. f. D. die hohe und niedere Wildbahn un— 
widerſprechlich zuſtändig, endlich zu enthalten. Er habe damit nur gethan, was alle anderen 
Fürſten, auch der König von Polen thäten. Beſonders pochte der Adel von Samland hier 
auf ein vermeintes Recht; der Herzog bemerkte, noch hätten ſie kein Privilegium darüber auf— 
gelegt, doch könne er ihnen mehrere Erlaſſe der Regierung aus dem Anfange des Jahrhunderts 
vorzeigen, in welchen den Amtleuten aufgetragen würde, denjenigen nachzutrachten, welche auf 
herrſchaftlichem Grunde und Boden jagten, auch wiſſe ja jedermann, daß Herzog Albrecht feine 
beſonderen Gehege auf dem ganzen Samlande gehabt habe. Endlich ſtand es allerdings in 
Georg Friedrichs Befugniß eine Jagdordnung zu erlaſſen, ſofern fie keinen in feinen Rechten 
beeinträchtigte, und dies führte er zu feiner Rechtfertigung auch ſelber an. Gegen dieſe Erör— 
terung wandte der erſte Stand (denn die beiden andern wurden nicht mehr zum Wort gelaſſen), 
ein, daß Herzog Albrecht und Albrecht Friedrich niemanden jemals verboten hätten, nach 
allerlei Wild, wie das immer Namen haben mag, auf dem eigenen Boden zu jagen; auch hätten 
ihre Eltern und Vorfahren nicht allein auf dem ihrigen, ſondern anch auf herrſchaftlichem Grund 
und Boden (außerhalb der Gehege) nach allerlei Wild gejagt, „derwegen ſ. f. G. die Jagd 
in dieſen Landen für kein Regale oder Reſervatum anziehen könnte“; daß es 
aber außer Landes von einigen Fürſten dahin gebracht, daß es ihre Unterthanen für ein Regale 
halten müſſen, davon wolle man nicht disputiren; das aber wiſſe man, daß es in der Krone 
Polen und bei den benachbarten viel anders gehalten werde: denn daſelbſt habe jeder nicht allein 
auf dem ſeinen, ſondern auch wohl auf der K. M. ſelber (jedoch außerhalb der königlichen Ge— 
hege und Wildbahnen) und eines andern Grunde feinen Gefallen nach zu jagen, zu hetzen, zu 
ſchießen und allerlei Waidwerk zu treiben. Die größere Berechtigung und Befreiung der Sam— 
länder möge wohl daher zu ſchreiben ſein, daß ſie enger bedrängt und nicht ſo viel Raum haben, 
als wohl andere. Denn allerdings ſeien ſchon hiebevor große Bezirke in Samland eingehegt, 
aber doch leinesweges ganz Samland, wie der Herzog anzudeuten ſcheine, in ein Gehege ver— 
wandelt. Die bisher gehaltenen Gehege ſeien im Fiſchhauſen'ſchen die Fiſchhauſen'ſche Haide, 
die Girre im Girmauſchen, der Strand von Lochſtädt bis Grünhof; im Schaakenſchen die Ca⸗ 
pornſche Haide, der Sarkauſche Wald, die beiden Poſten, der Trimpauſche Wald, die Gauen, 
das Neuhäuſiſche und Waldauſche Amt; im Tapiau'ſchen der Friſching; ſonſt die Wildniß im 
Labiau'ſchen zu Laukiſchken, im Taplackiſchen, Salauſchen, Georgenburgiſchen, Inſterburgiſchen, 
Tilſiſchen und Ragnitſchen. 

Dieſes waren die Beſchwerden, auf welche die Stände damals den meiſten Nachdruck 
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legten und welche dem Landtage ſeine Farbe gaben. Es wurden zwar noch einige andere bei— 
gefügt, wir übergehen ſie aber, theils weil ſie ſchon anderwärts vorgekommen und ausführlicher 
beſprochen ſind, theils weil ſie nicht ſo tief greifen, als die angeführten. Es ſchien, als wenn 
der Herzog den Landtag nur berufen habe, um zu zeigen, daß es ihm um die bisher befolgten 
Maximen und ergriffenen Maaßregeln ſehr Ernſt ſei. Er wies nicht nur die 
Beſchwerden der Stände faſt ſämmtlich ab, ſondern damit die Stände wüßten, wie viel 
Unrecht und Ungebühr auch auf ihrer Seite ſei, ſtellte er dieſen Beſchwerden, als „vermeinten 
und unnoͤthigen“, die ohne Zweifel auch nicht mit einhelligem Schluß und Belieben der ganzen 
Landſchaft aufgelegt ſeien, die ſeinigen entgegen. Es ſei ihm ſchmerzlich, daß gegen ihn und 
ſeine fränkiſchen Räthe und Diener hin und wieder allerlei Calumnien und böſe Nachrede 
ausgeſprengt; daß faſt „in allen Zuſammenkünften und Bierzechen“ übel von ihnen geredet, daß 
Pasquille und dergleichen Lieder gegen fie gedichtet und verbreitet würden ꝛe. — Ferner habe 
er befunden, daß ſeine billige rechtmäßige Mandate und Befehle bei Amtleuten und Amtver— 
wandten nicht den ſchuldigen Gehorſam finden. Es ſei keine geringe Widerſetzlichkeit, 
daß ſich die Landſchaft über ſo ſtattliche vielfältige und öffentliche Zuſage des Bierpfennigs 
weigere, denſelben weiter gehn zu laſſen. Auch verurſachte es dem Herzoge nicht geringes 
Nachdenken, daß ſich die Stände der Landſchaft unterſtehen, hin und wieder auf den Aemtern 
verbotene Conventicula und Zuſammenkünfte zu halten, „welche doch hoch verboten und 
in keinem Lande geſtattet noch nachgelaſſen werden“. Ja die Landſchaft unterſtehe ſich, ohne 
der Herrſchaft Vorwiſſen Contributiones und Anlagen ihres Gefallens zu ſchließen und 
beſondere Leute anzunehmen und zu beſtellen, dieſelben wider die Herrſchaft zu gebrauchen. Bei 
Erhebung des Bierpfennigs weigere der Adel, namentlich im Raſtenburgiſchen, ſeine Beiſteuer, 
auch wo ſie allgemein übernommen ſei, und bei Vermögensſteuern werde von etlichen Ständen 
(dies geht auf die Städte) kein Nachweis und Regiſter ihres Geſammtvermögens vorgelegt, 
„ſondern fie erlegen allein, was ihnen gefällt“. „Auf den Landtagen werden die Voll mach— 
ten wider Herkommen und Gebrauch hinterhalten, da die Abgeſandten doch ſchuldig, ſie alsbald 
nach angehörter Propoſition zu übergeben. Und iſt an dem nicht genug, daß die Vollmachten 
zu rechter Zeit nicht übergeben und hinterhalten werden, ſondern es ſollen auch etliche Abge— 
ſandte und vornehmlich die, ſo allein Luſt tragen, mit der Herrſchaft unnöthige Weitläuftigkeit 
anzurichten, beſondere Inſtructiones auf ſich fertigen laſſen, welche den Vollmachten nicht 
gemäß, dadurch denn allerlei heimliche Conſilia und Rathſchläge wider die Herrſchaft gehalten 
werden können“. Weiter beſchwerte er ſich über die Unordnung auf den Landtagen und andern 
Zuſammeuküuften, „daß einige wenige, etwa vier, ſich unterſtehen, die Sache ihres Gefal— 
lens zu dirigiren und zu handeln, und was alſo von ihnen gehandelt und geſchloſſen wird, 
das muß alsdann den Namen haben, als ob es von einer ganzen Landſchaft beliebet und an— 
genommen, wie denn in dieſem jetzigen Landtag auch geſchehen“. Er erklärte es für Ungebühr 
und Neuerung, daß die Stände von ausländiſchen und fremden Herrn und Herrſchaften ohne 
ſein Vorwiſſen Briefe annähmen und daß ſie die Bittſchriften verdächtiger mißthätiger 
Menſchen befürworteten. Bei den Gerichten in Königsberg würden die Urtheile nicht immer 
gebührlich exequirt, und mancher arme Mann an feinem Recht gröblich verkürzt. Noch ſtellte er 
einige Beſchwerden, welche die fürſtlichen Beſitzungen und Nutzungen betrafen, zuſammen: die 
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von Herrſchaft und Adel haben in den letzten Zeiten der Unordnung manche Güter, die 
unmittelbar dem Herzog anheimfielen, an ſich gezogen, worüber bei der Viſitation Nachfor—⸗ 
ſchung zu halten ſei; viele Freien ſeien ohne Vorwiſſen und Erlaubniß der Herrſchaft ausge⸗ 
lauft und dadurch derſelben das Pflugkorn und andere Dienſtpflichtigkeit entzogen, wenn man 
ſich nicht gar adeliger Freiheit für ſolche Güter angemaßt habe; man habe viele neue Krüge 
und Mühlen angelegt und dadurch der Herrſchaft die ſchuldige Zeiſe und Metze entzogen; end— 
lich ſei die Fiſcherei-Gerechtigkeit ungebührlich ausgedehnt, beſonders bei Erbtheilungen, 
und die Holzgerechtigkeit vielfach gemißbraucht. Er ſchloß mit der Bemerkung, daß er noch 
viele dergleichen Beſchwerden anführen könne, daß er auch Fug und Recht habe, hierin die nöthi— 
gen Maaßregeln zu ergreifen; er hoffe aber, man werde ſich nun ſolcher Dinge enthalten. Die 
Stände ließen es an einer Erwiederung auf dieſe Beſchwerden nicht fehlen; ſelbſt der erſte 
Stand, den der Herzog ſo vorſorglich reformirt hatte, blieb dabei nicht ganz zurück. Wie es 
in den Erwiederungen der Fürſten auf die ſtändiſchen Beſchwerden zu geſchehen pflegte, lehnten 
auch die Stände vielfach die Allgemeinheit in den Beſchwerden ab, und überließen dem Herzoge, 
ſich in jedem einzelnen Falle, der rechtlich nachzuweiſen wäre, ſeines Rechtes zu bedienen. Wir 
finden in ihrer Antwort daher nur wenig was beſonderer Erwähnung werth wäre. Dieſes we— 
nige bezieht ſich aber beſonders auf die Beſchwerden des Herzogs über den Wortführer, und 
über Vollmachten und Inſtruetionen. In der erſteren Rückſicht erklärten die Stände, 
es ſei ihnen nie in den Sinn gekommen, befondere Coutributionen und Anlagen ihres Gefallens 
zu ſchließen und beſondere Leute anzunehmen, die ſie gegen die Herrſchaft gebrauchen könnten; 
es habe damit vielmehr folgende Bewandniß. Nachdem nicht allein auf dieſem Landtage, ſondern 
hiebevor von vielen Jahren her und allezeit Zwiſt und Streit zwiſchen einer ehrbaren Land— 
ſchaft geweſen, daß keiner, wenn man der Herrſchaft etwas mündlich oder ſchriftlich hat antra- 
gen ſollen, reden oder den Autrag thun wollen, ſondern iſt jederzeit von einem auf den andern 
geſchoben worden; demſelben Streit nun nicht allein zuvorzukommen, ſondern auch zu Verhü— 
tung eines ganzen Landes Schimpf und Schaden, in Betrachtung, daß es auch an andern Orten 
zugelaſſen und gebräuchlich iſt, hat eine ehrbare Landſchaft, wie auch von etlichen Jahren her, 
dahin gedacht, einen verſtändigen geſchickten Mann, der ein Einzögling dieſes Landes, in dem 
Lande begütert und, ſ. f. D. mit Eidespflichten verwandt wäre, zu handeln angefangen, der 
nicht allein auf alle Fälle einer ehrb. Landſchaft Wort und Antragen thäte, ſondern auch einer 
ehrb. Landſchaft Händel kundig wäre; denn wenn ſolches vorlängſt geſchehen, könnte man vielleicht 
jetzt ehe und beſſer zu und von den Händeln kommen, als fo leider geſchieht; und wäre mit 
nichten dahin gemeint, daß derſelbe wider die Herrſchaft ſich brauchen laſſen ſollte; in Sonder; 
heit aber wäre man nicht bedacht geweſen, in dieſem Punkt das geringſte zu ſchließen, ſondern 
daſſelbe ſ. f. D. zuvor in Unterthänigkeit zu vermelden, wie denn eine ehrb. Landſchaft noch 
hiemit unterthänig gebeten haben wollte, daß ſ. f. G. damit in Gnaden zufrieden ſein wollte“. 
„Was die Ueberantwortung der Vollmachten belangt, hätten ſ. f. D. ſich im Anfange 
des Landtags mit den Abgeſandten nach gehaltener Disputation dahin verglichen, daß dieſelben 
ihre Vollmachten, wenn fie ihrer f. D. Propoſition beantworteten, übergeben wollten; daſſelbe 
wäre dem alten Gebrauch nach hoffentlich von allen geſchehen. Daß aber f. f. D. wegen 
der Inſtructionen oder beſondern Memoriale etwas aufgehalten worden, ſolches wäre 
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daher geſchehen, daß man dieſelben zuvor niemals aufgeben dürfen; doch hätte man ſ. f. D. 
dieſelben letztlich auch zugeſtellt, und wollte eine ehrb. Landſchaft unterthänig hoffen, daß nichts 
darin zu finden, ſo wider ſ. f. D. oder dieſes Land mit Fug und Beſtand könnte oder möchte 
gedeutet werden. Die Beſchwerde, daß auf den Landtagen und andern Zuſammenkünften einige 
wenige ſich anmaßten, ihres Gefallens zu dirigiren, wurde ganz und gar zurückgewieſen. 

Der Wortführer oder Syndicus, den die Landſchaft ſich erkoren hatte, war kein anderer, 
als jener Friedrich von Aulack, deu der biſchöfliche Bann“) einige Zeit lang von den Land: 
tagsverhandlungen fern gehalten. Seine practiſche Tüchtigkeit hatte vor ſeiner Bannung die 
Abweichungen feiner religiöſen Geſinnungen in der Beurtheilung der Landſchaft mehr als aufge— 
wogen; der Bann frappirte zwar, aber nur auf kurze Zeit. Bekannte doch Schack ſelbſt, der 
Kanzler, „daß Aulacks gleichen im Lande nicht wären; wenn er ſich nur mit dem Biſchof ver— 
glichen hätte, er wollte den Tag ſeine Dienſte abtreten, denn er befinde ſich dazu zu ſchwach, 
und ihm ſolche einräumen. Auch feierte Aulack nicht ſeinen Widerſachern gegenüber; er ver— 
langte bald nachdem er in den Bann gethan war, die pares curiae **), aber wir wiſſen nicht, 
Bann damals, als die Landſchaft Aulack zum Syndicus erkor, aufgehoben oder auf irgend eine 
Weiſe beſeitigt war. 

Die bisherigen Verhandlungen hatten im Ganzen genommen nur den Erfolg, daß die 
Spaltung zwiſchen den Anſichten der Herrſchaft und der Unterthanen immer 
deutlicher hervortrat; der Herzog befürchtete, daß auch fernere Verhandlungen keinen gün— 
ſtigeren Erfolg haben würden und beſchloß daher, dieſelben lieber abzubrechen. Nach achtwöchent⸗ 
lichen Sitzungen übergab er den Ständen einen Landtagsabſchied, durch welchen er „dem 
unnöthigen Gezänk und Disputationen ein Ende machen wollte (7. Mai). Dieſer Abſchied ent- 
ſprach im Ganzen den früheren Erklärungen, und enthielt eigentlich nur den Worten nach einige 
Zugeſtändniſſe. So verſprach der Herzog z. B. „nach einem geſchickten, gelehrten und wohler— 
fahrenen, friedliebenden Theologen zu trachten und denſelben hereinzubringen“, nicht damit 
Samland wieder einen Biſchof erhalte (dieſem Verlangen der Stände entſprach er jetzt ſo wenig, 
als vorher), ſondern damit nicht allein die ſamländiſche Kirche, ſondern auch die hohe Schule 
hier in Königsberg und andere dieſes Landes Kirchen chriſtlich und nach Nothdurft verſehen 
werden könnten“. Wegen des weltlichen Regiments gab er ebenfalls eine neue aber eben 
ſo wenig den Forderungen der Stände entſprechende Erklärung, „er wolle hinfort den vier 
preußiſchen Oberräthen etliche ſeiner ausländiſchen Räthe gnädig adjungiren und zuordnen, welche 
mit einander zugleich alle vorfallende preußiſche Land- und Kammerſachen bis auf feinen Schluß 
und ſeine Approbation und fernere Verordnung tractiren und berathſchlagen und hiezu eine be— 
ſondere Rathſtube, wie auch nichts weniger gewiſſe Stunden, wenn ſie zuſammenkommen ſollen, 
verordnen, damit es alſo ein corpus ſei, und durch ſie ſämmtlich alle Sachen deſto richtiger 
und ſchleuniger, ohne vergebliches Hin- und Wiederweiſen abgehandelt und zu gebührlicher end— 
licher Verrichtung gebracht werden mögen“. In vielen einzelnen Punkten waren die Auslaſſun⸗ 

*) Hartknoch Preuß. Kirchenhiſtorie S. 460, 461. 

*#) Gregor Möller's Annalen in Act. Bor, T. II. p. 816. 820. 
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gen und Verheißungen des Herzogs ſo allgemein, daß man hinter denſelben alles finden aber 
auch alles vermiſſen konnte. Er ſtellte der Landſchaft nochmals anheim, ob ſie diejenigen, 
welche er aus ihrer Mitte zur Viſitation ziehen würde, honoriren wollten oder nicht, gedachte 
aber im letzteren Falle es auf ein kleines nicht abzuſehen um die Viſitation darüber nicht aufs 
zugeben. So verlangte er auch nochmals die Abzahlung des Reſtes der 400,000 Mark, der 
Intereſſen und der Flickſchulden, aber dieſe mit der Drohung, daß er, wenn die Landſchaft ſich 
derſelben weigere, ſich veranlaßt ſehen würde, gänzlich keine Schulden, welche er nicht 
gemacht, aus der Rentkammer zu zahlen und abzurichten“. So wenig Troſtes der 
Abſchied enthielt, ſollte er doch nur unter der Bedingung dieſer Bewilligung gültig ſein, und 
von der Willfährigkeit und Fügſamkeit der Stände überhaupt wurde eine Amneſtie abhängig 
gemacht, deren ſie gar nicht zu bedürfen meinten. Sie erbaten ſich, als der Abſchied ihnen 
übergeben wurde, Zeit zur Ueberlegung. Der Herzog gewährte dieſelbe, aber mit der Erklä— 
rung, er ſei nicht bedacht, ſich mit der Landſchaft weiter einzulaſſen, oder zu disputiren oder 
etwas ſchriftliches anzunehmen. Die Stände entwarfen nichts deſto weniger eine Vertheidi— 
gung und Erwiederung auf den Abſchied, aber dreimal baten ſie den Herzog vergebens, 
dieſelbe anzunehmen. Nur der erſte Stand und die Stadt Kneiphof Königsberg zeigten ſich 
geneigt, nachzugeben. Jener ſuchte in einem Bedenken, das aber den beiden andern Ständen 
„aus bedenklichen Urſachen“ nicht vorgetragen wurde, nachzuweiſen, daß den vornehmſten Be- 
ſchwerden durch die Erklärungen des Herzogs doch in der That abgeholfen, und daß die Aus- 
gleichung im Uebrigen zu erwarten ſei, wenn man die vom Herzoge gemachten Forderungen, 
doch auf feſte Summen berechnet, bewillige. Er ſchlug zu dieſem Zwecke neben dem Bier— 
pfennig die Contribution von 10 Groſchen vor (14. Mai). Die Stadt Kneiphof verſagte ihre 
Unterſchrift zu einer von ihren Deputirten mitberathenen und bereits collationirten Eingabe, 
wogegen die übrigen Städte proteſtirten (10. Mai), und nahm an den folgenden Verhandlun⸗ 
gen über die Erhaltung der Privilegien keinen Theil. 

Das Intereſſe, welches der Churfürſt von Brandenburg an den Vorgängen in 
Preußen nahm, hatte ihn bewogen, Geſandte nach Königsberg zu ſchicken mit dem Auftrage, 
„alle Händel auf richtige Wege und zu gutem billigem Ende richten und befördern zu helfen“. 
Dieſe Geſandten erboten ſich, nachdem ihre Interceſſion bei dem Herzoge, daß er die Erwie— 
derung der Stände annehmen möge, vergeblich geblieben war, zur Vermittelung (17. Mai). 
Die Stände, welche dieſes Anerbieten freudig annahmen, wieſen ſie auf ihre Schriften und 
erklärten ihnen, daß ſie gerne Erinnerung annehmen und ſich zur Gebühr weiſen laſſen wollten, 
wenn fie wo zu weit gegangen wären, daß ſie aber auch von dem Herzoge daſſelbe erwarteten: 
denn er habe „in propria causa, da er mit einer ehrb. Landſchaft in ſchweren wichtigen Punk 
ten zwiſtig, durch gemeine Vereinigung aber noch nichts derenthalben richtig, noch eine ehrb. 
Landſchaft zur Nothdurft gehört fei, decerniret, cum nemo in propria causa idoneus ju- 
dex esse possit“ (18 Mai). Sofort traten die churbrandenburgiſchen Geſandten in Verbin⸗ 
dung mit einem Ausſchuſſe der Landſchaft, aber ihre Vorſchläge waren der Art, daß die Land⸗ 
ſchaft ſie ohne Verletzung ihrer Privilegien nicht annehmen zu können glaubte. Sie fingen mit 
den vorzüglichſten Punkten der Beſchwerde, mit der Biſchofswahl und der Adjunction der frän⸗ 
liſchen Räthe zum Regiment an, kamen aber auch über dieſelben nicht hinaus. Sie ſuchten nach⸗ 
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zuweiſen, daß in Betreff der Biſchofswahl der Streit nicht ſo groß ſei, die Landſchaft möge 
dem Herzoge nur Vertrauen ſchenken. Und er der Landſchaft nicht mißtrauen, erwiederte der 
Ausſchuß, welcher in dem Abſchiede die ausdrückliche Erklärung verlangte, daß der Herzog das 
ſamländiſche Bisthum durch ordentliche Wahl nach Receſſen und Landesordnung beſetzen wolle, 
Wenn die Geſandten dann noch einwandten, man ſolle dem Biſchofe nicht die große Gewalt 
und die unmäßige Beſoldung wie früher laſſen, jene würde wieder den Bann herbeiführen, mit 
dieſer könnten viel guter Leute unterhalten werden, ſo bemerkte der Ausſchuß der Landſchaft, 
wenn der Herzog ſich nur erſt über die Wahl erklärt habe, ſo könne über die Ausdehnung der 
Jurisdiction und über die Höhe des Gehalts noch auf dieſem Landtage das Nöthige feſtgeſetzt 
werden. Ebenſowenig kamen fie wegen der Adjunetion zum weltlichen Regiment überein: 
die Stütze der Stände waren auch hier die Privilegien, deren Aufrechterhaltung ſie im Nothfall 
von Polen erwarteten. Die Geſandten legten deshalb Nachdruck darauf, daß „der Fall mit 
dem blöden Herrn“ in den Privilegien garnicht vorgeſehen ſei, und deuteten an, daß von Polen 
gegen den Herzog ſchwerlich Hilfe zu erwarten ſei. Zugleich übergaben ſie dem Ausſchuß einen 
Zettel, „welchen der König oder deſſen Commiſſarien gegeben haben ſollten, damit ſie zu bewei— 
ſen vermeint, daß f. D. in der Haushaltung andere Leute zu gebrauchen, weil ſie auf den Fall 
Rechnung zu thun verbunden, nicht füglich gewehrt werden könne.“ Aber der Ausſchuß proteſtirte 
im Namen der Landſchaft ſowohl gegen jene Auslegung der Privilegien, in welcher ein blöder 
Herzog allerdings nicht erwähnt werde, als auch gegen den Inhalt dieſes Zettels: denn der 
König habe dem Herzog das Land nicht mit größeren Rechten eingeräumt als den früheren 
Fürſten. Unter ſolchen Umſtänden machte auch ein Verſprechen der Geſandten, bei dem Herzoge 
eine Verſicherung zu erwirken, daß die jetzige Adjunction nicht in Sequel gezogen werden dürfe, 
keinen Eindruck. Die Stände, welche nicht mit Unrecht fürchteten, daß Preußen, welches doch 
über kurz oder lang an Polen fallen könne, dann die preußiſche Regierung verlieren möchte, wenn 
man jetzt nicht die Erhaltung der Privilegien überwache (obwohl dies nicht ihr einziges Motiv 
war) blieben bei ihrem Widerſtande. Sie fragten die Geſandten, ob ſie nicht irgend einen 
leidlichen Weg ohne Verletzung der Privilegien vorſchlagen könnten, und verlangten eine runde 
Antwort, „damit eine ehrb. Landſchaft ferner hierin ihrer unvermeidlichen Nothdurft nach ſich 
zu erzeigen.“ 

Die Vermittelungsverſuche der churbrandenburgiſchen Geſandten führten alſo durchaus nicht 
weiter als die Verhandlungen zwiſchen den Ständen und dem Herzoge ſelbſt. Der Herzog ent— 
ſchloß ſich daher auf ſeinem Abſchiede zu beſtehen und die Stände zu entlaſſen. Er erklärte in 
ſeiner endlichen Reſolution am 22. Mai: die Landſchaft habe es mit der gütlichen Handlung 
nicht ernſt gemeint und ſei keinesweges ihrem Verſprechen nachgekommen, ſich weiſen zu laſſen, 
wo ſie Unrecht habe. Die Schuld der eingeriſſenen Spaltung und Weitläufigkeiten liege nicht 
an ihm, ſondern an der Landſchaft und beſonders an denjenigen, von welchen ſie verführt ſei; 
fie würden dafür ſchwere Rechenſchaft abzulegen haben. Er würde in Rückſicht auf die Regiments⸗ 
verfaſſung ſicherlich nachgegeben haben, wenn ihm nachgewieſen wäre, daß die Zuordnung der 
fränkiſchen Räthe den Privilegien zuwider ſei; aber der gegenwärtige Fall ſei in denſelben gar 
nicht berührt, und überdies ſpreche die Erklärung des Königs und der Commiſſarien für ihn. 
Es ſei ihm ſchmerzlich, daß man nach ſo lange hingezogenen Verhandlungen nun doch wieder 
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unverrichteter Sache auseinander gehe. Weil es nun aber einmal dahin gekommen ſei, ſo laſſe 
er alle Einwendungen gegen den Abſchied auf ſich beruhen. Er ſei in dem Abſchiede ſoweit als 
irgend möglich gegangen, und nicht, wie man vorgebe, judex in propria caussa geweſen; daher 
laſſe er es bei dieſem Abſchiede allerdings bewenden. Denen, welche dem Abſchiede nachkommen 
würden, ſicherte er ſeine fürſtliche Gnade zu, und drohte dagegen, die ungehorſamen uud rebelli— 
renden „zu wohlverwirkter Strafe anzuhalten.“ Die Reſolution endigte mit den Worten: „Und 
wollen demnach hiermit dieſe Landtagsverſammlung ernſtlich abgekündigt und männiglich wieder 
zu den Seinen zu reiſen erlaubt haben; mit dem Verwarnen, da hierüber mehr Tractatus von 
allen Ständen in Gemein oder in Sonderheit ohne fernere Erlaubniß gehalten, daß f. D. die. 
ſelbe nicht als ordentliche Zuſammenkünfte, ſondern als verbotene Conventicula wider der Herr— 
ſchaft Willen und Gehot achten und darauf ihre Nothdurft bedenken wollen.“ Beide Schrift— 
ſtücke, der Landtagsabſchied wie dieſe Reſolution, wurden in der That einige Tage darauf den 
Hauptleuten in den Aemtern überſchickt, mit dem Befehl ſie den Unterſaſſen bekannt zu machen 
(28. Mai). 

Die Mahnung des Herzogs an die Stände, ſofort auseinanderzugehen wurde nicht befolgt. 
Viele der Deputirten blieben noch beiſammen und verſammelten ſich in Privatgebäuden, um zu 
berathen, was fie unter dieſen Umſtänden weiter zu thun hätten. Vor allem ſtellten fie Au lack, 
der den größten Gefahren ausgeſetzt war, ein Zeugniß aus, daß alles, was er auf dieſem Land— 
tage ſowohl ſchriftlich als mündlich gehandelt und vollzogen habe, mit Rath, Beliebung, Bewilli— 
gung und Befehl einer ganzen ehrb. Landſchaft von allen Ständen geſchehen und vollzogen jet 
(22. Mai). Dann aber beſchloſſen ſie in Uebereinſtimmung mit den Städten, weil die beiden 
Abſchiede ihren Privilegien zuwider liefen und der Herzog ihnen trotz aller Bitten kein Gehör 
mehr geben wolle, an den König zu appelliren. Die Geſandten von der Herrſchaft und Ritter— 
ſchaft ließen, „weil die Städte aus allerhand eingefallener Ungelegenheit für diesmal ein mehreres 
nicht dazu thun konnten“, ſolche Appellation dem Herzoge, „ſo gut es ſich in dieſer Gefahr be— 
ſtellen ließ“, inſinuiren, und um dieſelbe gebührlicher Weiſe an die K. M. bringen zu laſſen, 
deputirten ſie hiezu, „weil ſie in völliger Anzahl aus allerlei beſchwerlichen Urſachen nicht länger 
bei einander bleiben konnten“, Hans Albrecht Herrn von Eulenburg, Friedrich Aulack, 
Sigmund von Wallenrod und Chriſtoph von der Dehle, „was zu Vollziehung dieſer 
Deputation von Nöthen ſein wird, ihrem höchſten Verſtande nach, dem Vaterlande zum Beſten 
ins Werk zu ſetzen und fortzuſtellen“, und ertheilten ihnen hiezu unbedingte Vollmacht (24. Mai). 
Dann erſt verließen ſie Königsberg *). (Fortſetzung folgt im nächſten Programm.) 

*) Baczke Preuß. Geſch. Bd. 4. S. 357 berührt die Angelegenheit kurz; ich weiß nicht nach welcher Quelle, 
doch erſcheint mir der Werth derſelben wegen mancher Abweichungen zweifelhaft. 
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J. Lehrverfaſſung. 


Sexta. 


Ordinarius: bis Michaelis Baldus, dann Skierlo. 


1) Religion 3 St. Bbibliſche Geſchichte des a. Teſt. Die beiden erſten Hauptſtücke 
wurden gelernt und einfach erklärt und einige hierauf bezügliche Bibelſtellen und Kirchenlieder 
gelernt. Wendland. 

2) Deutſch 4 St. Leſeübungen in Apel's Leſebuch, Theil I. Declamationsübungen, 
Orthographiſche Uebungen. Wöchentlich ein Dictat, ſpäter Nacherzählung vorgeleſener Stücke. 
Die Lehre vom einfachen Satz. Bis Michael Baldus, ſeitdem 1 St. Töppen, 3 St. Skierlo. 

3) Latein 9 St. Formlehre nach Scheele's Vorſchule Theil I. §8. 1-15. Von der 
zweiten Abtheilung wurde die zweite Reihe der lateiniſchen und deutſchen Stücke 8. 1—42 und 
ausgewählte Stücke der dritten Abtheilung überſetzt. Wöchentlich 1 Exercitium oder Extemporale. 
Bis Michael Szelinski, dann Skierlo. 

4) Geographie 3 St. Allgem. Geogr. der 5 Erdtheile nach Daniel, Buch 1. Gervais. 

5) Rechnen 4 St. Die 4 Species in benannten und unbenannten Zahlen. Der Drei⸗ 
ſatz in leichteren Aufgaben geübt. Kopfrechnen. Bal dus. 

6) Zeichnen 2 St. und 7) Schreiben 3 St., wie früher. Baldus. 


Quinta. 
Ordinarius: Dr. Szelinski. 

1) Religion 3 St. Die bibl. Geſchichte des N. Teſt. Das dritte, vierte und fünfte 
Hauptſtück wurde gelernt und einfach erklärt. Auch ſind einige darauf bezügliche Bibelſtellen 
und Kirchenlieder gelernt. Wendland. 

2) Deutſch 4 St. Lectüre ausgewählter Stücke in Apel's Leſebuch Theil I. Wöchentlich 
eine ſchriftliche Arbeit. Interpunction und Orthographie. Lehre vom einfachen und zuſammen⸗ 
geſetzten Satz. Declamationen. Im Sommer Gervais, im Winter Szelinski. 
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3) Latein 9 St. Scheele Theil I., Lehrgang 1, 8. 1—54, die zweite Reihe der latei— 
niſchen und deutſchen Stücke. Zu jeder Regel wurden Sätze memorirt. Wöchentlich ein Exer— 
citium oder Extemporale. Formenlehre nach Siberti Cap. 1-69. Aus Bonnell's Vocabularium 
wurden die unregelmäßigen Verba gelernt. Aus dem kleinen Herodot St. 6—9. Szelinski. 

4) Franzöſiſch 3 St. Die Lectionen 1—59 des Elementarbuchs von Plötz überſetzt 
und viele Sätze memorirt. Wöchentlich 1—2 Exereitien. Heinicke. 

5) Geographie und Geſchichte 3 St. Die Länder Europas nach Daniel, 3. Buch. 
Kartenzeichnen. Die Heroengeſchichte der Griechen. Anfänge der römiſchen Geſchichte. Gervais. 

6) Rechnen 3 St. Vier Species mit gewöhnlichen und Decimal-Brüchen. Regeldetri 
und Zinsrechnung ohne Proportionen. Blümel. 

7) Naturgeſchichte 2 St. Während des Sommerhalbjahres Pflanzenterminologie. 
Kenntniß u. Beſchreibung von wildwachſenden Pflanzen und Kulturgewächſen nach dem Linns'ſchen 
Syſtem. Baldus. 

8) Zeichnen 2 St. comb. mit VI. Wie früher. Baldus. 

9) Schreiben 2 St. comb. mit VI. Wie früher. Baldus. 


QAuarta. 
Ordinarius: Dr. Heinicke. 

1) Religion 2 St. Wiederholung der bibliſchen Geſchichten des A. und N. Teſt. Ge 
nauere Erklärung des Katechismus. Darauf bezügliche Bibelſtellen und Kirchenlieder wurden 
wiederholt und neue hinzugelernt. Wendland. 

2) Deutſch 2 St. Leetüre ausgewählter Stücke in Apel's Leſebuch Theil II. Ausführ⸗ 
liche Erläuterungen über die Satz⸗ und Interpuuctionslehre. Alle drei Wochen eine ſchriftliche 
Arbeit. Declamationen monatlich. Szelinski. 

3) Latein 10 St. Formenlehre nach der Schulgrammatik von M. Siberti Cap. 7—69, 
72 77, 80 u. 81. Syntax nach Scheele's Vorſchule, Theil II. Wiederholung des 1. Lehr: 
ganges, vom 2. Lehrgang iſt die 1. Reihe der lateiniſchen und deutſchen Stücke durchüberſetzt 
und viele Sätze daraus memorirt. Jede Woche ein Exereitium oder Extemp. 7 St. Heinicke. 
Lectüre: Aus dem kleinen Livius von Weller 1—5, 10—12, 14, 15 und aus Siebelis' Tyrocin. 
verſchiedene Abſchnitte. 3 St. Gervais. 

4) Griechiſch 6 St. Aus Krügers Grammatik bis zu den Verbis in ar excl. Erſter 
und zweiter Curſus aus Jacobs Leſebuch mit Auswahl. In den 3 letzten Quartalen wöchent⸗ 
lich ein Exereitium oder Extemporale. Im Sommer Krauſe, im Winter Skierlo. 

5) Franzöſiſch 2 St. Wiederholung der in Quinta durchgenommenen Lectionen aus 
Plötz; Die Lectionen 60 — 91 find durchüberſetzt und die regelmäßigen ſowie die wichtigſten unregel⸗ 
mäßigen Verben gelernt; auch einzelne Abſchnitte aus dem kleinen Vokabular von Plötz. Ge⸗ 
leſen wurden ausgewählte Stücke aus Leloup's Abtheilung 1. Wöchentliche Exercit. Heinicke. 

6) Geſchichte und Geographie 3 St. Geſchichte der Griechen und der Römer bis 
zur Kaiſerzeit. 2 St. Die außereuropäiſchen Welttheile nach Daniel's Leitfaden, Buch 2. 
1 St. Heinicke. 

7) Mathematik 3 St. Decimalbrüche und eutgegengeſetzte Größen, Leitfaden 8. 1— 17. 


61 


Proportionslehre, Leitf. S. 5461. Einfache und zuſammengeſetzte Regeldetri. Zinsrechnung, 
Geſellſchaftsrechnung, Discontorechnung ꝛe. Planimetri: Einleitung, Linien und Winkel, von den 
Dreiecken und Vierecken, Konſtructionsaufgaben. Leitf. S. 1-50. Blümel. 

8) Zeichnen 2 St. Die Elemente der Perſpeetive. Zeichnen nach Naturkörpern und 
Freihandzeichnen nach den Vorlegeblättern der Berliner Zeichenſchule. Baldus. 


1 
Ordinarius: Dr. Siebert. 

1) Religion 2 St. Geſchichte des Reiches Gottes im A. Teſt. nach Hollenberg, Abth. 3. 
Wiederholung und eingehendere Erklärung des Catechismus mit neuen darauf bezüglichen Bibel⸗ 
ſtellen. Darſtellung des Kirchenjahres; mehrere Lieder wurden dazu gelernt, die frühern wie⸗ 
derholt. Wendland. 

2) Deutſch 2 St. Lectüre in Apel's Leſebuch, Curſus III. Declamirſtücke daraus alle 
14 Tage. Aufſätze alle 4 Wochen. Grammatiſche Wiederholungen. Die Hauptgattungen der 
Proſa und Poeſie. Die Anfangsgründe der Metrik und des Versbaus. Im Sommer Wendland, 
im Winter Ger vais. 

3) Latein 10 St. Einübung der Syntax nach Siberti. Repetition der Formenlehre. 
Wöchentlich ein Exerecitium oder Extemporale, größtentheils aus Süpfle's Aufgaben, Theil 1. 
Mündliche Uebungen nach Süpfle, 4 St. Caes. bell. Gall., lib. IV- VII., 4 St. Privat⸗ 
lectüre: Caes. bell. eiv., lib. I. größtentheils, und Cornel. 12 Feldherrn, A St. Siebert. 
Ovid lib. III-VI. mit Auswahl. Wöchentlich find einige Verſe memorirt, 2 St. Skierlo. 

4) Griechiſch 6 St. Wiederholung der Declination und Conjugation auf o, dazu 
Verba auf e, unregelmäßige Verba nach Krüger. Präpoſitionen nebſt den wichtigſten Regeln 
der Syntax. Wöchentlich ein Exercitium oder Extemporale, 3 St. Xenophon Anab. lib. I. 
et II., privatim lib. VII., 3 St. Szelinski. 

5) Franzöſiſch 3 St. Aus der methodiſchen Grammatik von Plötz find die franzöſiſchen 
und die 1. Reihe der deutſchen Stücke überſetzt und ausgewählte Stücke aus Leloup, Abth. 2, 
geleſen. Wöchentliche Exercitien. Heinicke. 

6) Geſchichte und Geographie 4 St. Geſchichte des preußiſchen Staats von den 
älteſten Zeiten bis 1815. Wiederholung der deutſchen Geſchichte, 2 St. Die Geographie der 
außereuropäiſchen Erdtheile repetirt, ausführlicher Europa, Deutſchland und namentlich Preußen 
durchgenommen. Heinicke. 

7) Mathematik 3 St. Wiederholung des Curſus von Quarta. Gebrauch der Paren⸗ 
theſe, Potenzrechnung, Quadrat- und Kubikwurzeln, Leitf. §. 17—47. Gleichungen des erſten 
Grades mit einer und zwei Unbekannten. Miſchungsrechnung, Leitf. $. 50—64. Planimetrie: 
über den Flächeninhalt der Figuren, der Kreis, Proportionalität der Linien, Aehnlichkeit der Fi⸗ 
guren, Leitf. 8. 64— 117. Konſtructionsaufgaben. Blümel. 

8) Naturgeſchichte 2 St. im Winter. Säugethiere und Vögel nach Burmeiſter. Baldus. 

Religionsunterricht der katholiſchen Schüler, 2. Abtheilung (VI. V. IV. III. 
2 St. Die Glaubenslehre nach dem Deharbe'ſchen Katechismus Nr. 2 und die bibliſche Ge⸗ 
ſchichte des neuen Teſtaments bis zur Apoſtelgeſchichte nach Kabath. Karau. 


| 


See unda. 
Ordinarius: Blümel. 

1) Religion 2 St. Das Leben Jeſu nach Lucas. Hollenberg Abth. 4. Stiftung der 
chriſtlichen Kirche und das Wirken des Apoſtel Petrus nach Ap.⸗G. C. 1—12. Wendland. 

2) Deutſch 2 St. Aufſätze und Vorträge in verſchiedenen Gattungen der Darſtellung 
allmonatlich. Ueberſicht der ältern und neuern deutſchen Literatur. Einzelne Gedichte oder Bruch— 
ſtücke geleſen. Gervais. ; 

3) Latein 10 St. Durchnahme der Syntax inel. Syntaxis ornata nach Zumpt. Wö⸗ 
chentlich ein Exereitium oder Extemporale, größtentheils aus Süpfle's Aufgaben, Theil II. Münd⸗ 
liche Uebungen nach Süpfle. 3 freie Arbeiten, 4 St. Lectüre: Cic. pro Milone und Liv. 
XXV., I — XXVI. gegen Eude, 4 St. Privatlectüre: Sallust, Jugurtha und Caes. bell. 
eiv. lib. I. und III. größtentheils. Siebert. Virg. Aen. X.— XII., 6 Eclogen. Proſodie 
und metriſche Uebungen, 2 St. Im Sommer Töppen, im Winter Krauſe. 

4) Griechiſch 6 St. Xenoph. Mem. I. u. II. zur Hälfte. Plutarch, Aristides und 
Cato Major zur Hälfte, 2 St. Hom. Odyss. lib. VOI—XIL incl., das 9. Buch zum 
größten Theil memorirt, 2 St. Aus Krüger's Grammatik §. 54—57 und §. 45—52. Wie⸗ 
derholung der Etymologie; wöchentlich ein Exercitium oder Extemporale 2 St. Privatlektüre: 
die zweite Hälfte des 2. Buchs der Memorabilien und Cato Major beendigt, 1—6 Bücher 
der Odyſſee. Krauſe. 

5) Franzöſiſch 2 St. Lectüre in Plötz Chreſtomathie Sektion 1—3 und 8. Grammatik 
von Plötz Abſchn. 2—8. Die Uebungsſtücke theils mündlich, theils ſchriftlich; allwöchentlich 
ein Exercitium. Gervais. 

6) Geſchichte und Geographie 3 St. Griechiſche Geſchichte bis auf die Zeiten der 
römiſchen Weltherrſchaft. Wiederholung der römiſchen Geſchichte. Wiederholung der Geographie 
von Afrika, Amerika und Deutſchland. Töppen. 

7) Mathematik 4 St. Gleichungen des erſten Grades mit einer und mehreren Unbe— 
kannten, Leitf. $. 10 — 73. Logarithmen, Progreſſionen, Zinſes-Zins und Rentenrechnung, 
Leitf. §. 50—102. Beendigung der Planimetrie, Leitf. $. 117-157. Ebene Trigonometrie, 
Leitf. S. 136. Konſtruetionsaufgaben. Blümel. 

8) Phyſit 1 St. Magnetismus und Elektricität nach Brettner. Blümel. 

Hebräiſcher Unterricht in der 2. Abtheilung (II.) 2 St., im erſten halben Jahr 
diesmal 1 St. Geſenius Grammatik Theil 1 und aus Theil 2 die Hauptſache über das Nomen, 
das Pronomen, das regelmäßige Verbum und die Verba mit Gutturalbuchſtaben. Lectüre: 
J. Sam. C. 12—20. Im zweiten halben Jahre wurde die 2. Abtheilung mit der erſten com: 
binirt. Wendland. 


Prima. 
Ordinarius: Profeſſor Dr. Krauſe. 
1) Religion 2 St. Erläuterung der confessio Aug. nach Hollenberg, Abſchnitt 5, 
8. 110—140 u. Abſchnitt 7. Neuere Kirchengeſchichte auf die ansführliche Schilderung einzelner 
erleuchteter Männer wie Spener, Zinzendorf u. a. beſchränkt. Zuſammenfaſſende Ueberſicht der ältern 
Kirchengeſchichte. Lectüre: Kleinere Briefe des Apoſtel Paulus: Gal., Epheſ., Phil. Wendland. 
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2) Deutſch 3 St. Aufſätze monatlich. Uebung in freien Vorträgen. Literaturgeſchichte 
bon Opitz bis auf die neueſte Zeit. Wiederholung der Logik. Hauptpunkte der Pſychologie. Töppen. 

3) Latein 8 St. Cie. de Orat. lib. II. und die Hälfte von lüb. III.; Tac. Hist. 
lb. I., 3 St. Hor. Carm. lib. III., IV. und die beſten Epoden und Satiren. Schriftliche 
Uebungen in Horaz. Metren nach deutſchen Dictaten 2 St. Wöchentlich ein Exereitium und 
ein mündliches Extemporale aus Süpfle, 10 lat. Arbeiten, 2 St. Sprechübungen und freie 
Vorträge, 1 St. Privatlectüre: das 3. Buch de Orat. beendigt, das 2. Buch Tae. Hist., 
einige Reden von Cie. Von einigen Primanern Terent. Andr. und Adelph. Krauſe. 

4) Griechiſch 6 St. Plat. Protagoras (vollſtändig); Thucidides, de bell. Pelop. 
lib. VII. Wöchentlich ein Exercitium oder Extemporale. Repetition der Syntax nach Krüger, 
4 St. Siebert. Soph. Oedipus rex. Hom. II. lib. I., II., III., VI; privatim I. 
lib. IV., V., 2 St. Töppen. 

5) Franzöſiſch 2 St. Lectüre in Plötz aus Sect. 7. Le diplomate; aus Sect. X. 
Athalie. Repetition der Grammatik. Allwöchentlich Exereit. oder Extemp. Metrik. Gervais. 

6) Geſchichte und Geographie 3 St. Geſchichte der neuern Zeit. Wiederholung der 
alten Geſchichte. Geographiſche Wiederholungen. Töppen. 

7) Mathematik 4 St. Permutationen, Kombinationen und Variationen. Der binomiſche 
Lehrſatz, Gleichungen des dritten Grades, Theilbarkeit der Zahlen, Kettenbrüche, diophantiſche 
Gleichungen, Leitf. $. 102-161. Ebene Trigonometrie, Leitf. 8. 1-44. Konſtructionsaufga⸗ 
ben. Mündliche und ſchriftliche Wiederholungen. Blümel. 

8) Phyſik 2 St. Mechanik der feſten, tropfbar und ausdehnfamen flüſſigen Körper nach 
Brettner. Wiederholungen. Blümel. 

Religionsunterricht der katholiſchen Schüler, 1. Abtheilung (II., I.) 2 St. 
Wiſſenſchaftliche Darlegung der Lehre über die h. Schrift, apoſtoliſche Tradition, Kirche, Schöpfung, 
Erlöſung und Heiligung. Kirchengeſchichte: von Carl dem Großen bis Luther. Karau. 

Hebräiſcher Unterricht, 1. Abtheilung (J.) 2 St. In der Grammatik wurden die 
unregelmäßigen Verba, die Lehre vom Nomen und den Partikeln durchgenommen. Geleſen 
wurde I. Sam. C. 12— 20 und Pſalmen 1—24 und 46—48. Wendland. 

Zeiche nunterricht, 1. Abtheilung, 2 St. Zeichnen nach Naturkörpern und Freihands 
zeichnen ſchwierigerer Landſchaften, Thier⸗ und Blumenſtücke und Ornamente. Ausführung in 
Blei und Kreide. Baldus. 

Geſangunterricht. VI. und V. 2 St. Notenkenntniß. Treffübungen an den Inter⸗ 


vallen der Dur-Tonleitern. Rhythmiſche Uebungen. Choräle, Lieder ernften und heitern Inhalts. 
Uebungen im Transponiren. — IV. 1 St. Einübung der Diskantſtimme für den vierſtimmigen 


Chorgeſang. — III. 1 St. Einübung der Altſtimme für den vierſtimmigen Chorgeſang. — 
IV., III., II., I. 1 St. Chorgeſang, Chöre von Möhring, die Glocke von Romberg, Freie 
Kunſt von Sämann. — II., I. 1 St. Vierſtimmiger Männerchor. Klein'ſche Pfalmen, die 


Gunſt des Augenblicks von Markull, Feſtgeſang an die Künſtler von Mendelſohn⸗ Bartholdy. 
Die liturgiſchen Chöre und Lieder ernſten und heitern Inhalts. Baldus. 
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Muſikaliſche Aufführungen in der Kirche fanden ſtatt: zur Confirmationsfeier am 
Sonntage vor Michael, zur Kirchweihe in Mühlen am 6. November und am Tage der Sieges⸗ 
feier den 18. Dezember 1864. 


Themata der Abiturienten-Arbeiten. 
1) Zu den deutſchen Aufſätzen. 
Michaelis 1864: Sperat infestis, metuit seeundis 
Alteram sortem bene praeparatum 


Pectus. 
Horat. Carm, II., 10. 


Oſtern 1865: Ein jeder Freundſchaftsdienſt, ein jeder kluger Rath, 
So klein die Welt ihn ſchätzt, iſt eine große That; 
Auch in der Dunkelheit giebt's göttlich ſchöne Pflichten, 
Und ſie im Stillen thun, heißt mehr als Held verrichten. 
Gellert. 
2) Zu den lateiniſchen Aufſätzen. 
Michaelis 1864: Illud „otia dant vitia“ et argumentis et exemplis ex historia petitis 
probandum est. 
Oſtern 1865: Cur eloquentiae a Romanis in toga prineipatus sit datus. 


3) Zu den mathematiſchen Arbeiten. 
Michaelis 1864: 1. Quadratiſche Gleichung: 
n Sn a OR 
ty 72V? yo x ty LO yr2 
b) ö Yyx ZXY —4 ir 145 IX y. 

2. Das Volumen eines parallel abgeſtumpften geraden Kegels iſt 4954,39 c“; die 
Seiten bilden mit den Grundflächen einen Winkel P — 650 22 32,44“; die Differenz 
der Radien beträgt 5. Es iſt der Mantel des abgeſtumpften Kegels zu berechnen. 

3. Die Fußpunkte der drei Höhen eines Dreiecks ſind durch gerade Linien mit 

einander verbunden. Man ſoll den Flächeninhalt des ſo entſtandenen Dreiecks durch eine 
Seite und die Winkel des urſprünglichen Dreiecks ausdrücken. 
4. Ein Dreieck zu zeichnen, wenn gegeben iſt eine Seite b, der ihr gegenüberliegende 
Winkel 3 und das Verhältniß einer zweiten Seite a zu der ihr zugehörigen Höhe (a: h). 
Oſtern 1865: 1. Jemand kauft Schaafe, Schweine und Kühe, 40 Schaafe koſten 13 Thlr. mehr 
als 11 Schweine, 17 Schaafe aber und 5 Kühe koſten zuſammen 190 Thlr. Wie viel 
koſtet ein Stück von jeder Gattung? 

2. Den Durchmeſſer (2 R) des einem Dreieck umſchriebenen Kreiſes, vermehrt um 
den Radius (r) des inneren Berührungskreiſes, iſt gleich dem Radius (r,) des äußeren 
Berührungskreiſes, der die Seite a und die Verlängerungen von b und e berührt, ver⸗ 
mehrt um denjenigen Abſchnitt der zur Seite a gehörigen Höhe, der zwiſchen der Ecke A 
des H und dem Durchſchnittspunkte S der drei Höhen liegt. Th. 2R ET r, ＋ AS, 
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3. Das Volumen einer geraden Pyramide, deren Grundfläche ein reguläres 136Eck 
iſt, gleich dem Volumen einer Kugel von 2,053053“ Radius; jede Grundkante iſt 1,435894“. 
Wie groß iſt jede von den gleichen Seitenkanten und wie groß die Seitenoberfläche der 
Pyramide? 
4. Einen Kreis zu zeichnen, der zwei gegebene Kreiſe im Durchmeſſer ſchneidet und 
von einem dritten gegebenen Kreiſe eine der Länge nach gegebene Sehne abſchneidet. 


— ———— — 


1. Verfuͤgungen 
des Königlichen Provinzial-Schul⸗Collegii zu Königsberg. 


1864. 20. Mai. Mittheilung eines Miniſt.-Reſer. vom 18. Mai, durch welches 150 2 
aus den verfügbaren Beſtänden der Gymnaſialkaſſe zur Vermehrung der Gymnaſialbibliothek 
bewilligt wurden. 

23. Mai. Mittheilung einer Miniſt.-Verfügung vom 18. Mai, betreffend den Unterricht 
derjenigen Gymnaſiaſten, welche auf das Königl. Gewerbeinſtitut zu Berlin überzugehen beab— 
ſichtigen, im Freihand- und Linearzeichnen. 

1. Juni. Aus den von dem Herrn Finanzminiſter unter dem 7. Februar h. erlaſſenen 
allgemeinen Beſtimmungen über Ausbildung und Prüfung für den Königl. Forſtverwaltungsdienſt 
werden einzelne Abſchnitte zu weiterer Bekanntmachung mitgetheilt. 

17. Juni. Mittheilung des Miniſt.-Reſeripts vom 14. Juni, durch welches das Schul- 
geld für I. und II. auf 20 Thlr., für III. und IV. auf 16 Thlr. erhöht wird. Das Schul⸗ 
geld für V. und VI. ſoll wie früher 12 Thlr. betragen. 

16. Juni. Es werden Vorſchläge zu geeigneten Berathungsgegenſtänden für die nach 
Pfingſten 1865 in Königsberg zu eröffnende Directorenconferenz eingefordert. 

29. Juni. Mittheilung der Miniſt.⸗Verfügung vom 20. Juni, betreffend die bei Einfüh⸗ 
rung neuer Schulbücher zu befolgenden Grundſätze. 

5. Juli. Mittheilung der Miniſt.⸗Verfügung vom 22. Juni, betreffend die Ausbildung 
der Turnlehrer in der Königl. Central-Turnanſtalt in Berlin. 

15. Juli. Eine Erörterung über den Umfang der Lectüre in den Schriften der Alten 
wird veranlaßt. 

20. September. Die dritte ordentliche Lehrerſtelle wird dem bisherigen interimiſtiſchen 
Lehrer Dr. Szelinski definitiv übertragen. ; 

23. September. Mittheilung des Miniſt.-Reſeripts vom 20. September, durch welches 
die Errichtung einer wiſſenſchaftlichen Hilfslehrerſtelle bei dem hieſigen Gymnaſium genehmigt 
wird. Dieſe Hilfslehrerſtelle wird dem Schulamts⸗Candidaten Skierlo übertragen. 

4. Oktober. Der Prediger Wendland wird für den Winter von den 4 deutſchen Unter: 
richtsſtunden, die er bis dahin ertheilte, entbunden. 

10. Oktober und 24. November. Folgende Schriften: Das höhere Schulweſen von 
Dr. Wieſe und die hiſtoriſche Karte des Brandenburgiſch-Preußiſchen Staats nach ſeiner Terri⸗ 
torialentwickelung unter den Hohenzollern von H. Kiepert werden empfohlen. 
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7. November. Die für die im Juni, 1865 in Königsberg zu haltende Directoreneonferenz 
zur Berathung beſtimmten Gegenſtände werden zur Vorberathung in der Lehrereonferenz mitge— 
theilt. Ueber das Ergebniß dieſer Vorberathung ſoll berichtet werden. 

28. December. Mittheilung des Miniſt.-Reſeripts vom 14. Deeember, nach welchem 
künftig unter Wegfall der bisherigen Sommer- und Michaelsferien Herbſtferien von 53wöchent— 
licher Dauer eingeführt werden ſollen. Dieſelben beginnen mit dem 15. Auguſt, wenn dieſes 
ein Mittwoch oder Sonnabend iſt, andernfalls mit demjenigen Mittwoch oder Sonnabend, wel— 
cher dem 15. Auguſt zunächſt folgt. 

Nach der Verfügung vom 21. Januar 1859 dauern die Oſterferien 2 Wochen, vom 
Donnerſtag vor Oſtern (und wenn Oſtern nach dem 15. April fällt, vom Donnerſtage vor 
Palmarum) an; die Pfingſtferien 5 Tage, nämlich Sonnabend vor den Feiertagen, die Feier— 
tage und noch 2 Tage; die Weihnachtsferien 2 Wochen, vom Donnerſtage vor den Feiertagen 
an (und wenn der heilige Abend auf einen Mittwoch fällt, von Mittwoch an, noch 1 Tag 
länger). Auch an den 5 Viehmärkten fällt der Unterricht in unſerem Gymnaſium aus. 

1865. 3. Januar. Mittheilung, daß das Progymnaſium zu Gneſen dem Programmen⸗ 
tauſche beigetreten iſt. 

An demſelben nehmen jetzt 242 höhere Lehranſtalten des Inlandes und 167 höhere 
Lehranſtalten des Auslandes Theil. 


III. Chronik. 


Das ablaufende Schuljahr begann den 23. März 1864. Die Ferien waren genau nach 
der beſtehenden Ferienordnung bemeſſen. Der Geſundheitszuſtand der Lehrer und der Schüler 
war im Allgemeinen befriedigend. Zwei Lehrer, welche einen 14tägigen Urlaub erhielten, Dr. 
Szelinski im Mai, der Unterzeichnete im Auguſt, wurden auf das Bereitwilligſte von den übri⸗ 
gen Lehrern vertreten. 

Am 8. Juni unternahm ein Theil der Lehrer mit den Primanern, Seeundanern und 
Tertianern einen größeren Spaziergang nach Mühlen, Neudorf, Ganshorn und Freudenhammer, 
während die übrigen Lehrer mit den jüngeren Schülern das Schulfeſt im Stadtwalde feierten. 

Im Juli und Auguſt benutzte der Unterzeichnete die Hundstagsferien und die zunächſt 
darauf folgenden 14 Tage zu einer Erholungsreiſe nach den Alpen, welche ihm zugleich Gelegen- 
heit gab einige wiſſenſchaftliche Arbeiten in Wien und Stuttgart auszuführen. 

Am 27. September wurde der bisherige interimiſtiſche Lehrer Dr. Szelinski als dritter 
ordentlicher Lehrer des Gymnaſii von dem Unterzeichneten in fein Amt eingeführt und vereidigt. 
Bald darauf traf der Schulamts⸗Candidat Skierlo hier ein, um die wiſſenſchaftliche Hilfslehrer⸗ 
ſtelle zu übernehmen. 

Julius Hermann Skierlo iſt den 10. März 1837 im Kirchdorf Eckersberg, Kreiſes 
Johannisburg, geboren. Er beſuchte das Gymnaſium zu Lyck von Michaelis 1847 ab 93 Jahr, 
bezog Oſtern 1857 die Univerſität Königsberg und ſtudirte daſelbſt hauptſächlich Philologie. 
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Nachdem er ſodann ein Jahr lang an der Stadtſchule zu Pleſchen, im Großherzogthum Poſen, 
unterrichtet hatte, wurde ihm im Januar 1863 interimiſtiſch eine Lehrerſtelle in Lyck übertragen, 
in welcher er mit kurzer Unterbrechung bis zum 1. Oktober 1864 verblieb. Im Deeember 1863 
wurde ihm von der wiſſenſchaftlichen Prüfungs-Commiſſion zu Königsberg das Zeugniß der 
facultas docendi ertheilt. 

Am 6. November begaben ſich mehrere Lehrer und die Schüler der oberen Klaſſen des 
Gymnaſiums nach Mühlen, um an der Feier der Einweihung der dortigen neuerbauten Kirche 
Theil zu nehmen. Durch eine muſikaliſche Aufführung wirkten die Schüler unter Leitung des 
Geſanglehrers Baldus bei der Feier mit. 

Im December 1864 und im Januar 1865 fand eine Reihe von Conferenzen zur Vor— 
berathung über die von dem Königl. Provinzial⸗Schul⸗Collegium zur Behandlung in der noch 
bevorſtehenden Directorenconferenz vorgelegten Themen ſtatt. Die Theilnahme an dieſen Vor— 
berathungen war außerordentlich rege. 

Die Abiturienten-Prüfungen nahm Herr Provinzial-Schul⸗-Rath Dr. Schrader am 
5. September 1864 und am 26. Februar 1865 ab. 

Der Geburtstag Sr. Majeſtät des Königs wird von Lehrern und Schülern des Gymnaſii 
in der herkömmlichen Weiſe gefeiert werden. 


— ——— —— 


IV. Statiſtiſches. 


Ueberſicht des Lehrercollegiums und der Stundenvertheilung. 
1. Im Sommer 1864. 


ee 
Director 3 Deutſch 13 
Dr. Töppen. = Geſchichte 3 Geſchichte 
2 gr. Dichter 2 Virgil | 
7, kehre g gatein . 2⁰ 
Profeſſor 6 Griechiſch 6 Griechiſch 
Dr. Krauſe, 
Ordin. En — — 2 ä 1 0 
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Anberben leitete der ordentliche Lehrer Baldus während des Sommers den Turn⸗ 
unterricht, 2 Mal je 2 St. wöchentlich. 

Die Zahl der Schüler betrug laut Nachweiſung des letzten Programms 194 Schüler. 
Abgegangen ſind 60, aufgenommen 38. Die Schülerzahl des Gymnaſii iſt demnach 172. Es 
befinden ſich in I. 29, II. 20, III. 32, IV. 38, V. 23, VI. 30. 

Einer nicht unbeträchtlichen Anzahl von angemeldeten Schülern hat die Aufnahme wegen 
mangelhafter Vorbereitung verſagt werden müſſen. Nicht ſelten werden auch für die unteren 
Klaſſen Schüler angemeldet, welche ihren Jahren nach in dieſelben nicht aufgenommen werden 
können. Gut vorbereitete Schüler treten in die unteren Klaſſen nicht eben häufig ein. Dieſen 
Uebelſtänden würde durch eine mit dem Gymnaſium zu verbindende Vorbereitungsklaſſe entgegen« 
gearbeitet werden können, wie ſie vorübergehend früher ſchon einmal eingerichtet war. Dauernd 
aber würde eine ſolche Vorbereitungsklaſſe in einer ſo kleinen Stadt wie Hohenſtein ſich nur dann 
halten laſſen, wenn das Intereſſe und die Sorge für einen rechtzeitig beginnenden und wohl 
geordneten Unterricht der Knaben, welche einſt das Gymnaſium beſuchen ſollen, in der Stadt 
und auf dem Lande noch allgemeiner und reger würden, als ſie ſich bisher gezeigt haben. 

Mit dem Zeugniß der Reife wurden zur Univerſität entlaſſen: 

Zu Michaelis 1864: 

60. Michael Gratzki, 223%. alt, kathol. Confeſſ., aus Allenſtein, Sohn eines Malers, 

1 J. Primaner des hieſigen Gymnaſii. 
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61. Emil Leſcheck, 194 J. alt, evang. Confeſſ., aus Gilgenburg, Sohn eines Kauf⸗ 
manns, 101 J. Schüler des Gymnaſii, 24 J. Primaner. 

62. Karl Schultz, 21 J. alt, kathol. Confeſſ., aus Schöndamerau bei Braunsberg, 
Sohn eines Landwirths, 14 J. Primaner des hieſigen Gymnaſii. 

63. Theophil Wronka, 21 J. alt, kathol. Confeſſ., aus Allenſtein, Sohn eines 
Zimmermeiſters, 1 J. Primaner des hieſigen Gymnaſii. 

Zu Oſtern 1865: 

64. Karl Böhlau, 203 J. alt, evang. Confeſſ., aus Biſchofswerder, Sohn eines 
Schuhmachermeiſters, 43 J. Schüler des Gymnaſii, 2 J. Primaner. 

65. Sylvius Dolega, 184 J. alt, kathol. Confeſſ., aus Panzerei bei Oſterode, Sohn 
eines Bürgermeiſters, 10 J. Schüler des Gymn., 2 J. Primaner. 

66. Albrecht Eberhard, 20 J. alt, evang. Confeſſ., aus Kunersdorf bei Wriezen, 
Sohn eines Königl. Förſters, 6 J. Schüler des Gymn., 2 J. Primaner. 

67. Karl Froſt, 21 J. alt, evang. Confeſſ., aus Heilsberg, Sohn eines Cantors, 
3 J. Schüler des Gymn., 2 J. Primaner. 

68. Arthur Hermenau, 204 J. alt, aus Allenſtein, Sohn eines Kaufmanns, 7 J. 
Schüler des Gymn., 2 J. Primaner. 

69. Ernſt Jackſtein, 195 J. alt, evang. Confeſſ., aus Freiſtadt, Sohn eines Pfarrers, 
7 J. Schüler des Gymn., 2 J. Primaner. 

70. Bernhard Laudien, 181 J. alt, evangel. Confeſſ., aus Königsberg, Sohn eines 
Regierungsraths, 10 J. Schüler des Gymn., 2 J. Primaner. 

71. Albert Maſchke, 20 J. alt, evang. Confeſſ., aus Lippinken bei Biſchofswerder, 
Sohn eines Gutsbeſitzers, 52 J. Schüler des Gymn., 2 J. Primaner. 

72. Oscar Matthy, 223 J. alt, kathol. Confeſſ., aus Trinkhaus bei Allenſtein, Sohn 
eines Gutsbeſitzers, 5; J. Schüler des Gymn., 2 J. Primaner. 

73. Eugen Neumann, 20 J. alt, evang. Confeſſ., aus Grzywno bei Culmſee, Sohn 
eines Mühlenbeſitzers, 74 J. Schüler des Gymu., 2 J. Primaner. 

74. Karl Schröter, 293 J. alt, evang. Confeſſ., aus Regerteln bei Gutſtadt, Sohn 
eines Käthners, war bereits mehrere Jahre Elementarlehrer, ehe er in das Gymnaſium aufge⸗ 
nommen wurde, gehörte dieſem 35, der Prima 2 J. an. 

75. Otto Sieroda, 19 J. alt, evang. Confeſſ., aus Neidenburg, Sohn eines Kreis— 
gerichtsſecretairs, 7 J. Schüler des Gymn., 2 J. Primaner. 

76. Karl Tottleben, 21 J. alt, evang. Confeſſ., aus Faulen bei Roſenberg, Sohn 
eines Gutspächters, 3: J. Schüler des Gymn., 2 J. Primaner. 

Zur Unterſtützung hilfsbedürftiger Schüler konnten auch in dieſem Jahre 5 Thlr. 
Zinſen des Belian'ſchen und 5 Thlr. Zinſen des Ziegler'ſcheu Legates, ſo wie die Vorräthe der 
Freibücherſammlung benutzt werden. 

An Geſchenken gingen dem Gymnaſium in dieſem Jahre zu: 1) Von dem Königl. 
Miniſterium der Unterrichts⸗Angelegenheiten zu Berlin und dem Königl. Provinzial⸗Schul⸗Colle⸗ 
gium zu Königsberg: Fortſetzung des Philologus von Leutſch, des neuen ſchweizeriſchen Muſeums 
von Ribbeck, Köchly ꝛc., der Völkerſtimmen Germaniens und der evangeliſchen Schulordnungen 
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von Vormbaum, ferner Hypolyti Romani quae feruntur omnia, 1858; 2) von dem Königl. 
Friedrichscollegium in Königsberg laut Vermächtniß des verſtorbenen Director Dr. Gotthold deſſen 
Schriften, herausgegeben von Schubert, A Bde. Svo.; 3) von Herrn Dr. Siebert Bopp's 
Sanskritgrammatik in kürzerer Faſſung; 4) von Herrn Stadtkämmerer Harich einige der alten 
Klaſſiker für fleißige Schüler; 5) von den Schülern Leſcheck, Wendt, Werthern einige Schul— 
bücher zur Unterſtützung armer Schüler. Für dieſe Geſchenke ſpreche ich öffentlich den gebühren- 
den Dank aus. 

Die Bibliothek des Gymnaſii, welche ſeit Jahren von dem Profeſſor Dr. Krauſe 
verwaltet wird, zählt einſchließlich der letzten Zugänge 44 Werke in Folio, 63 in Quarto, 
619 in Octavo. Zur Vermehrung derſelben find im Etat des Gymnaſii 100 Thlr. jährlich 
ausgeſetzt; im letzten Jahre konnten aber außerdem zu dieſem Zwecke noch 150 Thlr. zufolge 
außerordentlicher Bewilligung verwendet werden. Auf Koſten des Gymnaſii werden folgende perio— 
diſche Schriften gehalten: Die Staatszeitung, Stiehl Centralblatt für die Unterrichtsverwaltung, 
Hollenberg u. a. Zeitſchrift für Gymnaſialweſen, Sybel hiſtoriſche Zeitſchrift, Poggendorf Annalen 
der Phyſik und Chemie, Zarnde Centralblatt für literäriſche Kritik. Bei den neuen Anſchaffungen 
find diesmal beſonders die Fächer der deutſchen Literatur und des Alterthums berückſichtigt. 
Für das erſtere ſind angeſchafft: Dietrich Altnordiſches Leſebuch 1864, die Edda überſetzt von 
Simrod 1864, E. Schulze Gothiſches Gloſſar. Minneſinger herausgegeben von v. d. Hagen 4 Bde. 
1838, Gedichte Walthers von der Vogelweide bearbeitet von Simrock und Wackernagel 1833, 
des Stricker's Carl der Große herausgegeben von Bartſch 1857, P. Suchenwirths Werke 1827, 
Deutſche Myſtiker des 14. Jahrhunderts von Pfeiffer 2 Bde. 1845, 1857, Schauſpiele des 
Mittelalters von Mone 2 Bde. 1846, 1852, die Schriften von Seb. Brandt, Geiler von 
Keiſersberg, Th. Murners und Johann Fiſcharts in J. Scheible's Kloſter Bd. 1. 8. 10., 
M. Opitzen Gedichte von Triller 4 Bde. 1746, A. Gryphii Trauer- und Freudenſpiele 1663, 
der Sachſenſpiegel von Homeyer 3 Bde. 1835-1845, die deutſchen Volksbücher von Simrock 
9 Bde. 18451856, J. Winckelmann's Werke 12 Bde. 1825 — 1829, F. H. Jacobi's Werke 
6 Bde. 1812-1825, Hamann's Schriften 8 Bde. 1821-1843, J. Möſer's Werke 10 Bde. 
1858, J. G. Fichte's Werke 8 Bde. 1845, 1846, J. G. Fichte's Leben und Briefwechſel von 
J. H. Fichte 2 Bde. 1830, 1831, A. W. Schlegel's Werke 12 Bde. 1845, Meuſel Lexicon 
der teutſchen Schriftſteller 15 Bde. 1802 — 1816, J. Schmidt Geſchichte des geiſtigen Lebens 
in Deutſchland von c. 16811781, 2 Bde. 1862-1864, Rahel ein Buch des Andenkens für 
ihre Freunde 3 Bde. 1834, M. Hertz Karl Lachmann eine Biographie 1851. Auf das Alter⸗ 
thum Bezügliches: G. Bernhardy Grundriß der römiſchen Literatur 2 Bde. 1865, Mommſen 
Geſchichte des römiſchen Münzweſens 1860, A. Forbiger Handbuch der alten Geographie 3 Bde. 
1842 —1848, Curtius Erläuterungen zur griechiſchen Grammatik 1863, Ariſtophanes Comödien 
von Kock 4 Bde. 1864, Aristoteles ed. Bekker 4 Bde. 1831-1836, Eratosthenica von Bern⸗ 
hardy 1822, Apollonii Argonautica ed. Merkel 1854, Orphica ed. Hermann 1805, 
Polybius ed. Bekker 2 Bde. 1844, Appiani Historia Romana 2 Bde. 1852, 1853, 
Claudii Ptolemaei geographia 3 Bde. 1843-1845, Procopius ed. Dindorf 3 Bde. 
18331835, Agathias ed. Niebuhr 1828, Photii bibliotheca ed. Bekker 1824, 1825, 
Pomponius Mela ed. Tzschukke 7 Bde. 1807, Seriptores historiae Augustae 1787, 
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Aethiei Istrici cosmographia 1854, Jordanis de Gothorum rebus gestis 1861, Cice- 
a ‚ronis. Tusc. disp. ed. Seyffert 1864. Daran ſchließen ſich einige hiſtoriſche Werke: Zeuß 
die Deutſchen und die Nachbarſtämme 1837, P. J. Schafarik's Slaviſche Alterthümer, deutſch 
von Aehrenfeld 2 Bde. 1813, 1844, Werſebe die niederländiſchen Colonien im nördlichen Deutſch— 
land 2 Bde. 1815, 1816, Wilken Geſchichte der Kreuzzüge 8 Bde. 18071832, Savigny 
Geſchichte des römiſchen Rechts im Mittelalter 7 Bde. 1834-1851, Hartknoch Alt und Neues 
Preußen 1684, Sugenheim Geſchichte der Aufhebung der Leibeigenſchaft 1861, Wieſe das höhere 
Schulweſen in Preußen 1864. — Dictionaire de I’ Académie Francaise 2 Bde. 1852. — 
2 Schriften von Kirchhoff über das Sonnenſpectrum 1862, 1863. — Fortſetzungen von Grimm's 
Wörterbuch, Schmidts Eneyklopädie, Liebig Wörterbuch der Chemie, Friedländers Darſtellungen 
aus der Sittengeſchichte Roms ze. 

Auch die Schülerbibliothek konnte ſehr anſehnlich vermehrt werden. Zur deutſchen 
Literatur wurden angeſchafft einzelne Werke oder Geſammtausgaben von Walther v. d. Vogel⸗ 
weide, Hans Sachs, Flemming, Simon Dach, Roberthin, Albert, Gerſtenberg, Cronegk, Brockes, 
Chr. Gryphius, Canitz, Günther, Ebert, Zachariä, Uz, Gleim, Rabener, Ramler, Hölty, Lenz, 
J. Stilling, J. G. Jacobi, Krummacher, Pfeffel, Neubeck, Scheffner, Rheſa, Grillparzer, 
Schiller, Göthe, Anthologien und Erläuterungen von Vetterlein, Kletke, Hiecke, Wolff, Cholevius. 
Hiſtoriſches: Drumann's Idee'n, Lelewel über Pytheas, Seriptores rerum Germ. von Pertz 
2 Bändchen, Raumer's Hohenſtaufen, Spalatin Leben Friedrichs des Weiſen, Schertlin von 
Burtenbach's Selbſtbiographie, J. Schmidt und J. Burger Preußens Geſchichte in Wort und 
Bild, Riedel die Mark Brandenburg im Jahre 1250, Heinemann Markgraf Gero, Heinemann 
Albrecht der Bär, Hahn Friedrich I., Archenholz der ſiebenjährige Krieg, Paulig die Freiheits- 
kriege, Preußens Sagen von Temme und Tettau, und von Reuſch, Mannhardt die Götter der 
deutſchen und nordiſchen Völker; Thiers Geſchichte der franzöſiſchen Revolution, Mignet desgl. 
deutſch. Naturgeſchichtliches und Reiſen: Humboldt's Anſichten der Natur 2 Bde. und Reiſen 
bearbeitet von Kletke 4 Bde.; M. Polo's Reiſen mit Commentar von Bürck; Olearius Moslo⸗ 
vitiſche Reiſe; Külb Länder- und Völkerkunde in Biographien; Ritter's Europa herausgegeben 
von Daniel. Zum Studium des Alterthums: Seyflert palaestra Ciceroniava 5. Auflage; 
Seyftert scholae Latinae 2. Aufl.; Müller und Lattmann Griechiſche Formenlehre; Apollo- 
dori Bibliotheca ed. Heyne, Hygini fabulae, Pomponius Mela de situ orbis, Dietys 
Cretensis und Dures Phrygius de bello Trojani, Orosii historiae, Desider. Erasmi 
Colloquia und Adagia. Zur Philoſophie: Drobiſch Empirische Pſychologie und Logik. 

Für den phyſikaliſchen Apparat ſind im verfloſſenen Jahre angeſchafft: 2 ſphäriſche Brenn⸗ 
ſpiegel, 1 Waage nebſt Geſtell, 1 Apparat zur Darſtellung der Frauenhofer'ſchen Linien. 


Hohenſtein, den 16. März 1865. 
Dr. M. Teppen. 
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